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(A) 


(C) 


232. Sitzung 


Bonn, den 26. Oktober 1990 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Guten Morgen, meine 
Damen und Herren. Die Sitzung ist eröffnet. 

Der Abgeordnete Wüppesahl hat einen Antrag auf 
Erweiterung der Tagesordnung angekündigt. Ich er- 
teile das Wort zur Geschäftsordnung dem Abgeordne- 
ten Wüppesahl. 


Wüppesahl (fraktionslos): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich beantrage, 
nach § 20 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung die Auf- 
nahme des Tagesordnungspunktes „Menschenrecht- 
liche Situation in Tibet und bundesdeutsche Wirt- 
schaftsinteressen in China" in Verbindung mit einer 
45minütigen Aussprache — nach § 24 der Geschäfts- 
ordnung und unter Abweichung von der Geschäfts- 
ordnung nach § 126 — über die Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN — Druck- 
sachen 11/7812 und 11/8019 — sowie den Antrag der 
Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN „Menschenrechtsverletzungen und Kriegsrecht 
in Tibet" — Drucksache 11/4264 — und die Beschluß- 
fassung darüber nach § 78 Abs. 2 der Geschäftsord- 
nung auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung zu 
setzen. 

Diesen Antrag auf Erweiterung der Tagesordnung 

stelle ich im — jedenfalls seit gestern abend — Wissen 
darum, daß nächste Woche ein Tagesordnungs- 
punkt 20 mit den Buchstaben a bis 1, also insgesamt 
zwölf verschiedene Drucksachen, zur Menschen- 
rechtssituation, und zwar weltweit, behandelt werden 
soll. In diesen zwölf Unterpunkten sind der Men- 
schenrechtsbericht sowie spezifische Probleme aus 
diesem sehr problembeladenen Gesamtfeld enthal- 
ten. Von daher ist klar, daß in dieser 45minütigen Aus- 
sprache zu diesem Tagesordnungspunkt nächste Wo- 
che Tibet nur ein Fall von vielen ist. 

Angesichts der Tatsache, daß die Verleihung des 
Friedensnobelpreises an den Dalai Lama noch nicht so 
furchtbar lange her ist und er den Preis natürlich dafür 
bekommen hat, daß er den Widerstand in Tibet gegen 
die chinesische Zentralregierung und die totalitären 
Vorgehensweisen unterstützt hat, halte ich es für drin- 
gend notwendig — auch weil nächste Woche, wäh- 
rend wir über die Menschenrechtssituation weltweit 


diskutieren werden, die Hermes-Bürgschaften für 
China wieder ermöglicht werden sollen, so daß der 
Bund wieder für das Engagement unserer bundes- 
deutschen Wirtschaft in China bürgt — , daß wir heute 
im Vorfeld dieser beiden sich widersprechenden De- 
battenpunkte der nächsten Woche über die konkrete 
Situation entsprechend den Anträgen und anderen 
Drucksachen, auf die ich diesen Tagesordnungsauf- 
setzungspunkt bezogen habe, diskutieren. 

Nach dem internationalen Aufschrei der Empörung 
über das vom chinesischen Militär im Juni 1989 ange- 
richtete Blutbad in Peking — das ist also gerade ein 
gutes Jahr her — , wurde es schnell wieder ruhig in 
bundesdeutschen Politiker- und Diplomatenrunden. 
Es folgten nur noch einige Reden der Verurteilung 
und die Ankündigung weniger wirtschaftlicher Sank- 
tionen. 

Was in Peking der Ausnahmezustand war, das ist in 
Tibet schon fast der Normalzustand. Der Dalai Lama 
sprach kürzlich in einem Interview von einer „Endlö- 
sung" für die Tibeter. Die bundesdeutsche Öffentlich- 
keit jedoch und auch die bundesdeutsche Politik neh- 
men die bedrückende Situation in China und Tibet 
kaum zur Kenntnis; denn dort haben auch bundes- 
deutsche Konzerne im Zuge der Westöffnung der chi- 
nesischen Wirtschaft ökonomische, gewinnbringende 
Interessen, deren Realisierung nicht durch eine öf- 
fentliche Diskussion der Menschenrechtssituation in 
Tibet und China gestört werden soll. Es geht in der 
Substanz um einen Vier-Milliarden-DM-Kredit für 
den U-Bahnbau in Schanghai und nicht um irgend- 
welche hehren menschenrechtlichen Ansprüche. Ich 
denke, wir müssen uns entscheiden, ob Menschen- 
rechte nur dann berücksichtigt werden sollen, wenn 
es politisch opportun ist, daß man z. B. für den Irak 
und auch für Südafrika Sanktionen erläßt, und ob tat- 
sächlich immer die wirtschaftlichen Gesichtspunkte 
die erste Priorität einnehmen müssen. 

In der letzten Woche wurden Hermes-Bürgschaf- 
ten für Verträge zwischen bundesdeutschen Fir- 
men — 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Wüppesahl, Sie ha- 
ben sich zur Geschäftsordnung gemeldet und dürfen 
deshalb auch nur zur Geschäftsordnung sprechen. 
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(A) Wüppesahl (fraktionslos): Ich tue das, ganz recht, 
Frau Präsidentin. 

(Bohl [CDU/CSU]: Nein, nein, das tun Sie 
nicht!) 

Ich danke noch einmal dafür, daß Sie das Plenum 
daran erinnern. 

(Lachen bei der SPD) 

In der letzten Woche wurden Hermes-Bürgschaften 
für Verträge zwischen bundesdeutschen Firmen und 
ihren chinesischen Geschäftspartnern erteilt. Das sind 
Bundesbürgschaften. Auch deshalb gehört die Situa- 
tion der Menschenrechte in Tibet auf die Tagesord- 
nung. 

In der allgemeinen Verdunkelungsaktion hinsicht- 
lich der chinesischen Zustände, die Tausenden von 
Menschen das Leben kosten können und ihnen schon 
heute den Kampf um die Verwirklichung der Men- 
schenrechte äußerst erschweren — Rechte, für die 
einzutreten die Bundesregierung vorgibt — , spielt die 
Bundesregierung mit. Dies ist ein weiterer Grund da- 
für, daß wir im Vorfeld der Debatte in der nächsten 
Woche heute darüber diskutieren und Öffentlichkeit 
hersteilen. 

Deutschland — ein Land der Menschenrechte? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ihre Redezeit ist been- 
det. 

Wüppesahl (fraktionslos): Vielen Dank für den 
freundlichen Hinweis. Ich möchte das Plenum auch 
nicht überstrapazieren. Ich bitte um Zustimmung zu 
diesem Antrag auf Erweiterung der Tagesordnung. 

(B) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Hierzu wird das Wort 
gewünscht. Herr Abgeordneter Ehmke! 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir sehen keinen Grund, die 
Tagesordnung so, wie von Herrn Wüppesahl ge- 
wünscht, zu ergänzen. Der Ältestenrat kann sich über- 
legen, ob wir dem Antrag in der nächsten Woche noch 
entsprechen. Jetzt besteht kein Grund, die heutige 
Tagesordnung zu ändern. Wir sind dafür, den Antrag 
abzulehnen. 

Frau Präsidentin, weil ich gerade zur Tagesordnung 
spreche, darf ich vielleicht gleichzeitig sagen, daß wir 
es für einen Affront gegenüber dem Parlament hiel- 
ten, wenn zur Debatte über das nächste Thema, den 

U-Boot-Ausschuß, der Finanzminister und der Ver- 
teidigungsminister nicht anwesend wären. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Außerdem sind wir der Meinung, daß das Kanzleramt 
und das Auswärtige Amt vertreten sein müssen. Ich 
halte es — gelinde gesagt — für einen Skandal, wie 
die Regierungsbank besetzt ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90 sowie bei Abgeordneten der 
Gruppe der PDS) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Hü- 
ser! 

Hüser (GRÜNE/Bündnis 90): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Weil der Kollege Wüppe- 


sahl auch unsere Anträge angesprochen hat, möchte (C) 
ich sagen, daß es unbestritten ist, daß Menschen- 
rechtsverletzungen und gerade auch die Problematik 
in China und in Tibet Themen sind, die hier intensiv 
diskutiert werden müssen. Aber wir haben dieses 
Thema nächste Woche auf der Tagesordnung. Unsere 
Kollegin Frau Kelly wird hierzu in der nächsten Wo- 
che in der Plenarsitzung sprechen. 

Eine andere Frage ist, ob angesichts der vielen 
Punkte, die mit diesem Thema in verbundener De- 
batte auf der Tagesordnung stehen, die vereinbarte 
Redezeit ausreicht. Darüber — so denke ich — könnte 
man sich vielleicht noch einmal verständigen. Aber 
wir sehen auch keinen Grund, daß das hier jetzt ad 
hoc behandelt wird, weil wir es nächste Woche auf der 
Tagesordnung haben. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Professor Riege! 

Dr. Riege (Gruppe der PDS): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Den Antrag des Abgeord- 
neten Wüppesahl möchte ich dem Grunde nach unter- 
stützen und vorschlagen, daß die Materie in der näch- 
sten Woche mit erörtert wird. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist doch vorgese- 
hen!) 

— Ja, ich möchte, daß es ausdrücklich in die Erörte- 
rungen des Plenums einbezogen wird. Das ist auch 
eine Frage der Vorbereitung auf diese Materie. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist hier doch alles 
Schaumschlägerei! Es geht doch nur darum, 
uns die Zeit zu stehlen! Das ist alles vorgese- 
hen! Schaumschlägerei!) ^ 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Wird das Wort noch von 
weiteren Abgeordneten gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag des 
Abgeordneten Wüppesahl auf Erweiterung der Ta- 
gesordnung. Wer stimmt für diesen Antrag? — Einer, 
der Antragsteller selbst. Wer stimmt gegen diesen 
Antrag? — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag 
mehrheitlich bei einigen Enthaltungen aus der 
Gruppe der PDS abgelehnt. 

Herr Abgeordneter Ehmke, die Vertreter der Regie- 
rung werden herbeigerufen. 

(Zurufe von der SPD: Sehr gut! — Danke 
schön!) 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des 1. Untersuchungsausschusses nach 
Artikel 44 des Grundgesetzes 

zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, 

SPD und FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Änderung des Untersuchungsauftrags des 
1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahlpe- 
riode (Drucksache 11/50) 

- Drucksachen 11/50, 11/6483, 11/8109, 

11/8176 - 
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Präsidentin Dr. Süssmuth 

(A) Berichterstatter: 

Abgeordnete Bohl 
Gansei 

Frau Seiler- Albring 
Frau Eid 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 90 Minuten vorgesehen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wieso denn das? Ich 
denke gar nicht daran, daß die geholt wer- 
den! Das ist doch gar nicht beantragt wor- 
den!) 

Zu dieser Vereinbarung über die Redezeit sehe ich 
keinen Widerspruch. — Sie sind auch in Gespräche 
verwickelt. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Eylmann. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Bohl, das war so 
beschlossen! Mach keinen Ärger! Ich werde 
sonst gleich den Antrag stellen!) 

Eylmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Eigentlich haben Untersuchungs- 
ausschüsse die Aufgabe, einen politisch relevanten 
Sachverhalt aufzuklären. In der Verfassungswirklich- 
keit — das wissen wir — sind sie aber auch politische 
Kampfinstrumente. Haben sie nur noch die Funktion, 
ein besonderes Forum für die parteipolitische Ausein- 
andersetzung zu bieten, entarten sie nicht selten zu 
einem Schmierentheater. Der U-Boot-Untersuchungs- 
ausschuß war dafür ein abschreckendes Beispiel. Dies 
begann schon im 10. Deutschen Bundestag. Seiner- 
zeit wurde der 4. Untersuchungsausschuß von der 

(B) Opposition kurz vor Schluß der Wahlperiode instal- 
liert, obwohl von vornherein klar war, daß er den 
Zweck jedes Untersuchungsausschusses, nämlich 
dem Plenum einen Bericht vorzulegen, nicht mehr 
erfüllen konnte. Er wurde als billige Wahlkampf Platt- 
form mißbraucht, billig sowohl im ursprünglichen als 
auch im übertragenen Sinne, 

(Lowack [CDU/CSU]: Leider wahr! — Zurufe 
von der SPD: Dazu hat er viel zu lange ge- 
dauert!) 

Als zu Beginn dieser Wahlperiode der Ausschuß auf 
Antrag der Opposition neu gebildet wurde, hätte das 
den Zweck haben können, die abgebrochene Arbeit 
des U-Boot-Untersuchungsausschusses der 10. Wahl- 
periode ordnungsgemäß zu Ende zu führen und dem 
Plenum einen Bericht vorzulegen. Dazu hätte man 
allenfalls ein Jahr benötigt. 

Es zeigte sich aber sehr bald, daß die Opposition 
und insbesondere der Herr Kollege Gansei als Be- 
richterstatter der SPD-Fraktion etwas ganz anderes im 
Sinn hatten, 

(Widerspruch bei der SPD) 

nämlich die Einsetzung eines sogenannten Untersu- 
chungsausschusses als ständige parlamentarische 
Einrichtung während der gesamten Wahlperiode zur 
planmäßigen und gezielten Diffamierung der Regie- 
rung. 

(Lowack [CDU/CSU]: Genauso war es! 

—Widerspruch bei der SPD) 

Dabei verwendete Herr Kollege Gansei allerdings 
mindestens ebensoviel Zeit darauf, sich selbst als ed- 


len Kämpfer für Wahrheit und Gerechtigkeit empor- (C) 
zustilisieren. 

So ist es dann gekommen, meine Damen und Her- 
ren, daß dieser Ausschuß der am längsten arbeitende 
Untersuchungsausschuß in der Geschichte des Deut- 
schen Bundestages wurde. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Weil er 
durch die CDU ständig torpediert worden 
ist!) 

Im Kern hat er den Erkenntnissen seines Vorgängers 
kaum etwas hinzugefügt, jedenfalls insoweit nicht, als 
es das Handeln der Bundesregierung betrifft, um de- 
ren Tun es ja ging. 

Die beiden in Frage stehenden Firmen wollten U- 
Boot-Pläne nach Südafrika exportieren. Sie haben bei 
der Bundesregierung zu klären versucht, ob sie mit 
einer Genehmigung rechnen könnten. 

(Gansei [SPD]: Hahaha!) 

Dies hat die Bundesregierung verneint. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Daraufhin ist ein formeller Genehmigungsantrag 
nicht mehr gestellt worden. Zu beurteilen, ob die Fir- 
men dann ohne Genehmigung Pläne und Material 
geliefert und damit die Tatbestände einer Ordnungs- 
widrigkeit oder einer Straftat erfüllt haben, ist Sache 
der für die Verfolgung von Straftaten und Ordnungs- 
widrigkeiten zuständigen Behörden und letztlich der 
Gerichte. 

Diesen dürren und im Grunde recht einfachen 
Sachverhalt versucht die Opposition nun seit Jahren ( D ) 
zu vernebeln. Sie unterzieht die erhobenen Beweise 
einer Beweiswürdigung, die diesen Namen nicht ver- 
dient und die jedem Rechtsreferendar als Witz er- 
scheinen würde. Sie behauptet, es sei bewiesen, die 
Bundesregierung habe unter der Hand dem Geschäft 
zugestimmt, habe für die Durchführung des Vertrages 
grünes Licht gegeben, und zwar fernmündlich am 
31. August 1984 durch Staatssekretär Dr. Schrecken- 
berger. Dieser und alle anderen Zeugen auf der Re- 
gierungsseite haben das verneint. Die Firmenvertre- 
ter und der als Vermittler tätig gewesene frühere Bun- 
destagsabgeordnete Zoglmann haben von ihrem Aus- 
sageverweigerungsrecht Gebrauch gemacht. Die Op- 
position kann sich somit nur auf Vermerke und Proto- 
kolle aus dem Firmenbereich berufen. Dabei wird ge- 
flissentlich verschwiegen, daß diese Schriftstücke ein 
durchaus widerspruchsvolles Bild bieten. 

Dafür will ich Ihnen nur ein Beispiel geben: In einer 
bei HDW gefundenen Aktennotiz vom 31. Juli 1984 
heißt es, Staatssekretär Dr. Schreckenberger habe 
mitgeteilt, der Bundeskanzler und Franz Josef Strauß 
hätten dem Blaupausenexport ihre Zustimmung ver- 
liehen. 

(Gansei [SPD]: So war es!) 

Andererseits geht aus Protokollen der HDW-Vor- 
standssitzungen vom 7. und 11. Januar 1985 hervor, 
daß bis zu diesem Zeitpunkt das sogenannte grüne 
Licht noch immer nicht gegeben worden sei. 

(Dr. Penner [SPD]: Was ist das — grünes 
Licht?) 
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Eylmann 

(A) Wenn das richtig ist, dann kann man es ja nicht ein 
halbes Jahr vorher von Dr. Schreckenberger erhalten 
haben. Das ist logisch, sollte man meinen. Aber was 
hat die Beweiswürdigung der Opposition schon mit 
Logik zu tun? 

Am 18. September dieses Jahres erklärte Herr Kol- 
lege Dr. Vogel für die SPD-Fraktion wörtlich: „Die 
nunmehr freigegebenen Dokumente aus dem Ermitt- 
lungsverfahren gegen Herrn Teltschik beweisen, daß 
das U-Boot-Geschäft mit Südafrika unter Beteiligung 
des Bundeskanzleramts und des damaligen bayeri- 
schen Ministerpräsidenten in konspirativer Weise vor- 
bereitet worden ist 

(Lowack [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

und daß dabei Schmiergeldzahlungen in erheblichem 
Umfange gefordert und in Aussicht gestellt worden 
sind. " Zwei Sätze später ist in diesem Zusammenhang 
von den „hier praktizierten kriminellen Methoden" 
die Rede. Die sogenannten Dokumente sind zwei Ver- 
merke über das, was Herr Zoglmann über seine Ge- 
spräche mit Herrn Teltschik erzählt hat. Es sind Ver- 
merke vom Hörensagen. Es hieße ja wohl, Herrn 
Dr. Vogel als Juristen zu nahe zu treten, wollte man 
annehmen, er wüßte nichts von dem beschränkten 
Wert eines Zeugen von Hörensagen, der hier zudem 
auch noch alles andere als ein neutraler Zeuge ist, 
weil er von diesem Exportgeschäft profitieren wollte 
und deshalb hinreichend Anlaß hatte, die Chancen für 
die Abwicklung des Geschäfts günstig darzustellen. 

(Gansei [SPD]: Na also!) 

Wie prekär muß eigentlich Herr Dr. Vogel die Situa- 

(B) tion seiner Partei einschätzen, wenn er es für erforder- 
lich hält, mit beiden Händen so tief in die Schlamm- 
kiste zu greifen? 

(Lowack [CDU/CSU]: Das war der wahre 
Hintergrund!) 

Und wie glaubt eigentlich Herr Kollege Dr. Vogel es 
angesichts der jüngsten Äußerungen des Präsidenten 
des Bundeskriminalamtes über die Ursachen der Ge- 
waltwelle gegen Politiker verantworten zu können, 

(Dr. Penner [SPD]: Das ist ja die Höhe!) 

das Bundeskanzleramt als eine Art Mafia-Depen- 
dance darzustellen, das an konspirativ vorbereiteten 
und mit Schmiergeldzahlungen verbundenen krimi- 
nellen Waffenschiebereien beteiligt sei? 

Aber nun zu Ihnen, sehr geehrter Herr Kollege Gan- 
sei, der Sie ja den Ausschuß in den letzten vier Jahren 
als Ihre höchstpersönliche Spielwiese betrachteten. 

(Unruhe — Glocke der Präsidentin) 

Sie haben in dieser Zeit den Mund immer wieder zu 
voll genommen und angekündigt, nun würde bald die 
Bombe platzen. Je häufiger es Seifenblasen waren, 
desto schriller wurden Ihre Töne. Noch ärgerlicher 
war allerdings, daß Sie während der langen Aus- 
schußtätigkeit in steigendem Maße ein gestörtes Ver- 
hältnis zu Recht und Gesetz offenbarten 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE/Bündnis 90]: 

Nun reicht es aber bald!) 

und sich insbesondere rechtlichen Argumenten völlig 
unzugänglich zeigten. Mich haben Sie schon 1987 


angegriffen, als ich wegen der Besorgnis, mit einem (C) 
Aktenbeschlagnahmeverfahren keinen Erfolg zu ha- 
ben, die Firmen veranlaßte, einen Teil der Akten frei- 
willig herauszugeben. Die spätere Gerichtsentschei- 
dung gab mir recht. Hätte ich seinerzeit nicht für die 
Herausgabe der Akten gesorgt, hätten wir sie heute 
noch nicht; denn inzwischen sind ja Sie und die Kol- 
leginnen von den GRÜNEN so liederlich mit Geheim- 
haltungsvorschriften umgegangen, 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Das weisen 
wir hier zurück! — Kleinert [Marburg] 
[GRÜNE/Bündnis 90]: Eine Unverschämt- 
heit, diese Rede! Unglaublich!) 

daß Gerichte es abgelehnt haben, uns als geheim ein- 
gestufte Akten zur Verfügung zu stellen. Damit haben 
Sie sich selbst ein Bein gestellt, was Sie aber nicht 
davon abhält, mit Unschuldsmiene der Öffentlichkeit 
zu erklären, die bösen Koalitionsparteien seien es, die 
den Fortgang der Ermittlungen erschwerten und ver- 
zögerten. 

Sie haben das Ansehen des Parlaments in schlim- 
mer Weise beeinträchtigt. 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜ- 
NEN/Bündnis 90) 

Es ist meines Wissens das erste Mal, daß Gerichte es 
abgelehnt haben, dem Parlament Akten zur Verfü- 
gung zu stellen, mit der Begründung, im Ausschuß 
säßen Abgeordnete, von denen nicht zu erwarten sei, 
daß sie sich an Gesetz und Recht hielten. 

(Gansei [SPD]: Damit waren Sie gemeint!) 

Aber das ist ja bei weitem nicht alles. Die Art und 
Weise, mit der Sie Zeugen, und zwar nicht nur Politi- 
ker, sondern auch Beamte, befragten, ließ häufig ge- 
nug Fairneß und Anstand vermissen. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Wie bitte?) 

Sie haben Zeugen, die sich nicht wehren konnten, vor 
und nach ihren Vernehmungen öffentlich diffamiert. 

Sie haben sich immer wieder angemaßt, darüber zu 
entscheiden, ob sich jemand strafbar gemacht habe, 
obwohl das allein die Gerichte zu entscheiden haben. 

Sie haben vor der UNO Ihr eigenes Land ange- 
schwärzt, 

(Gansei [SPD]: Oje, oje!) 

und dann haben Sie noch die Stirn gehabt, im Zusam- 
menhang mit der angeblichen Beteiligung des Bun- 
deskanzleramts an illegalen Waffengeschäften von 
öffentlicher Hygiene zu reden. Sie selbst sind ein Pro- 
blem für die parlamentarische Hygiene dieses Bun- 
destages. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Eid 
[GRÜNE/Bündnis 90]: Das heften Sie sich 
mal an Ihr Revers!) 

Meine Damen und Herren, nunmehr hat die Oppo- 
sition angekündigt, sie werde nach der Wahl einen 
dritten Untersuchungsausschuß beantragen. Wir se- 
hen dem mit Gelassenheit entgegen. Die SPD muß 
schließlich selbst entscheiden, mit welchem Stroh sie 
ihre Fraktionsmatratze stopfen will. Dann bekommt 
das Schauspiel eben noch einen dritten Akt. Nachdem 
es von der Opposition zunächst als Schurkenstück ins- 
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Eylmann 

(A) zeniert werden sollte, entwickelte es sich im zweiten 
Akt mehr und mehr zu einer Kriminalkomödie: der 
Abgeordnete Gansei als Möchtegern-Schimanski von 
der Wasserkante mit Thermosflasche und rotem 
Schlapphut 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

auf der Jagd nach dem Phantom der Meere, dem nicht 
existierenden U-Boot. Es könnte ja sein, meine Damen 
und Herren, daß die ganze Geschichte mit einer 
durchaus ironischen und reizvollen Volte endet, daß 
nämlich von den vielen, die mit Strafanzeigen und 
Strafverfahren bereits überzogen worden sind oder sie 
noch zu gewärtigen haben, als wirkliche Straftäter 
ausgerechnet diejenigen übrigbleiben und angeklagt 
werden, die sich jahrelang bemüht haben, andere vor 
den Kadi zu bringen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort zur Geschäfts- 
ordnung erhält der Herr Abgeordnete Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Frau Präsidentin, Sie hat- 
ten eben gesagt, daß die Herbeirufung der Minister, 
die wir wünschen, veranlaßt wird. Ich stelle jetzt fest: 
Die CDU/CSU-Fraktion folgt der Aufforderung der 
Frau Präsidentin nicht, ein weiterer ungewöhnlicher 
Vorgang. 

Ich stelle den Antrag, daß die Kollegen Stoltenberg 

( B ) und Waigel und je ein Vertreter des Kanzleramts und 
des Auswärtigen Amts herbeigerufen werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bohl! 

Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Zunächst einmal möchte 
ich feststellen, daß ich nicht irgendwelche Äußerun- 
gen der Präsidentin konterkariert habe. Ich bin viel- 
mehr gefragt worden, wie die CDU/CSU-Fraktion zu 
dem Begehren steht, daß hier weitere Regierungsmit- 
glieder herbeigerufen werden sollen. Dazu muß ich 
folgendes sagen. Das ganze Bemühen der SPD in die- 
ser Frage war ja seit Jahr und Tag, daß hier eine 
gewisse Vorverurteilung stattfindet, 

(Dr. Penner [SPD]: Es geht jetzt um die Ge- 
schäftsordnung!) 

und die Herbeizitierung der Minister soll ein weiterer 
Akt in diesem Spiel der Vorverurteilung sein. 

(Hüser [GRÜNE/Bündnis 90]: Das ist unser 

parlamentarisches Recht! — Kleinert [Mar- 
burg] [GRÜNE/Bündnis 90]: Zur Geschäfts- 
ordnung!) 

Sie möchten die Regierungsbank gern auch visuell in 
Ihre Taktik und Strategie der Verleumdung einspan- 
nen. 

(Dr. Penner [SPD]: Das ist kein Beitrag zur 
Geschäftsordnung, Frau Präsidentin!) 


Was ist Sache? Es ist Sache, daß in dieser Frage ver- (C) 
schiedene Ministerien involviert sind. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE/Bündnis 90]: 

Zur Geschäftsordnung!) 

Dazu gehört das Wirtschaftsministerium, dazu gehört 
das Finanzministerium, dazu gehört das Bundeskanz- 
leramt. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Außenmini- 
sterium! Kanzleramt! — Frau Beer [GRÜNE/ 

Bündnis 90]: Außenministerium gehört auch 
dazu!) 

— Moment. — Diese drei Ministerien sind alle vertre- 
ten. Es ist das Wirtschaftsministerium vertreten, es ist 
das Finanzministerium vertreten, und es ist das Bun- 
deskanzleramt vertreten. 

(Gansei [SPD]: Und wo sind die verantwort- 
lichen Minister? — Weitere Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Richtig ist, daß das Auswärtige Amt bisher nicht ver- 
treten ist. 

(Gansei [SPD]: Wo ist das Kanzleramt, wo 
das grüne Licht gegeben wurde?) 

Ich bin durchaus der Meinung, daß das Auswärtige 
Amt, wenn es Ihr Wunsch ist, vertreten sein kann. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Herr Kollege Bohl, 
es kommen von Ihnen nicht mehr! Sie kön- 
nen aufhören!) 

Wenn das Ihr Wunsch ist, dann wird das hier selbst- 
verständlich aufgegriffen und übermittelt. Ich gehe 
davon aus, daß das gar keine Probleme bereitet. Sie P) 
hätten das auch im Vorfeld sagen können. 

(Lachen bei den GRÜNEN/Bündnis 90 — 

Hüser [GRÜNE/Bündnis 90]: Wie lange sind 
Sie denn schon hier?) 

Ich bin deshalb der Meinung, daß Ihr Antrag hier 
völlig überflüssig ist und daß er nur dazu dient, Schau 
zu machen. 

(Lambinus [SPD]: Lesen Sie einmal die Ge- 
schäftsordnung!) 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß z. B. der 
Bundesfinanzminister einfach rein zeitlich nicht in 
der Lage sein wird, einem solchen Begehren Rech- 
nung zu tragen. 

(Hüser [GRÜNE/Bündnis 90]: Der kennt 
doch die Tagesordnung! — Dr. Penner [SPD]: 

Aber das ist doch selbstverständlich!) 

Sie hätten uns das auch vorher mitteilen können. Das- 
selbe gilt auch für andere Regierungsmitglieder, de- 
ren gewünschte Anwesenheit Sie uns schon in unse- 
ren Vorbesprechungen hätten selbstverständlich an- 
kündigen können, was alles unterblieben ist. 

(Gansei [SPD]: Fünf Minuten!) 

Mir wird gerade noch ein Zettel gereicht, daß Bun- 
desfinanzminister Waigel nicht nur zeitlich verhindert 
ist. Er ist auch krank — er hat sich entschuldigt — , so 
daß Sie sicherlich Verständnis dafür haben werden, 
daß er nicht anwesend sein kann. 

(Gansei [SPD]: Und Stoltenberg?) 
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Bohl 

(A) Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich bin der Überzeugung — das darf ich si- 
cherlich auch in Abstimmung mit dem Koalitionspart- 
ner sagen — , daß wir einer Herbeizitierung der Mini- 
ster als Person nicht zustimmen. Sie sind im Ausschuß 
gehört worden, zum Teil sind sie als Zeugen gehört 
worden. Die Ministerien sind hier vertreten, und das 
muß eigentlich ausreichen, so daß wir jetzt über die 
Sache abstimmen können. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 


Hüser (GRÜNE/Bündnis 90): Frau Präsidentin! Sehr 
veehrte Damen und Herren! Es ist schon ein Meister- 
stück, Herr Bohl, wie Sie fünf Minuten lang eigentlich 
nicht zur Sache geredet 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

und versucht haben, Zeit dafür zu gewinnen, daß die 
Mitglieder Ihrer Fraktion vom Langen Eugen hier her- 
überkommen konnten, damit Sie mit Ihrem Versuch 
Erfolg haben, die Bundesregierung von der Regie- 
rungsbank fernzuhalten, damit wir unser Recht nicht 
wahrnehmen können. Es wäre eine Verpflichtung der 
Bundesregierung gewesen, zu dem Bericht des Unter- 
suchungsausschusses der debattiert wird und der in 
der Öffentlichkeit sehr große Wellen geschlagen hat, 
Stellung zu nehmen. Es ist eine Unverschämtheit, 
wenn sich die betroffenen Minister, die in diesen Fall 
verwickelt waren, der Diskussion nicht stellen. 

Es ist auch nur eine Ausrede, wenn Sie sagen, Herr 
Waigel habe keine Zeit. Die Tagesordnung und der 
Termin, wann hierüber debattiert werden sollte, ste- 
hen schon seit langem fest. Wir denken, es wäre eine 
Selbstverständlichkeit gewesen, daß sich Herr Waigel 
und Herr Stoltenberg dieser Debatte stellen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Wir bedanken uns für 
den Beitrag!) 

Es ist ein Armutszeugnis, wenn Sie versuchen, sich 
mit anderen Terminen herauszureden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nein. Zum einen habe ich die Möglichkeit, fünf 
Minuten zu diesem Punkt zu reden. Zum anderen: Je 
mehr Leute von Ihrer Fraktion kommen, um so deut- 
licher macht das, daß Sie diesen Untersuchungsbe- 
richt nicht ernst nehmen. Dies in der Öffentlichkeit 
darzustellen ist eine Notwendigkeit und eine Ver- 
pflichtung. Ich betone noch einmal, daß es wirklich 
ein Armutszeugnis ist, daß sich die Regierung dieser 
Debatte nicht stellt. Wir wissen, daß wir diese Abstim- 
mung verlieren werden. Aber nichtsdestotrotz wissen 
wir auch, daß wir mit unserem Antrag im Recht 
sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
bei Abgeordneten der Gruppe der PDS) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. 


Wir stimmen über den Antrag des Abgeordneten (C) 
Ehmke ab. Wer stimmt für den Antrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Hammel- 
sprung!) 

Der Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte noch bekanntgeben, daß Herr Staatsmi- 
nister Schäfer auf dem Weg hierher ist. 

Das Wort hat der Abgeordnete Herr Stobbe. 


Stobbe (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Die Rede, die der Herr Kol- 
lege Eylmann gehalten hat, 

(Zurufe von der CDU/CSU: War sehr gut! — 

Klasse!) 

war wirklich sehr aufschlußreich. Herr Eylmann ist 
immerhin der Vorsitzende des Ausschusses, auch 
wenn er eben als Mitglied seiner Fraktion gesprochen 
hat. 

Diese Rede hat deutlich gemacht, aus welcher Ge- 
sinnung heraus die Mehrheit im Ausschuß diese Un- 
tersuchung betrieben hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Da war von einem Respekt gegenüber den im Grund- 
gesetz verbrieften Rechten der Minderheit keine 
Spur. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten (D) 

der GRÜNEN/Bündnis 90) 

Seine Rede hat gezeigt, daß es der Mehrheit im Aus- 
schuß nur um eines ging, nämlich in einer falsch ver- 
standenen Loyalität die Regierung aus dem Fehlver- 
halten herauszupauken, das sie gezeigt hat. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Sie haben beklagt, die Opposition hätte ein Interesse 
daran gehabt, eine parlamentarische Dauerveranstal- 
tung über vier Jahre durchzuführen. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Richtig!) 

Es ist genau umgekehrt: Sie haben in jeder Sitzung 
des Ausschusses dafür gesorgt, daß es Verzögerun- 
gen gab, daß Zeugeneinvernahmen nicht beschlossen 
werden konnten. 

(Lowack [CDU/CSU]: Das ist doch glatt die 
Unwahrheit! — Jungmann [Wittmoldt] 

[SPD]: Lowack, du warst doch gar nicht 
da!) 

Die ganze Geschichte dieses Ausschusses beweist: 

Sie wollten verzögern. Jetzt stellen Sie sich hier hin 
und werfen uns so etwas vor. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Stobbe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Eylmann? 
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(A) Stobbe (SPD): Nein, Frau Präsidentin. Ich gestatte 
sie deshalb nicht, weil ich wirklich verärgert bin 

(Lowack [CDU/CSU]: Ach, machen Sie hier 
doch nicht den Schauspieler!) 

über die Art und Weise, wie jemand, der einen Aus- 
schuß geleitet hat, mit der Minderheit im Parlament 
umspringt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90 — Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: 

So ist er!) 

Meine Damen und Herren, heute zeigt sich ein- 
dringlicher als je zuvor, daß Rüstungsexport von In- 
dustrienationen in Länder der Dritten Welt der blanke 
politische Wahnsinn ist. Der Überfall des mit Hilfe der 
Industrienationen hochgerüsteten Irak auf Kuwait 
macht heute für jedermann in unserem Land einsich- 
tig, daß den aus Rüstungsexporten resultierenden Ge- 
winnen privater und staatseigener Betriebe am Ende 
weitaus höhere finanzielle Aufwendungen gegen- 
überstehen, dann nämlich, wenn die Gesamtheit der 
Bürger dieser Nationen zur Kasse gebeten werden 
müssen, um die Schadensbegrenzungsmaßnahmen 
zu finanzieren. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Nur haben vor- 
her andere kassiert! Das ist das Problem!) 

Meine Damen und Herren, was im Falle des Irak 
heute so eindringlich klar wird, war auch immer schon 
richtig, wenn es um Südafrika ging, weil das Apart- 
heidregime aggressiv nach innen wie nach außen 
wirkt. Deshalb hatten die Vereinten Nationen das Rü- 

(B) stungsembargo gegen Südafrika beschlossen nach 
der Maxime: Keine militärische Zusammenarbeit mit 
einem Land, das seine innere Ordnung auf Rassismus 
aufbaut; keine Rüstungsgeschäfte mit einem Regime, 
das seine Militärmacht nach innen wie nach außen 
gegen das Völkerrecht einsetzt. 

Das U-Boot-Geschäft mit Südafrika wäre nie zum 
Zuge gekommen, hätte Bundeskanzler Kohl bei sei- 
nem Gespräch mit dem südafrikanischen Staatspräsi- 
denten Botha den Rüstungsembargobeschluß des UN- 
Sicherheitsrates rechtlich und politisch so ernst ge- 
nommen, wie es erforderlich gewesen wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Seine Zusage einer wohlwollenden Prüfung des U- 
Boot-Geschäftes zweier deutscher Firmen ist mit dem 
Hinweis bei hochrangigen Besuchern auf internatio- 
nal gebräuchliche Höflichkeitsformeln, auf die sich 
der Bundeskanzler herauszureden versucht hat, in 
keinster Weise zu rechtfertigen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Was ist das für ein 

Deutsch? — Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: 

Das darf man heute sagen!) 

Der Bundeskanzler hätte dem Vertreter Südafrikas 
unter Berufung auf das Rüstungsembargo der Verein- 
ten Nationen mit einer klaren und eindeutigen Ab- 
sage an U-Boot-Lieferungen nach Südafrika entge- 
gentreten müssen. Das und nichts anderes, wäre seine 
Pflicht gewesen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90) 


Deshalb hat es letztlich der Regierungschef dieser (C) 
Regierung zu verantworten, daß der U-Boot-Skandal 
seinen Lauf nehmen konnte. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Der Bundeskanzler hat damit dem Ansehen der Bun- 
desrepublik Deutschland im Ausland schwer gescha- 
det 

(Lowack [CDU/CSU]: So ein Unfug!) 

und in unserem Land die Zweifel bei vielen Bürgern 
verstärkt, ob uns diese Bundesregierung ausreichend 
vor den Gefahren schützt, die im Rüstungsexport lie- 
gen. 

Mitglieder der Bundesregierung haben im Zusam- 
menhang mit der Anbahnung des Geschäfts auf die 
Interessen der deutschen Werften verwiesen und da- 
mit das Arbeitsplatzargument verwendet, das in 
Verbindung mit Rüstungsexporten nach Südafrika 
schlechterdings unvertretbar ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Das war im übrigen verlogen; denn im selben Jahr 
wollte die Bundesregierung die Hilfen für den Schiffs- 
bau kürzen. 

(Gansei [SPD]: So war es!) 

Franz Josef Strauß hat mit maritimen, geostrategi- 
schen Thesen und Überzeugungen zur Rechtferti- 
gung des Geschäftes aufgewartet, die auch zur Zeit 
des Kalten Krieges nur als grotesk hätten bezeichnet 
werden können. 

(Frau Geiger [CDU/CSU]: So ein Blödsinn!) 

(D) 

Deshalb, meine Damen und Herren, steht für die 
SPD-Mitglieder im Untersuchungsausschuß fest: Es 
hat dieser Bundesregierung einfach an dem morali- 
schen und politischen Rückgrat gefehlt, die Absichten 
von HDW und IKL sowie von Franz Josef Strauß klipp 
und klar zurückzuweisen. 

(Beifall bei der SPD — Austermann [CDU/ 

CSU]: Soll das ein Vorwurf sein?) 

Statt dessen ist beklagenswerterweise festzustellen, 
daß sich die Bundesregierung in dem Zwielicht offen- 
sichtlich wohler gefühlt hat, ein heimlicher Verbünde- 
ter Südafrikas auf der Grundlage einer militärischen 
Zusammenarbeit in einem wichtigen Rüstungssektor 
zu werden. 

(Lowack [CDU/CSU]: Das ist doch ganz 
dummes Zeug!) 

Das ist der Kernpunkt unserer Kritik am Bundeskanz- 
ler und an der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90 — Eylmann [CDU/CSU]: Tatsa- 
chen! — Austermann [CDU/CSU]: Das ist 
nicht viel!) 

— Wenn Herr Eylmann dazu ruft „das ist nicht viel" — 
dieses Zwielicht — , 

(Eylmann [CDU/CSU]: Ich habe Tatsachen 
verlangt!) 

dann kann ich nur sagen, meine Damen und Herren: 

Das zeigt, daß Sie auch heute noch die Entscheidun- 
gen der UNO nicht ernst nehmen, und das in einer 



184J8 


Deutscher Bundestag — 11, Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Oktober 1990 


Stobbe 

(A) Zeit, wo wir alle darauf angewiesen sind, daß sich die 
UNO mit ihrer Politik gegenüber einem neuen Ag- 
gressor in der Welt durchsetzt. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Ferner ist beklagenswerterweise festzustellen, daß 
sich die Bundesregierung offensichtlich wirklich dar- 
angemacht hatte, dieses Geschäft wohlwollend zu 
prüfen. Sie hat aber auch durch Staatssekretär 
Schreckenberger nach unserer Auffassung tatsächlich 
grünes Licht für die Abwicklung des Geschäfts gege- 
ben; so hat es auch das Landgericht Kiel gesehen. Das 
entnehmen wir vor allen Dingen den Aufzeichnungen 
der Firmen. Das ist aber auch unsere Bewertung der 
Ausführungen des Staatssekretärs im Untersuchungs- 
ausschuß, selbst wenn sich dieser darauf herausgere- 
det hat, er habe den Firmen nur eine echte Vertagung 
und nicht die politische Zustimmung des Bundeskanz- 
lers signalisiert. Alle, die die Berichte des Ausschusses 
lesen, können sich selbst ein Bild von der Abfolge der 
Entscheidungen im Kanzleramt und von den unserem 
Bericht zugrunde liegenden Dokumenten und Zeu- 
genaussagen machen. 

Die Mehrheit im Untersuchungsausschuß hat es al- 
lerdings zu verantworten, daß eine Gegenüberstel- 
lung von Mitgliedern und Mitarbeitern der Bundesre- 
gierung und von Firmenvertretern nicht zustande 
kam, 

(Lowack [ CDU/CSU] : Das ist doch glatter 
Unfug!) 

( B ) weil die Mehrheit den Managern der Firma ein gene- 
relles Aussageverweigerungsrecht zugestanden hat. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Das steht ihnen nach 
dem Gesetz ja auch zu!) 

Es ist wahr, daß unsere Untersuchung deshalb an die- 
ser Stelle letztlich steckenbleiben mußte. Das aber 
war von der Mehrheit im Untersuchungsausschuß po- 
litisch so gewollt. 

(Beifall bei der SPD - Eylmann [CDU/CSU]: 

Das ist die Unwahrheit! — Austermann 

[CDU/CSU]: Was für ein Rechtsverständnis 
ist das denn?) 

Meine Damen und Herren, es gibt eine Fülle von 
anderen Beweisen dafür, daß die Bundesregierung 
das Geschäft zumindest tolerieren wollte. Der Hin- 
weis der Mehrheit im Untersuchungsausschuß, daß 
die Bundesregierung schon deshalb von politischer 
und strafrechtlicher Mitverantwortung freizustellen 
sei, weil das Exportgeschäft von den beteiligten Fir- 
men niemals bei den zuständigen Bundesbehörden 
beantragt worden sei — Herr Eylmann hat diese 
These ja hier eben noch einmal wiederholt — , ist gera- 
dezu dreist und dient nur der Verschleierung des 
wahren Sachverhaltes. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Tatsachen!) 

Denn die Firmen hatten niemals die Absicht, das Ex- 
portgeschäft auf gesetzlicher Grundlage abzuwik- 
keln. Das beweisen die Akten nun wirklich. Die Fir- 
men wollten von Anfang an eine politische Genehmi- 


gung durch die Bundesregierung; sie wollten das be- (C) 

rühmte grüne Licht. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Das haben sie nicht 
bekommen!) 

Hätte die Bundesregierung dieses Rüstungsexport- 
geschäft als völkerrechtswidrig und als im Sinne des 
deutschen Rechts ungesetzlich eingestuft, dann hätte 
Staatssekretär Schreckenberger, dann hätten meh- 
rere Bundesminister, dann hätten viele Mitarbeiter 
der Bundesregierung zum Telefon greifen müssen, 

(Austermann [CDU/CSU]: Wie viele „hätte" 
waren das jetzt?) 

um den Staatsanwalt zu informieren. Aber nichts der- 
gleichen geschah. 

(Beifall bei der SPD - Lowack [CDU/CSU]: 

Ein großer Krampf!) 

Wir haben in unserem Bericht im Gegenteil eine 
große Zahl von Unterlassungen der Bundesregierung 
registrieren müssen, nachdem ihr der Vertragsab- 
schluß und der Beginn der Lieferungen bekannt ge- 
worden waren. Nach dem Gespräch der Firmenver- 
treter mit Bundesminister Bangemann kam es nicht zu 
einer Beendigung des Rüstungsexportgeschäfts. Es 
gab keine Einleitung von Strafverfolgungsmaßnah- 
men durch die Bundesregierung. Es gab eine gera- 
dezubeängstigende Untätigkeit der Bundesregierung 
in ihrer Eigentümerverantwortung für HDW. 

(Gansei [SPD]: Stoltenberg!) 

Es gab keine Maßnahmen gegen die Kurierdienste ^ 
der südafrikanischen Botschaft. Hinzu kommen klare 
Rechts- und Ermittlungsfehler der OFD Kiel r schließ- 
lich sogar Behinderungen der Aufnahme staatsan- 
waltschaftlicher Ermittlungen. 

Deshalb ist es offensichtlich, daß die Bundesregie- 
rung die Lieferung von U-Boot-Unterlagen an Süd- 
afrika nicht nur wohlwollend geprüft hat und daß sie 
nicht nur grünes Licht für die Aufnahme des Geschäfts 
signalisiert hat, sondern auch dessen Abwicklung 
nicht verhindern wollte. 

Meine Damen und Herren, hätte ich es in all den 
Jahren im Untersuchungsausschuß nicht selbst miter- 
lebt, hätte ich es wahrscheinlich so ohne weiteres 
nicht glauben können. Aber die Wahrheit ist in diesem 
Fall, daß die Bundesregierung in der Phase der An- 
bahnung des Geschäfts entgegen der klaren Völker- 
rechtslage die politischen Weichen falsch gestellt hat 
und während der Abwicklung des Geschäfts rechts- 
widrig untätig geblieben ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90) 

Das Ergebnis dieses Verhaltens ist eine moralische 
und politische Diskreditierung der Bundesregierung 
auf dem hochsensiblen Gebiet des Rüstungsexports, 

(Lowack [CDU/CSU]: So ein Unfug, Kollege 
Stobbe!) 

dort, wo gerade von der Bundesrepublik Deutschland 
sowohl vor dem Hintergrund unserer Geschichte wie 
auch vor dem Hintergrund der weltpolitischen Not- 
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Stobbe 

(A) Wendigkeiten die höchste und penibelste Beachtung 
des Völkerrechts erwartet werden muß. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Diesem Versagen der Bundesregierung werden wir 
Sozialdemokraten auch weiterhin unsere entschie- 
dene Kritik und unser entschlossenes Bekenntnis zur 
Beachtung des Völkerrechts entgegensetzen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir haben darüber hinaus zu beklagen, daß wir in 
unseren Untersuchungen im Rahmen der uns vom 
Grundgesetz zugestandenen Möglichkeiten als Min- 
derheit von der Mehrheit im Ausschuß fortgesetzt auf 
das schwerste behindert worden sind. 

(Lowack [CDU/CSU]: Und das vier Jahre 
lang?) 

Ein künftiges Untersuchungsausschuß-Gesetz des 
Deutschen Bundestages muß damit Schluß machen, 
daß Geschäftsordnungsmehrheiten in einem Untersu- 
chungsausschuß das vom Grundgesetz garantierte 
Minderheitenrecht letztlich aushebeln. 

(Beifall bei der SPD - Bohl [CDU/CSU]: 

Warum habt ihr dann dem Gesetz nicht zuge- 
stimmt?) 

— Nein, Herr Bohl, wir werden diesem Gesetz nicht 
zustimmen; es bringt zwar in einem Punkt eine Ver- 
besserung, aber es bringt uns gerade in den sensiblen 
Punkten des Verfahrens in Untersuchungsausschüs- 
sen nicht weiter. 

(Bohl [CDU/CSU]: Aber eure Mitglieder im 
ß) Ausschuß haben doch zugestimmt!) 

Das zeigt dieser Untersuchungsausschuß, dessen Ar- 
beit nunmehr beendet ist. 

(Abg. Bohl [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Stobbe, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Stobbe (SPD): Nein, ich möchte meine Ausführun- 
gen zu Ende bringen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das begrüßen wir 
sehr!) 

Ein solches Gesetz muß auch damit Schluß machen, 
daß eine Regierung, gegen die sich eine solche Unter- 
suchung richtet, durch das „Geheim "-Stempeln von 
sie belastendem Material freigewählte Abgeordnete, 
die diese Untersuchung durchführen, mattsetzen 
kann. Das ist in diesem Ausschuß auch passiert. 

(Beifall bei der SPD — Lowack [CDU/CSU]: 

Wer hat denn „Geheim" gestempelt? Was 
Sie hier vortragen, ist doch Unsinn!) 

Lassen Sie mich abschließend zur Sache — denn sie 
ist letzten Endes noch wichtiger als die Verfahrensfra- 
gen — folgendes sagen: Die Bundesrepublik Deutsch- 
land hat UN-Beschlüsse ernst zu nehmen. Sie muß das 
Rüstungsembargo gegen Südafrika strengstens be- 
achten. Im Falle des U-Boot-Geschäfts mit Südafrika 
hat die Bundesregierung politisch und rechtlich glatt 
versagt. Das ist das Ergebnis dieser Untersuchung aus 


der Sicht der SPD-Mitglieder im Untersuchungsaus- 
schuß. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Das stand doch für 
Sie schon vorher fest!) 

— Der Herr Vorsitzende sagt, dies habe für uns schon 
vorher festgestanden. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Richtig!) 

Lieber Herr Eylmann, wer eine solche Behauptung 
aufstellt, zeigt auch, daß er der Minderheit im Unter- 
suchungsausschuß gar nicht erst zubilligt, daß sie eine 
echte parlamentarische Kontrolle durchführen will. 

(Beifall bei der SPD — Eylmann [CDU/CSU]: 

Sie kennen wohl Ihre eigenen Erklärungen 

von vor vier Jahren nicht mehr! Lesen Sie sie 

doch mal! — Lowack [CDU/CSU]: Sie haben 
doch mit Scheuklappen gearbeitet!) 

Entgegen der offiziell verkündeten Politik war die 
Bundesregierung tatsächlich bereit, an einer Umge- 
hung und an einer Verletzung des UN-Rüstungsem- 
bargos mitzuwirken. Sie hat die Verantwortlichen des 
Rüstungsgeschäfts mit Südafrika geschützt, ihre Ver- 
folgung nach Straf- bzw. Ordnungswidrigkeitenrecht 
verzögert und erschwert und ihre Mitverantwortung 
für die erfolgten Lieferungen zu verdecken versucht. 
Die Bundesregierung hat damit hinter den Kulissen 
eine andere Politik gemacht, als sie sie in der Öffent- 
lichkeit vertritt. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: So ist es!) 

Die Bundesregierung hat die Autorität der Vereinten 
Nationen beschädigt. Sie hat sich so verhalten, daß 
das Apartheidregime Südafrikas militärisch und poli- 
tisch Nutzen daraus ziehen konnte. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90) 

Die Bundesregierung hat durch eine neue Ausle- 
gung des Außenwirtschaftsrechts die Kontrolle von 
Rüstungsexporten 

(Lowack [CDU/CSU]: Und der Kollege 

Stobbe hat die Kontrolle über sich verlo- 
ren!) 

und die Einhaltung gegenwärtiger und zukünftiger 
Embargo-Beschlüsse der Vereinten Nationen erheb- 
lich erschwert. Sie hat dem internationalen Ansehen 
und den Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
erheblich geschadet, und sie hat damit das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger in den Rechtsstaat er- 
schüttert. 

(Beifall bei der SPD - Bohl [CDU/CSU]: 

Alles Sprechblasen!) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Seiler- Alb ring. 


Frau Seiler- Albring (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Lieber Herr Stobbe, ich war im- 
mer heilfroh, wenn Sie im Untersuchungsausschuß an 
der Seite Ihres Obmanns saßen. Dann gab es wenig- 
stens eine gewisse Gewähr dafür, daß die Atmosphäre 
nicht gleich in eine Art von Körperverletzung ausar- 
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Frau Seiler «Albring 

(A) tete. Nach Ihrem heutigen Beitrag muß ich dieses 
positive Bild, glaube ich, etwas revidieren. 

(Lowack [CDU/CSU]: Ja, was den Ausschuß 
betrifft, ist das richtig! Deswegen mußte er 
heute soviel zulegen!) 

Meine Damen und Herren, 90 Minuten sind im Prin- 
zip zu lang, um über das Ergebnis der Sacharbeit des 
U-Boot-Untersuchungsausschusses zu berichten. 
90 Minuten sind andererseits viel zu kurz, um die poli- 
tische Farce darzustellen, zu der ein Untersuchungs- 
ausschuß werden kann, wenn er 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Von Ihnen 
dazu gemacht wird!) 

von Kollegen aus diesem Hause wie von den Kollegen 
Gansei und Frau Eid — von Angelika Beer ganz zu 
schweigen — betrieben wird. 

(Lowack [CDU/CSU]: Sehr wahr! Leider!) 

Ich denke, bei etwas Vernunft auf beiden Seiten 
hätten wir hier heute gemeinsam folgendes feststellen 
können: 

Erstens. Wenn die beteiligten Unternehmen Ho- 
waldtswerke Deutsche Werft AG, seinerzeit in unmit- 
telbarem Bundesbesitz, und das Ingenieurkontor Lü- 
beck, wie unbestritten ist, es unternommen haben, 
eine förmliche Genehmigung für das U-Boot-Blau- 
pausen-Geschäft zu erlangen, ist das nicht von vorn- 
herein illegitim. Wie sich die Bundesregierung dazu 
verhalten hat, ist einwandfrei. Eine förmliche Geneh- 
migung ist nie in Aussicht gestellt worden. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Es wurde 
augenzwinkernd grünes Licht gegeben! — 
Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Man sollte nie 
„nie" sagen!) 

Sie ist deswegen nie beantragt worden. Sogar die SPD 
scheint auf dem Weg der Besserung zu sein, denn zum 
erstenmal gibt sie dies in ihrem abweichenden Votum 
ja auch zu. 

(Gansei [SPD]: Das ist gar nicht das Problem! 
Grünes Licht war es!) 

Zweitens. Wenn HDW und IKL auf eine informelle 
Genehmigung, quasi mit Augenzwinkern, gehofft ha- 
ben, ist das ihre Sache. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Sie haben 
sie augenzwinkernd gekriegt!) 

Damit das ganz klar ist: So etwas der Bundesregie- 
rung anzusinnen war eine Zumutung. 

(Zustimmung des Abg. Lowack [CDU/CSU] 

— Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Warum hat 
man dann Zoglmann nicht hinausgeschmis- 
sen, als er gekommen ist?) 

— Über die Portierleistungen in den verschiedenen 
Häusern kann ich Ihnen leider nichts berichten, Herr 
Kollege Jungmann. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Aber die Mi- 
nister haben auch noch Türen!) 

Bundesminister Genscher, Bundesminister Stolten- 
berg, Beamte des Wirtschaf tsministeriums, des Bun- 
desfinanzministeriums, des Auswärtigen Amtes, alle 
haben das eindeutig und klar abgelehnt. Was will die 


Opposition denn mehr? Gegenteilige Behauptungen (C) 
über ein etwaiges kollusives Zusammenwirken sind 
barer Unsinn und durch nichts erwiesen. Wenn Unter- 
suchungsausschüsse tatsächlich einen Sinn haben, 
dann muß eigentlich auch die Opposition bereit sein, 
für sie negative Beweisergebnisse irgendwann ein- 
mal zur Kenntnis zu nehmen. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Die Mehr- 
heit darf nicht den Vorsitz haben!) 

Drittens. Wenn die Unternehmen IKL und HDW, 
wofür manche Anhaltspunkte bestehen mögen, die U- 
Boot-Blaupausen trotz fehlender Genehmigung und 
in Erwartung des sogenannten grünen Lichts oder in 
der Hoffnung darauf bereits nach Südafrika geliefert 
haben, ist das eindeutig und klar zu mißbilligen. Auch 
insofern wiederhole ich nur das, was für die FDP- 
Fraktion an den verschiedensten Stellen, auch hier im 
Deutschen Bundestag, erklärt worden ist. Wie jeder 
weiß, der dabei war, hat Staatssekretär Professor 
Dr. Schreckenberger bereits am 17. Oktober 1984 das 
Verhalten der Unternehmen mißbilligt. Was kann ei- 
gentlich unter rechtschaffenen Leuten mehr erwartet 
werden als die daraus zu ziehende Konsequenz, daß 
das Geschäft eingestellt wird? Wer anders denkt, er- 
laubt Rückschlüsse auf seinen eigenen Charakter. 

(Beifall des Abg. Lowack [CDU/CSU]) 

Viertens. Die Bundesregierung hat nach Bekannt- 
werden der Lieferungen alles getan, um den Sachver- 
halt aufzuklären. Das Bundesministerium für Wirt- 
schaft hat eigene Ermittlungen angestellt. Die Sache 
ist an die zuständige Oberfinanzdirektion Kiel abge- 
geben worden. Alle Behauptungen, die Bundesregie- 
rung habe die Befassung der zuständigen Staatsan- 
waltschaft Kiel verhindert oder behindert, sind ein- 
fach haltlos. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Ariel wäscht 
rein, Frau Seiler- Albring wäscht reiner!) 

— Wer schreit, hat unrecht, Horst Jungmann. 

(Lowack [CDU/CSU]: Richtig!) 

Wozu brauchen wir eigentlich noch eine Beweisauf- 
nahme in einem Untersuchungsausschuß, wenn die 
Oppositionsvertreter die Ergebnisse der Beweisauf- 
nahme einfach nicht zur Kenntnis nehmen und sich 
ihre eigene Wahrheit zimmern? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 

Lowack [CDU/CSU]: Richtig! Genau das ist 
das Problem!) 

Was soll denn das staatsmännische Gehabe von der 
Pflicht der Opposition, die Bundesregierung zu kriti- 
sieren, wenn der Sachverhalt wider bessere Einsicht 
unvollständig, verdreht, letztlich vorsätzlich ver- 
fälscht wiedergegeben wird und wenn auf dieser 
Grundlage ein falsches Bild in der Öffentlichkeit ge- 
zeichnet wird? 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Geben Sie die 

Akten heraus, dann werden wir sehen, wer 
gefälscht hat!) 

Für uns liegt ein wesentlicher Teil des Skandals in 
dem Verhalten der Opposition. 
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Frau Seiler-Albring 

(A) Fünftens. Die Bundesregierung hat im Einklang mit 
ihrer seit langem verfolgten Südafrikapolitik gegen 
Apartheid, für Menschenrechte und auch für strikte 
Einhaltung des Waffenembargos gegenüber Süd- 
afrika gehandelt. Wir wollen nicht, daß U-Boote deut- 
scher Herkunft oder mit deutschen Plänen gebaute U- 
Boote in den Händen der Südafrikaner sind. 

(Frau Saibold [GRÜNE/Bündnis 90]: Hört! 
Hört! — Verheugen [SPD]: Zu spät!) 

Deswegen hat die Bundesregierung in den Vorge- 
sprächen das Ansinnen der Unternehmen abgelehnt, 
insbesondere und mehrfach der Bundesaußenmini- 
ster. Eine Genehmigung für das Geschäft ist nicht in 
Aussicht gestellt worden. Sie ist nie erteilt worden. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Grünes 
Licht! — Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Das 
haben Sie schon einmal gesagt! Deswegen 
wird es nicht wahrer!) 

Sechstens. Das Verhalten der Unternehmen war 
vom Untersuchungsausschuß nicht abschließend zu 
untersuchen. Dazu gab der Untersuchungsauftrag 
nichts her. Das Bundesverfassungsgericht hat das so 
bestätigt. Das Verhalten der Unternehmen ist von un- 
abhängigen Gerichten, von Staatsanwaltschaften und 
von der Oberfinanzdirektion in den letzten mehr als 
fünf Jahren — seit Herbst 1985 — intensiv geprüft 
worden. Das Ergebnis entspricht dem, was die Bun- 
desregierung bereits 1985 festgestellt hatte: 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Wieviel ist 
denn an Schmiergeldern geflossen?) 

(B) 

Es besteht der Anfangsverdacht einer Ordnungswid- 
rigkeit nach Außenwirtschaftsrecht. 

Mich stimmt es schon sehr nachdenklich, wenn ins- 
besondere die SPD, nicht nur Herr Gansei, sondern 
speziell auch der SPD- Partei- und -Fraktionsvorsit- 
zende, zu einer Treibjagd gegen die Unternehmen 
aufgerufen haben. 

(Lowack [CDU/CSU]: Leider wahr! — Au- 
stermann [CDU/CSU] : Das ist der einzige Le- 
benszweck dieser Burschen!) 

Dabei war es doch eine der sozialliberalen Errungen- 
schaften in den 70er Jahren, die Entkriminalisierung 
des Verwaltungsunrechts betrieben und die früher 
viel weitergehenden Strafbestimmungen auf den 
strafrechtlich relevanten Kern begrenzt zu haben. Ich 
denke, hier zeigt sich bei der SPD wie in so vielen 
Dingen ein gewandeltes Rechtsverständnis. 

(Austermann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Angesichts der bestehenden Rechtslage grenzt die 
Forderung nach Strafverfolgung an die Aufforderung 
zur Verfolgung Unschuldiger. Damit bezwecken Sie 
nur eine Strafverfolgung aus politischen Gründen. 

(Verheugen [SPD]: Haben Sie im Ausschuß 
fünf Jahre lang geschlafen?) 

Der Staatsanwalt soll zum Büttel Ihrer Parteipolitik 
gemacht werden. 

(Widerspruch bei der SPD) 


Es wäre schon sehr interessant, zu wissen, wie weit (C) 
die politische Einflußnahme des schleswig-holsteini- 
schen Justizministers Klinger 

(Austermann [CDU/CSU]: Ist das der, der in 
Mecklenburg verloren hat?) 

und des von ihm berufenen Generalstaatsanwalts in 
Schleswig, Heribert Ostendorf, gegangen ist. Ich halte 
es für eine Pflicht der Opposition in Kiel, diesen Vor- 
gängen nachzugehen. 

Dazu gehört auch, daß nunmehr die schleswig-hol- 
steinische Landesregierung unter Herrn Engholm, 
agierend durch den Innenminister Bull, sogar das 
Landgericht Kiel durch schlechthin unzulässige, sogar 
unsinnige Anträge — was noch schlimmer ist — mit 
öffentlicher Pressebegleitung unter Druck zu setzen 
versucht. 

(Austermann [CDU/CSU]: Ganz schlimm!) 

Siebtens. Die FDP hat immer begrüßt und für nötig 
gehalten, daß das Verhalten der Unternehmen unter- 
sucht wird, und zwar nach rechtsstaatlichen Grund- 
sätzen. Diese verlangen nun mal einen hinreichenden 
Tatverdacht, und wenn Ihnen das nicht paßt, ist das 
Ihre Sache. Nach rechtsstaatlichen Grundsätzen ist 
das aber so. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wie von Anfang an die Bundesregierung hat nun- 
mehr auch das Landgericht Kiel einen hinreichenden 
Tatverdacht auf Geheimnisverrat verneint. Eine Straf- 
tat nach Außenwirtschaftsrecht kommt — trotz der 
Agitation von Norbert Gansei bei den Vereinten Na- (D) 
tionen — 

(Lowack [CDU/CSU]: Eine Ungeheuerlich- 
keit! — Austermann [CDU/CSU]: Nestbe- 
schmutzer!) 

nicht in Betracht. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Das ist ein 
Skandal!) 

Wir müssen nunmehr abwarten, ob sich der Anfangs- 
verdacht auf eine Ordnungswidrigkeit nach Durchar- 
beitung der umfänglichen Akten durch die Oberfi- 
nanzdirektion in Kiel bestätigt oder nicht. 

Ich weiß natürlich, daß die SPD und die GRÜNEN 
das nicht für ausreichend halten und auch jetzt schon 
glauben, die Oberfinanzdirektion Kiel 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Die bunkert 
die restlichen Akten!) 

vorverurteilen zu müssen, wie üblich. Nur scheint mir 
deren Sachbearbeitung des Falles nach rechtsstaatli- 
chen Methoden vertrauenserweckender zu sein als 
das Verhalten dieser Oppositionsabgeordneten, die 
selbst im Verdacht stehen, Geheimnisverrat began- 
gen zu haben. 

(Lowack [CDU/CSU]: So ist es!) 

Damit komme ich zum zweiten Teil, dem eigentli- 
chen Skandal. Die SPD hat sich — getrieben von den 
GRÜNEN — dazu herabgelassen, das Untersu- 
chungsverfahren zu denaturieren. Von Aufklärung 
war keine Spur. Agitiert wurde ausschließlich nach 
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Frau Seiler-Albring 

(A) dem Motto: Was bringt uns politischen Nutzen? Das 
Untersuchungsverfahren war häufig eine Farce. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Das ist leider 
wahr!) 

Ich will an dieser Stelle einflechten, daß es zunächst 
der langmütigen Geduld und dann dem energischen 
Eingreifen des Vorsitzenden Horst Eylmann zu ver- 
danken ist, daß das Untersuchungsverfahren in den 
öffentlichen Beweisaufnahmen nicht in eine Zeugen- 
beschimpfung entartet ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich zolle ihm und auch den Mitarbeitern des Sekreta- 
riats des Untersuchungsausschusses meinen vollen 
Dank für eine Arbeit, die schwieriger war — wenn Sie 
mir den Vergleich gestatten — , als eine Herde störri- 
scher Esel zu hüten. Ich nehme uns davon manchmal 
durchaus nicht aus. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete Sei- 
ler-Albring, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab- 
geordneten Ullmann? 

Frau Seiler-Albring (FDP): Nein, ich gestatte aus 
dem einfachen Grund keine Zwischenfrage, daß der 
Kollege Stobbe dies auch nicht getan hat. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/CSU) 

Selbst wenn der Kollege Stobbe eine Zwischenfrage 
zugelassen hätte: nach dem unsäglichen Auftreten 
Ihres Obmanns im Frühstücksfernsehen in dieser Wo- 
che, als er von „brutalem Mißbrauch der Rechte der 
Mehrheit" gesprochen hat, 

(Verheugen [SPD]: So war es doch!) 
habe ich mich entschlossen, hier „brutal" von meinem 
Recht Gebrauch zu machen und Zwischenfragen von 
Ihrer Seite nicht zuzulassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Conradi [SPD]: Frühstücksfernsehen ist 
amüsanter als das hier! — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

— Sie haben doch in vier Jahren die Möglichkeit ge- 
habt, im Untersuchungsausschuß so viel zu schreien, 
wie Sie wollten. Nehmen Sie doch die Kraft noch zu- 
sammen und hören Sie mir kurz zu. Es dauert auch 
nicht mehr lange. 

(Zuruf des Abg. Gansei [SPD]) 

— Dieser Ausschuß war eine Zumutung, Herr Kollege 
Gansei, und Sie an der Spitze, 

(Bohl [CDU/CSU]: Ja, richtig!) 

Zuletzt hatte sich der Ausschußvorsitzende, zualler- 
letzt auch noch der gesamte Ausschuß damit zu be- 
schäftigen, daß Norbert Gansei und Ursula Eid als 
Berichterstatter der Oppositionsfraktionen sich wei- 
gerten, den Bericht des Ausschusses mit dem Bericht 
der Mehrheit zu unterzeichnen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Streng rechtsstaatlich!) 

Bei Norbert Gansei lag es daran, daß er mit seinem 
Bericht nicht fertig geworden war, bei Uschi Eid 
daran, daß sie die Meinung der Mehrheit nicht zur 
Kenntnis nehmen wollte. 

Das nächste Erwähnenswerte ist die Agitation ins- 
besondere von Norbert Gansei bei den Vereinten Na- 


tionen, die sich dann tatsächlich fast in der Herbeifüh- (C) 
rung eines Schadens für die auswärtigen Beziehun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland niedergeschla- 
gen hätte. 

Durch den unsäglichen Auftritt von Norbert Gansei 
bei den Vereinten Nationen sollten die Voraussetzun- 
gen für eine Strafverfolgung nach bundesdeutschem 
Recht willkürlich herbeigeführt werden, nachdem die 
Reaktionen der Vereinten Nationen und der aus- 
ländischen Staaten nach dem Bekanntwerden der 
U-Boot-Blaupausen-Lieferungen zwar nicht ange- 
nehm, aber der tatsächlichen Sachlage durchaus an- 
gemessen waren. 

Wir wissen, daß auch die Abgeordneten der GRÜ- 
NEN vergleichbare Aktionen unternommen haben. 

(Lowack [CDU/CSU]: Unglaublich! - 
Dr. Soell [SPD]: Sowas von Schönfärberei!) 

— Waren Sie mal bei uns im Ausschuß? Das hätten Sie 
sich wirklich antun sollen. 

(Dr. Soell [SPD]: Ich habe gerade die Rede 
von Herrn Gansei gelesen!) 

— Wenn es der Kollege Gansei bei einer Rede belas- 
sen hätte, dann wäre das ja alles zu ertragen gewesen. 

Aber er hat es leider nicht. Also! 

(Dr. Soell [SPD]: Sowas von Zurückhaltung 
hätten Sie in dem anderen Untersuchungs- 
ausschuß nicht geübt!) 

Ein weiteres Stück aus dem Tollhaus ist der — milde 
formuliert — Verdacht des leichtfertigen bzw. — bei 
den Abgeordneten der GRÜNEN Eid und Beer — vor- 
sätzlichen Verletzung vom Geheimhaltungspflich- (D) 
ten. Merkwürdigerweise sind die, die andere über 
Jahre hinweg vorverurteilen, sehr empfindlich, wenn 
es um die angebliche eigene Vorverurteilung geht. 

Hier geht es darum, daß die Staatsanwaltschaften 
zu Recht die Frage nach der Einleitung von Ermitt- 
lungsverfahren gestellt haben. Hätten die Kollegin- 
nen Eid und Beer ein gutes Gewissen, könnten sie den 
Ausgang dieser Verfahren in Ruhe abwarten. 

Ein besonders böser Verstoß gegen die Grundsätze 
eines fairen Verfahrens liegt in der Behandlung von 
Zeugen durch SPD und GRÜNE. Wer Zeugen vor oder 
nach der Vernehmung so bezeichnet, wie es die SPD 
und die GRÜNEN gemacht haben, hat von den 
Grundsätzen eines rechtsstaatlichen Verfahrens 

— und mag er sich selber noch so sehr als Juristen 
oder Prädikatsjuristen bezeichnen — wirklich keine 
Ahnung. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE/Bünd- 
nis 90]: Kommen Sie doch mal wieder her- 
vor! Sie tauchen genauso ab wie die 
U-Boote!) 

Man muß den Herrn Teltschik ja nicht mögen; aber 
so, wie Sie mit Herrn Teltschik umgegangen sind, 
wollten Sie nur einen Beamten unter Druck setzen 
und in der Öffentlichkeit unglaubwürdig machen, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Lowack [CDU/CSU]: Genauso war es! — 

Gansei [SPD]: Hat er die Akten nun vernich- 
tet oder nicht? — Kuhlwein [SPD]: Wo sind 
die Akten?) 
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Frau Seiler-Albring 

(A) Ein weiteres Beispiel für den „sorgfältigen Um- 
gang"' mit Zeugen ist z. B., daß die GRÜNEN Zeugen 
vor ihrer Vernehmung als „Mitglieder einer Waffen- 
schieberbande im Bundeskanzleramt" bezeichnet ha- 
ben. 

(Kuhlwein [SPD]: Das ist beinahe treffend!) 

Es bleibt einem eigentlich fast die Spucke weg! 

Bedauerlich ist dabei, daß es dem öffentlich-rechtli- 
chen Rundfunk der ARD offensichtlich nicht gelingt, 
bei dem politischen Magazin „Monitor" wenigstens 
im Grundsatz eine faire Berichterstattung durchzuset- 
zen. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90 — Dr. Lippelt [Hannover] 

[GRÜNE/Bündnis 90]: Das muß seine 
Gründe haben!) 

Das, was sich dieses Magazin am Dienstag dieser 
Woche geleistet hat, steht dem, was Norbert Gansei, 
Uschi Eid und Angelika Beer in den vergangenen vier 
Jahren zusammen bewirkt haben, an Unaufrichtigkeit 
und Abwegigkeit nicht nach. 

(Lowack [CDU/CSU]: Richtig! Leider keine 
Objektivität bei „Monitor"!) 

Zu formulieren, Bundesaußenminister Genscher sei 
für den außenpolitischen Schaden verantwortlich, ist 
eine infame Verdrehung. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU — Widerspruch bei der SPD) 

Es ist dem Auswärtigen Amt und dem Bundesaußen- 
minister zu verdanken, durch seinen erfolgreichen di- 
plomatischen Einsatz die Glaubwürdigkeit der Süd- 
afrikapolitik der Bundesregierung erhalten 

(Dr. Soell [SPD]: Hat er die Mehrheit der Ko- 
alition gefunden?) 

und den Schaden durch das Auftreten von Norbert 
Gansei vor den Vereinten Nationen in Grenzen gehal- 
ten zu haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser 
Untersuchungsausschuß ist am Ende seiner Arbeit. 
SPD und GRÜNE behaupten, nicht alle maßgeblichen 
Unterlagen ausgewertet haben zu können. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: So ist es! 

500 Aktenordner stehen bei der OFD!) 

Richtig ist daran, daß in der Tat die auf Grund der 
Beschlagnahmeaktion der Staatswaltschaft Kiel vor- 
handenen Akten dem Untersuchungsausschuß nicht 
zur Verfügung gestellt worden sind. Aber Sie ver- 
schweigen, daß dies auf Ihr eigenes Verschulden zu- 
rückzuführen ist. 

(Lowack [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie stehen im Verdacht des vorsätzlichen oder leicht- 
fertigen Bruchs von Geheimhaltungspflichten. Wenn 
deswegen Staatsanwaltschaften und Gerichte Akten 


zurückhalten, bedaure ich dies, habe dafür aber Ver- (C) 
ständnis. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE/Bünd- 
nis 90]: Die Rede haben Sie aber geschickt 
auf gebaut!) 

Natürlich ist es unbefriedigend, wenn dadurch die 
Arbeit von Untersuchungsausschüssen leidet. Nur 
gehe ich davon aus, daß die Staatsanwaltschaft Kiel 
der Staatsanwaltschaft Bonn alles, was für die Verfah- 
ren bei der Staatsanwaltschaft Kiel von Bedeutung ist, 
zur Verfügung gestellt hat. Wenn alles übrige, was 
uns unbekannt ist, die Qualität dieser Unterlagen hat, 
können wir guten Gewissens auf sie verzichten. 

Wir wollen keine Zweifel an der Glaubwürdigkeit 
der Südafrikapolitik der Bundesregierung und der Be- 
reitschaft der Bundesregierung, internationale Ver- 
träge und Verpflichtungen einzuhalten und umzuset- 
zen. Wir hätten uns deswegen einen seriösen und 
rechtsstaatlich einwandfrei arbeitenden Untersu- 
chungsausschuß gewünscht. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Wir auch!) 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Eid. 


Frau Eid (GRÜNE/Bündnis 90): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kollegen und liebe Kolleginnen! 

Mit der heutigen Debatte wollen die Koalitionsfraktio- ^ 
nen den Schleier des Vergessens über den U-Boot- 
Skandal ziehen. Die Verfehlungen Bonner Spitzen- 
politiker und die Gesetzesverstöße der U-Boot-Bauer 
sollen ungeahndet bleiben. Aber das letzte Wort in 
dieser Affäre ist mit Sicherheit noch nicht gesprochen. 

Es gibt zwei Fraktionen, die die Aufklärung dieses 
Skandals wollen. Wir, die GRÜNEN, werden keine 
Ruhe geben, um mit geeigneten parlamentarischen 
Mitteln die offenen Fragen über die Verwicklung von 
Regierungsmitgliedern in dieses Waffengeschäft zu 
klären. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der SPD sowie bei Abgeordneten der Gruppe 
der PDS) 

Warum geben wir uns nicht zufrieden mit der Fülle 
an Erkenntnissen, die die Regierung belasten und die 
wir seit vier Jahren durch hartnäckige Arbeit heraus- 
gefunden haben? 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist eine gute Frage! 

Die möchte ich auch gerne beantwortet ha- 
ben!) 

Dies liegt einfach an der besonderen Qualität und Bri- 
sanz dieses Rüstungsexportgeschäfts; denn in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik ist dies der erste fce- 
kanntgewordene Fall, in dem fast das halbe Bundes- 
kabinett in illegale Waffengeschäfte verstrickt ist. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE/Bünd- 
nis 90]: So ist es! — Oh-Rufe bei der CDU/ 

CSU - Bohl [CDU/CSU]: Uschi, mach doch 
keinen Quatsch!) 
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Frau Eid 

(A) Seit 1983, Herr Bohl, war den Ministern Stoltenberg 
und Genscher sowie dem ehemaligen Minister Wör- 
ner das Ansinnen der Firmen IKL und HDW bekannt, 
U-Boot-Pläne über Diplomatengepäck der südafrika- 
nischen Botschaft in Bonn nach Südafrika zu schaf- 
fen. 

(Gansei [SPD]: So war es!) 

Die Minister haben nichts getan, um dieses Geschäft 
zu verhindern. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Falsch!) 

Nach unseren Erkenntnissen war im Bundeskanzler- 
amt sehr wohl, Frau Seil er- Alb ring, ein Waffenschie- 
berring am Werk. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Auch wenn der Bundeskanzler, Herr Teltschik und 
Herr Schreckenberger diesen Begriff nicht gern hö- 
ren, bleibe ich bei dieser Feststellung und möchte sie 
erneut begründen. 

Erstens. Kohl, Teltschik und Schreckenberger ha- 
ben sich mit erheblicher Energie und Ausdauer dem 
Geschäft „U-Boote nach Südafrika" gewidmet. Der 
Kanzler hat mit fremden Staatsoberhäuptern, mit Mi- 
nistern seines Kabinetts, mit den Beamten des Kanz- 
leramts und mit dem damaligen bayerischen Minister- 
präsidenten ausgiebig über das U-Boot-Projekt ver- 
handelt. 

(Austermann [CDU/CSU]: Die Stasi war 
auch noch dabei!) 

Zweitens. Der Kanzler war Adressat und Empfänger 

( B ) mehrerer Briefe des bayerischen Ministerpräsidenten 
Franz Josef Strauß, die in ihrer Deutlichkeit nichts zu 
wünschen übrig lassen. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Das ist ja noch nicht 
ehrenrührig!) 

In den beiden bekanntgewordenen Briefen, deren 
Originale — man höre und staune — im Bundeskanz- 
leramt im Reißwolf vernichtet worden sind, legte 
Strauß nieder, daß der Kanzler das U-Boot-Geschäft 
befürwortet und genehmigt hat und daß er sogar über 
die konkreten Liefertermine, das Inkrafttreten des 
Vertrags und über die Einzelheiten des Vertragsin- 
halts informiert war. 

Diese Strauß-Briefe beweisen, daß der Kanzler 
nicht erst, wie er selber behauptet, 1985, sondern be- 
reits im Sommer 1984 über alle wesentlichen Aspekte 
des U-Boot-Geschäfts informiert war. 

Der U-Boot-Deal war Chefsache im Bundeskanzler- 
amt. Helmut Kohl war nach diesen Briefen der Dreh- 
und Angelpunkt beim U-Boot-Geschäft. 

Der Bundeskanzler hat bei seiner Zeugenaussage 
versucht, die Bedeutung dieser entscheidenden 
Strauß-Briefe herunterzuspielen. Er kennzeichnete 
Strauß abfällig als einen notorischen Briefeschreiber, 
der es mit der Wahrheit oft nicht so genau nahm und 
der oft etwas in Briefe hineinschrieb, was zwischen 
Strauß und Kohl gar nicht vereinbart worden sei. 

(Bohl [CDU/CSU]: Bleiben Sie doch mal bei 

der Wahrheit, dann sind wir ein Stück wei- 
ter!) 


Damit komme ich zum dritten Punkt. Zum Pech des (C) 
Bundeskanzlers gibt es eine schriftliche Notiz eines 
ehemaligen Vorstandsmitglieds von HDW. Darin 
heißt es, daß Kohl und Teltschik über die wichtigsten 
Termine des Geschäfts — also Inkrafttreten des Ver- 
trags, Beginn der Lieferungen — informiert seien. 

Hier besteht also eine volle Übereinstimmung mit den 
beiden Strauß-Briefen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE/Bünd- 
nis 90]: Richtig!) 

Viertens. Zwei Notizen der Firmen HDW und IKL 
über ein Telefongespräch mit dem ehemaligen Kanz- 
leramtschef Prof. Schreckenberger weisen aus, daß 
dieser im Auftrag des Kanzlers am 31. Juli 1984 grü- 
nes Licht für das U-Boot-Blaupausen-Geschäft gab. 
Obwohl Schreckenberger bei seinen Vernehmungen 
ursprünglich bestritten hatte, im Auftrag des Bundes- 
kanzlers grünes Licht gegeben zu haben, teilte er in 
einer Ergänzung zu seiner letzten Aussage vor dem 
Ausschuß vor kurzem schriftlich mit, daß es doch sein 
könne, daß er jene legendären Telefongespräche im 
Auftrag des Kanzlers führte und daß er dies den Ge- 
sprächspartnern auch gleich zu Beginn mitgeteilt ha- 
ben könnte. Damit ist die Beweiskette fast geschlos- 
sen. 

Der Bundeskanzler hat ein illegales Rüstungsge- 
schäft mit dem Apartheid-Regime mündlich geneh- 
migt und ein Terrorregime mit modernster Waffen- 
technik, nämlich U-Booten mit gefährlichen Raketen, 
aufgerüstet. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Unsinn! Das ist eine 
Verfälschung! — Lowack [CDU/CSU]: Nur 

Unwahrheiten!) (D) 

Vor dem Untersuchungsausschuß hat der Bundes- 
kanzler immer wieder behauptet, er habe von dem 
Vertrag erst viel später, nämlich 1985, erfahren. Grü- 
nes Licht sei in seinem Auftrag nie gegeben wor- 
den. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete Eid, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Eylmann? 

Frau Eid (GRÜNE/Bündnis 90): Frau Präsidentin, 
wenn der Herr Vorsitzende im Untersuchungsaus- 
schuß großzügig gewesen wäre, wäre ich dies heute 
auch. Aber da er das nicht war, bin ich das heute auch 
nicht. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN/ 

Bündnis 90 und der SPD — Dr. Hüsch [CDU/ 

CSU]: Eine fürchterliche Strafe!) 

Akten, die im September 1990 auftauchten, belegen 
den Verdacht, daß der Kanzler vor dem Ausschuß 
genau an den strittigen Punkten mehrfach und syste- 
matisch die Unwahrheit gesagt hat. 

(Lowack [CDU/CSU]: Das ist unglaublich, 
das ist eine Ungeheuerlichkeit! Sie wissen 
genau, daß Sie die Unwahrheit sagen!) 

Wir GRÜNEN stellten daraufhin eine Strafanzeige 
gegen den Bundeskanzler wegen vorsätzlicher uneid- 
licher Falschaussage. Die Bonner Staatsanwaltschaft 
hat das Verfahren mit der Begründung eingestellt, 
daß Kohl gar kein Zeuge gewesen sei, sondern sich in 
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Frau Eid 

(A) einer „beschuldigtenähnlichen Stellung" befunden 
habe. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Daß für den Bundeskanzler zweierlei Recht gilt, neh- 
men wir GRÜNE nicht hin. Deshalb haben wir beim 
Generalstaatsanwalt in Köln Beschwerde gegen die 
Entscheidung der Bonner Staatsanwaltschaft einge- 
legt. 

(Zuruf von der SPD: Hochinteressant, was 
Sie da sagen! — Lowack [CDU/CSU]: „Ge- 
gen die Einstellung des Verfahrens" müssen 
Sie doch sagen, Frau Kollegin! Sie wissen, 
daß überhaupt kein Anfangsverdacht Vorge- 
legen hat!) 

Fünftens. Der Bundeskanzler hat seinen engsten 
Berater, Horst Teltschik, mit der Feinabstimmung des 
Waffengeschäftes beauftragt. Zu diesem Zweck traf 
sich Teltschik ein halbes dutzendmal im Kanzleramt 
mit den Firmenvertretern. Dabei wurden Details erör- 
tert, wie man die gesetzlichen Bestimmungen umge- 
hen könne, z. B. die Lieferung über Drittländer. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das ist doch 
falsch! — Eylmann [CDU/CSU]: Das ist die 
Unwahrheit!) 

Die Frage, ob der Bundeskanzler mit dem türki- 
schen Ministerpräsidenten Özal über das U-Boot-Ge- 
schäft gesprochen hat, konnte nicht aufgeklärt wer- 
den. Diese Frage ist jedoch von zentraler Bedeutung. 
Denn es gab in den Akten eindeutige Hinweise, daß 

(B) die Abwicklung des geheimen Geschäftes nach Som- 
mer 1985 über die Türkei geplant war. 

Damit komme ich zu den noch ungeklärten, aber 
sehr wichtigen Fragen. 

Die zweite ungeklärte Frage ist: Womit war die 
Bundesregierung eigentlich erpreßbar? Gibt es in den 
500 Aktenordnern der OFD Kiel vielleicht Hinweise 
über das „grüne Licht"? Vieles deutet darauf hin. Das 
Landgericht Kiel, das diese Akte kannte, kam in sei- 
nem Geheimurteil vom 4. Juli dieses Jahres zu dem 
Ergebnis, 

(Eylmann [CDU/CSU]: Woher wissen Sie 
denn das?) 

daß den U-Boot-Managern strafmildernde Umstände 
zugebilligt werden müßten; 

(Eylmann [CDU/CSU]: Woher wissen Sie 
das?) 

denn sie seien — Zitat aus dem „Spiegel" — 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist die GRÜNEN-Bi- 
bel! — Lachen und weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

„erst nach dem ihnen anfänglich übermittelten grü- 
nen Licht' der Bundesregierung" intensiv tätig gewor- 
den. 

Dritte ungeklärte Frage: Nach wie vor ist der Ver- 
dacht nicht ausgeräumt, daß die beiden Rüstungslob- 
byisten Zoglmann und Albrecht Teile ihrer Provi- 


sionsgelder an die Kassen der Regierungsparteien (C) 
weitergeleitet haben. 

(Verheugen [SPD]: Das ist der Kern! — Lo- 
wack [CDU/CSU]: Frau Eid ist hier frech wie 
Oskar!) 

Wir möchten gerne wissen, ob es stimmt, daß die von 
„Monitor" erwähnten 1,7 Millionen DM an hohe Bon- 
ner Politiker geflossen sind. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Monitor lügt! - 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen und 
Kolleginnen, lassen Sie mich zum Schluß in Erinne- 
rung rufen, wer eigentlich die Geschäftspartner des 
zu untersuchenden illegalen Rüstungsgeschäfts sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die GRÜNEN!) 

Da ist auf der einen Seite IKL. IKL erhält seine Auf- 
träge überwiegend von der Bundesregierung. Da ist 
HDW, die bis vor kurzem zu 75% in Bundesbesitz 
waren 

(Austermann [CDU/CSU]: Ist doch jetzt im 
Landesbesitz Schleswig-Holstein!) 

und zu 25 % im Besitz des Landes Schleswig-Holstein 
sind. 

(Austermann [CDU/CSU]: Verkaufen die das 
jetzt?) 

Auf der anderen Seite ist das südafrikanische Rassi- 
stenregime, das die schwarze Bevölkerungsmehrheit 
in beispielloser Brutalität unterdrückt, durch Staats- 
terror die Opposition ausschaltet und einen Krieg ge- 
gen die Frontstaaten führt. Erst gestern besuchte mich 
Frau Maharatsch, Ehefrau des im Juli inhaftierten 
ANC-Exekutivkomitee-Mitgliedes McMaharatsch. 

Sie wurde auch von Arbeitsminister Blüm empfangen. 

Sie legte in erschütternder Weise dar, wie der Unter- 
drückungsapparat trotz des eingeleiteten Reformpro- 
zesses heute noch Menschenleben zerstört, Familien 
auseinanderreißt und zur Flucht zwingt. McMaha- 
ratsch befand sich in Übereinstimmung mit dem 
Groote-Schur-Protokoll in Südafrika und wurde trotz- 
dem nach dem Gesetz zur inneren Sicherheit verhaf- 
tet und brutal gefoltert. Bereits 1964 wurde er so gefol- 
tert, daß er sechs Jahre ein Stützkorsett tragen mußte. 

Er wurde auf Grund der Folterung vor kurzem in Dur- 
ban ins Krankenhaus eingeliefert. 

Dies sind die Geschäftspartner von IKL und HDW. 

Dies sind die Partner von Bundeskanzler Kohl, denen 
er am liebsten statt Blaupausen gleich ganze U-Boote 
verkauft hätte. 

(Hüser [GRÜNE/Bündnis 90]: Die passen nur 
nicht in die Aktentasche!) 

Die Bundesregierung, die von anderen Regierun- 
gen immer die Einhaltung von Menschenrechten zu 
Recht einklagt, hat sich nicht gescheut, grünes Licht 
zur Aufrüstung eines Regimes zu geben, das von der 
UNO als Verbrechen gegen die Menschlichkeit verur- 
teilt wurde. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist doch die Unwahr- 
heit! Es gibt keinen Beweis dafür! — Lowack 

[CDU/CSU]: Das ist die Unwahrheit, Frau 
Kollegin, Sie wissen das!) 
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Frau Eid 

(A) Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der SPD) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Lowack. 


Lowack (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Ich kann mich auf 
einen eher literarischen Beitrag beschränken: Dem 
wachsenden Fanatismus und zunehmender Unfairneß 
auf seiten der Opposition in diesem Untersuchungs- 
ausschuß konnten wir von der Regierungskoalition 
wachsende Gelassenheit entgegensetzen. 

(Zustimmung des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 

Der Sturm aus Kiel, Lübeck und Hamburg entpuppte 
sich als sanfter Aufwind für die Regierungskoalition 
und für die Bundesregierung. Der Aufschwung des 
Kollegen Gansei zum Großinquisitor führte schließlich 
dazu, daß er auf die Nase fiel. 

(Bohl [CDU/CSU]: Er endete als Kleininqui- 
sitor!) 

Ob diese Arbeit, Herr Kollege Gansei, die gleiche 
dichterische Zuwendung wie die geschichtliche Per- 
sönlichkeit eines Michael Kohlhaas finden wird, wage 
ich zu bezweifeln. 

Der Kollege Gansei hat sich — um in seinem eige- 
(B) nen Sprachgebrauch zu bleiben — zum Büttel seiner 
eigenen Fantasien und Effekthascherei gemacht. 

(Gansei [SPD]: Jetzt sagen Sie doch, daß ich 
die U-Boote geliefert habe!) 

Der Ausschuß hat ganze Arbeit geleistet — ich 
meine das ironisch — : Er hat die Abgeordneten immer 
wieder zu unmöglichen Zeiten, zu unmöglichen Fra- 
gen und zu unmöglichen Anträgen zusammenge- 
bracht und uns leider unnötig viel Zeit gestohlen. Dem 
Ansehen des Parlaments hat er jedenfalls nicht ge- 
dient. 

Die Technik, mit Presseerklärungen zu den Ergeb- 
nissen der Ausschußsitzungen Stellung zu nehmen, 
bevor die Sitzungen überhaupt begonnen hatten, 
wurde durch die Opposition systematisiert und per- 
fektioniert. 

(Gansei [SPD]: Wenn ich das richtig sehe, 
habe ich Ihnen den Schlaf geraubt!) 

— Nein, Sie rauben mir nicht den Schlaf, Kollege 
Gansei. 

Erstmals wurde ein Regierungswechsel in einem 
Bundesland dazu benutzt, um den Generalstaatsan- 
walt zu feuern und damit die Ermittlungen zu beein- 
flussen — ein ungeheuerlicher Vorgang, der das 
Rechtsstaatsprinzip in Frage stellt. 

(Kuhlwein [SPD]: So ein Quatsch!) 

Erstmals im Laufe eines Untersuchungsausschusses 
fühlte sich ein Berichterstatter veranlaßt — nämlich 
der Kollege Gansei — , in einer umfangreichen Korre- 
spondenz ausländischer Organisationen und Regie- 


rungen aufzufordern, sich gegen die Bundesregie- (C) 
rung zu stellen. 

(Gansei [SPD]: Das ist gelogen! Sie lügen!) 

Der Kollege Gansei hat sich nicht einmal für zu schade 
gefunden, nach New York zu fliegen und dort gegen 
die Bundesregierung zu plädieren. 

(Gansei [SPD]: Was Sie sagen, ist gelogen!) 

Er hat damit nicht der Bundesregierung, sondern er 
hat sich selber und dem Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland geschadet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Kollege Gansei, nachdem Sie gesehen haben, daß 
die Sache mit dem Außenwirtschaftsgesetz nicht läuft, 
haben Sie ganz schnell einen Haken geschlagen und 
auf einmal versucht, die Indien- Geschichte wieder 
hochzuspielen. Sie haben nämlich gesehen, daß Ihnen 
die Felle davonschwimmen. Das war Ihre Taktik: 
Nachdem Sie nichts mehr bringen konnten, haben Sie 
versucht, mit unfairen Mitteln das Verfahren zu beein- 
flussen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Nestbeschmutzer!) 

Das Untersuchungsziel wurde, soweit es von vorn- 
herein als Wahlkampf und als persönliche politische 
Spielwiese des Kollegen Gansei gedacht war, sicher 
nicht erreicht. 

Aber natürlich hat der Ausschuß auch ergeben, daß 
unser Außenwirtschaftsrecht immer noch nicht in 
Ordnung ist. 

(Stobbe [SPD]: Das ist interessant! — Gansei 

[SPD]: Ach nein!) ( D ) 

Wir haben von der sozialdemokratisch geführten Re- 
gierung eine Erblast mit einem Außenwirtschaftsrecht 
übernommen, das absolut unübersichtlich ist, weil 
kein Mensch von vornherein sagen kann, was im End- 
ergebnis eigentlich genehmigt wird. Oft hängt es von 
der höchst persönlichen Einschätzung eines einzelnen 
Sachbearbeiters oder eines Richters ab, ob eine Beein- 
trächtigung der Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland eine Störung des friedlichen Zusammen- 
lebens der Völker oder eine erhebliche Störung der 
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland vorliegt. 

(Gansei [SPD]: Sie reden in die falsche Rich- 
tung, Herr Lowack — Zuruf des Abg. Dr. 

Soell [SPD] — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Herr Soell, Sie können doch nicht bestreiten, daß es 
unübersehbar geworden ist, wann überhaupt eine 
Genehmigung erteilt und wann sie nicht erteilt 
wird. 

(Zuruf von der SPD: Es gibt auch keine An- 
strengungen in dieser Richtung!) 

Fragen Sie doch einmal die betroffenen Firmen, ganz 
egal, was sie exportieren wollen: Sie wissen heute 
überhaupt nicht mehr, was sie noch anbieten und was 
sie exportieren können. Dort müssen wir Konsequen- 
zen ziehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich freue mich, daß der erste wichtige Schritt im Mai 
dieses Jahres gegangen wurde. 
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(A) 


Lowack 

Dabei bleibt die Frage völlig offen, inwieweit die I Ja, meine Damen und Herren, für uns ist eines ganz 


Lieferung von Unterseebooten die Apartheid, liebe 
Kollegin Eid, hätte fördern können. Bei Blaupausen 
habe ich überhaupt keine Vorstellung, wie das die 
Apartheid hätte stützen sollen. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Es gibt ein 
UNO-Rüstungs-Embargo! Das wissen Sie 
vielleicht nicht! Aber die Bundesregierung 
hat selber 1977 das Rüstungs-Embargo mit 
entschieden!) 

Vor allem aber ist zu fragen, ob nicht das gegen Süd- 
afrika verhängte Embargo dazu geführt hat, daß Süd- 
afrika dann mehr oder weniger aus eigenen Kräften 
eine Waffenindustrie aufgebaut hat, die heute zu den 
modernsten der Welt gehört und Südafrika zu einem 
Waffenexportland gemacht hat. 

Der Untersuchungsausschuß hat durch die gera- 
dezu blindwütige Verhandlungsführung seitens der 
Opposition dazu geführt, daß die Bundesrepublik 
Deutschland bei vielen Ländern in der Dritten Welt ins 
Zwielicht geraten ist. 

(Dr. Soell [SPD]: Sie machen sich doch lä- 
cherlich, Herr Lowack!) 

Dabei hätte es weit mehr Sinn gegeben, wenn dieser, 
vor allem auch von Mitgliedern der Auswärtigen Aus- 
schusses besetzte Untersuchungsausschuß sich auch 
einmal mit der Frage befaßt hätte, ob ein Embargo 
und Sanktionen gegen Südafrika tatsächlich heute 
noch sinnvoll sind und ob wir nicht besser daran täten, 
auch einmal in die Zukunft zu schauen, statt uns per- 
manent mit der Vergangenheit zu befassen. 

So lassen Sie mich schließlich im Versmaß abschlie- 
ßen, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle- 
gen: 

Wie viele Stunden wurde hier geschwätzt. Wie 
viele Tage haben wir versessen. Wie hätten wir 
ein bißchen Sachlichkeit geschätzt. So aber wer- 
den wir den Ausschuß gern vergessen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist ja ein Dich- 
terfürst!) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Dr. Kaufmann. 


Frau Dr. Kaufmann (Gruppe der PDS): Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Über 1100 Seiten 
stehen hier heute zur Debatte, 1100 Seiten, deren In- 
halt eigentlich jedes verantwortungsbewußte Mit- 
glied dieses Hohen Hauses mehr als nachdenklich 
stimmen müßte. Aber wie nicht anders zu erwarten, 
gibt es natürlich völlig unterschiedliche Wertungen 
bei den Koalitionsparteien und den Oppositionspar- 
teien. Es verwundert uns nicht, daß CDU/CSU und 
FDP die vierjährige Arbeit des Ausschusses als abge- 
schlossen betrachten, letzlich als unnötig ansehen und 
offenkundig eben überhaupt kein Interesse an der 
lückenlosen Aufdeckung dieses Skandals, vor allem 
auch an den Verstrickungen führender Politiker ha- 
ben. 


klar: Den vorliegenden Bericht des Ausschusses kann 
man in der Tat nur zur Kenntnis nehmen, mehr nicht; 
denn dieser Bericht ist fürwahr ein Lehrstück über die 
Ohnmacht derartiger parlamentarischer Gremien. 

(Widerspruch der Abg. Frau Geiger [CDU/ 
CSU]) 

Meine Damen und Herren, der U-Boot-Skandal ist 
doch nur ein Glied in einer Kette von Fällen, die zei- 
gen, daß bundesrepublikanische Firmen seit Jahren 
und Jahrzehnten an schmutzigen Waffengeschäften 
verdienen, und zwar, wie jeder weiß, Milliarden- Sum- 
men. 

(Austermann [CDU/CSU]: Die unterstützt 
jahrelang die Waffenschieber und macht hier 
dicke Backen! - Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Die 
hat überhaupt kein Recht, hier darüber zu 
sprechen! Ist ja unglaublich!) 

Wenn es um Profit, Einfluß ge winnung und Macht- 
interessen geht, dann spielen offenbar selbst die bri- 
santesten internationalen Fragen keine Rolle mehr, 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU): Die größten Waffen- 
schieber der Welt sind die doch! — Auster- 
mann [CDU/CSU]: Da sollte man sich doch 
schämen, wenn man da hingeht mit einiger- 
maßen moralischem Anspruch! Ist völlig un- 
glaublich!) 

ob es wie in diesem Fall um die eklatante Verletzung 
internationaler Sanktionen und Resolutionen des UN- 
Sicherheitsrates gegen den Apartheid-Staat Süd- 
afrika geht oder um den illegalen Bau von Giftgaswer- 
ken. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Ist ja unmoralisch! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat 
denn das gemacht!) 

Meine Damen und Herren, die jüngsten Entwicklun- 
gen am Golf zeigen doch ganz offenkundig, wie 
höchstaktuell diese Machenschaften noch immer 
sind. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Kaufmann, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Gei- 
ger? 

Frau Dr. Kaufmann (Gruppe der PDS): Die Vorred- 
ner, die in der vierjährigen Arbeit drinstecken, haben 
darauf verzichtet. Ich sehe gar nicht ein, warum ich 
mich jetzt hier in Detailfragen einlassen soll. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Weil Sie keine Ah- 
nung haben! — Zuruf von der CDU/CSU: Sie 
leiert hier was runter, das ist das „Neue 
Deutschland"! — Lowack [CDU/CSU]: Aber 
lassen wir sie doch ihre Jungfernrede hal- 
ten!) 

Meine Damen und Herren, ich war gerade dabei, 
darauf hinzuweisen, daß die jüngsten Entwicklungen 
am Golf sehr offenkundig zeigen, wie höchstaktuell 
diese Machenschaften noch immer sind. Jahrelang 
wurden in vollem Bewußtsein über die Explosivität 
der Lage im Nahen und Mittleren Osten illegale Waf- 
fenverkäufe an den Irak getätigt. Erst verhindert man 
nicht, daß unberechenbaren Politikern massenhaft 


(C) 
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Frau Dr. Kaufmann 

(A) Mittel zur Kriegführung in die Hand gegeben wer- 
den, 

(Frau Geiger [CDU/CSU]: Ihr verschiebt 
heute noch die Gelder!) 

und dann fordert man sogar noch, gewissermaßen als 
Schadensbegrenzung, den Einsatz deutscher Trup- 
pen und militärischer Ausrüstung zur Beilegung von 
Konflikten in Krisenregionen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Legen Sie mal den 
Maßstab bei Ihrer eigenen Partei an!) 

Wer soll denn das noch verstehen? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Honecker! — Ho- 
necker mit seinen Schießbefehl!) 

Wahrnehmung wachsender internationaler Verant- 
wortung durch das vereinte Deutschland heißt für uns, 
nicht deutsche Waffen und Streitkräfte in alle Him- 
melsrichtungen zu entsenden, sondern strikte Einhal- 
tung internationaler Vereinbarungen, striktes Verbot 
von Waffenexporten, drastische Kürzung des Rü- 
stungsetats, Verzicht auf den Jäger 90, Schluß mit 
Tiefflügen, Konversion der Rüstungsbetriebe, Ab- 
schaffung der Wehrpflicht. Kurz: Völlig neue Sicher- 
heitspolitik in Richtung Entmilitarisierung Deutsch- 
lands. 

(Beifall von der Gruppe der PDS) 

Eine Fortsetzung der bisherigen Politik kann sich die- 
ses Land nicht mehr erlauben. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich abschließend feststellen: Die PDS betrachtet den 

(B) Bericht des Untersuchungsausschusses als vorläufi- 
gen Zwischenbericht. Wir verlangen, daß diejenigen, 
die hier Schuld auf sich geladen haben — 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

seien es nun Unternehmer, Händler oder Politiker — , 
ohne Ansehen der Person wirklich zur Verantwortung 
gezogen werden. Der U-Boot-Skandal, einer der größ- 
ten Rüstungsexportskandale in der Geschichte der 
Bundesrepublik, ist endlich lückenlos aufzuklären. 

(Austermann [CDU/CSU]: Sie haben kein 
Schamgefühl, sonst hätten Sie sich hier nicht 
gemeldet! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Schämen Sie sich!) 

— Daß Ihnen das nicht paßt, meine Damen und Her- 
ren, ist mir völlig klar. 

Ich bin sicher, daß der zwöfte Deutsche Bundestag 
hier noch einen Berg an Arbeit vor sich haben wird. 
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS und bei der 
Abg. Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort zu einer zwei- 
minütigen Zwischenintervention hat die Abgeordnete 
Frau Beer. 

Frau Beer (GRÜNE/Bündnis 90): Frau Präsidentin! 
Verehrte Damen und Herren! Der Verlauf der Debatte 
fordert diese Kurzintervention. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Oh, nein!) 


Die Wahrheit, das Wort, das hier so oft fällt, liegt auf (C) 
der Hand; man kann sie nachlesen: Die Bundesregie- 
rung hat gelogen — im Ausschuß gelogen, in diesen 
Debatten gelogen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der CDU/CSU: Das ist ein dicker Hund!) 

Die Bundesregierung hat dieses Geschäft allein zu 
verantworten. 

Wir sind nicht bereit, den Vorwurf „Waffenschie- 
berkabinett" , der hier den GRÜNEN so empört vorge- 
halten wird, zurückzunehmen; denn wir haben es vor 
uns sitzen, wenn es sich auch durch Handlanger und 
Stellvertreter vertreten läßt. Es fehlen allerdings 
— das gebe ich gerne zu — die weggelobten Herren 
Bangemann und Wörner und die Herren Waigel, Au- 
ßenminister Genscher, Stoltenberg, Kohl. Wo sind sie 
alle? Sie sind zu feige, uns 

(Zurufe von der CDU/CSU: Die haben etwas 

Besseres zu tun! Gleich kriegst du einen Ord- 
nungsruf!) 

selbst bei dem weiteren Mißbrauch parlamentarischer 
Mehrheiten bei der Diskussion über diesen Abschluß- 
bericht, der diesen Skandal endgültig beiseite legen 
soll, ins Gesicht zu sehen. 

Die Bundesregierung hat mit dieser heutigen De- 
batte und mit dem weiteren Mißbrauch ihrer Mehrheit 
in diesem Parlament die parlamentarische Demokra- 
tie ein Stück weiter reduziert, die Außenpolitik wei- 
terhin unglaubwürdig gemacht, 

(Eylmann [CDU/CSU]: Was die sagt, ist ja 

schlimmer als das, was von der PDS kam!) 

die Rechtsstaatlichkeit und die Demokratie, die darin (D) 
stecken sollten, vermindert und das Verhältnis zu den 
anderen Völkern für die nächsten Jahre weiterhin ge- 
schädigt. 

(Ronneburger [FDP]: Mit Ihrer Außenpolitik 
kämen wir nicht weit!) 

Die Schäden, die aus diesem Mehrheitsverhalten er- 
wachsen, werden erst im Laufe der nächsten Jahre 
ihre Konsequenz und Deutlichkeit entwickeln. In ei- 
ner Situation, in der wir so sehr darauf angewiesen 
sind, einen neuen Krieg zu verhindern, werden wir 
nicht dulden, daß weitere Embargos unterlaufen wer- 
den. Gerade auf die konsequente Einhaltung des Em- 
bargos gegenüber dem Irak durch deutsche Firmen 
werden wir achten. Auch durch einfache und unde- 
mokratische Vorwürfe seitens der Regierungsvertre- 
ter an die Opposition bis hin zur Lancierung von Straf- 
ermittlungsverfahren wird dies nicht in Frage gestellt 
werden. Denn im Bewußtsein eines jeden verantwor- 
tungsvollen Parlamentariers muß es die Aufgabe sein, 
dafür zu sorgen, daß Embargos lückenlos eingehalten 
werden. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Zwei Minuten!) 

Wer dieses Bewußtsein nicht hat, ist es nicht wert, 
Parlamentarier zu sein. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ihre Redezeit ist been- 
det. 

Frau Beer (GRÜNE/Bündnis 90): Ich möchte zum 
Schluß sagen, daß die Außerkraftsetzung der parla- 
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Frau Beer 

(A) mentarischen Kontrolle die Herausforderung für uns 
alle sein muß und sein wird — was jedenfalls die GRÜ- 
NEN betrifft — bis hin zum restlosen Verbot von Rü- 
stungsexporten. Dafür und für die endgültige Aufklä- 
rung der Verschleierungen im nächsten Parlament zu 
sorgen, ist am heutigen Tag die Aufforderung an die 
SPD. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90, der 
SPD und der Gruppe der PDS) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Eid, ich kann den 
Ausdruck „Waffenschieberkabinett" hier nicht ak- 
zeptieren. Ich muß ihn zurückweisen und erteile Ih- 
nen dafür einen Ordnungsruf. Ich möchte das hier 
ausdrücklich feststellen. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Frau Eid 
oder mir?) 

— Entschuldigung. Gemeint waren Sie, Frau Abge- 
ordnete Beer. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Danke!) 

Herr Abgeordneter Bohl, bitte. 


Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Zwischenintervention von Frau Beer 
erfordert doch eine sofortige Erwiderung. Ich muß 
ganz deutlich und offen sagen: 

(Conradi [SPD]: Eine Postintervention!) 

Ich finde es nicht nur würdelos, was hier gesagt 
wurde, sondern ich halte es für eine Unverschämtheit, 
für eine Unverfrorenheit und für eine Verdrehung der 
Tatsachen, die wir festgestellt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, welch Geistes Kind Sie 
sind, zeigt sich ja daran, daß Sie diese Zwischeninter- 
vention 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Hören Sie 
doch auf zu diffamieren!) 

nicht spontan in der Debatte angemeldet haben, son- 
dern sie zu Beginn der Debatte schon vorgetragen 
haben und dann die Chuzpe haben, sich hier hinzu- 
stellen und zu sagen, daß Sie durch die Debatte zu 
Ihrer Zwischenintervention gebracht worden sind. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Nach der 
Einleitung von Ihrem Kollegen Eylmann!) 

Sie sind ständig auf dem Holzweg. Sie sagen ständig 
die Unwahrheit, so gerade eben hier vor wenigen 
Minuten am Podium des Deutschen Bundestages. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Sie gehen 
doch so weit, daß Sie selbst Presseorgane 
versuchen zu verdammen!) 

Die Unerträglichkeit und die Unwahrhaftigkeit Ih- 
rer Aussagen wird noch dadurch übertroffen, daß Sie 
bei den schamlosen Ausführungen der Vertreterin der 
PDS als einzige hier im Hause auch noch Beifall ge- 
klatscht haben. Das ist die Wirklichkeit. 


Folgendes möchte ich Ihnen hier noch einmal mit (C) 
Deutlichkeit sagen: Wir haben uns am Rechtsstaat zu 
orientieren. 

(Widerspruch bei der SPD — Frau Beer 

[GRÜNE/Bündnis 90]: Sie haben es vier 
Jahre nicht getan!) 

Das Verfahren im Untersuchungsausschuß muß 
rechtsstaatlich vonstatten gehen. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Sie wissen 

doch gar nicht, was Rechtsstaatlichkeit ist!) 

Sonst rufen Sie nach Datenschutz, nach Rechtsstaat 
und sind gegen Vorverurteilung, aber wenn es gegen 
den politischen Gegner geht, dann ist Ihnen nichts zu 
schade. Dann werden Dreck und Kübel von Schmutz 
ausgeschüttet. 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜ- 
NEN/Bündnis 90) 

Das ist völlig unmöglich und unerträglich. Deshalb ist 
die Bundesregierung hier in Schutz zu nehmen. Sie 
hat die Wahrheit gesagt, und sie hat sich absolut kor- 
rekt verhalten. Das ist die Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Weiter will ich Ihnen noch eines sagen: Gegenüber 
Ihren Untersuchungs- und Vernehmungsmethoden, 
die Sie im Untersuchungsausschuß an den Tag gelegt 
haben, 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Sie haben 
sie doch gar nicht zugelassen!) 

ist Schimanski ein Kriminalbeamter voller Zurückhal- 
tung und Skrupel. Das ist die Wirklichkeit, meine Da- 
men und Herren. In unerträglicher Weise haben Sie (D) 
das Untersuchungsausschußverfahren hier betrieben 
und damit dem Deutschen Bundestag und dem Anse- 
hen der Untersuchungsausschüsse einen Bärendienst 
erwiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Das haben 
Sie getan, Herr Bohl!) 

Präsidentin Dr, Süssmuth: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Börnsen. 

(Kuhlwein [SPD]: Ist das auch jemand, der 

dem Untersuchungsausschuß einen Bären- 
dienst erweist?) 

Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Intervention meines 
Kollegen Bohl war notwendig, um deutlich zu ma- 
chen, daß die Regierung korrekt gehandelt hat. 

Mein Fazit nach vier Jahren Untersuchungsaus- 
schuß ist: Es war eine zeit- und kostenaufwendige 
Unternehmung. Es gab mehr Frust als Lust. Der Unter- 
suchungsausschuß ist nach Aufklärungserfolgen am 
Anfang zum politischen Kampfinstrument verkom- 
men. 

(Gansei [SPD]: Deshalb sind Sie nach Süd- 
afrika gefahren?) 

Der Untersuchungsausschuß war belastet durch den 
Geburtsfehler, im Wahlkampf entstanden zu sein und 
diesem zu dienen und als parlamentarisches Kontroll- 
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(A) gremium nur Regierungshandeln geißeln zu können, 
wo doch die Verfehlungen der Firmen Vorlagen. 

Trotzdem: Wenn es dieses Königsrecht der Opposi- 
tion nicht gäbe, müßte es geschaffen werden. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Bloß, was 
haben Sie damit gemacht? Sie haben es nie- 
dergetrampelt!) 

Zur Sache selbst nach über 60 Sitzungen meine ich: 
Es kreißte der Berg, und er gebar eine Maus. Aber es 
gilt, auch das Umfeld des Untersuchungsausschusses 
aufzugreifen und es kritisch zu untersuchen, und dazu 
gehörte die schon erwähnte Sendung des Magazins 
„Monitor“. Es behauptete am 15. August 1989: „Der 
U-Boot-Bau in Südafrika unter Leitung deutscher Fir- 
men ist in vollem Gange. " 

Tatsache ist: Weder „Monitor“ noch Vertreter unse- 
rer Delegation haben sieben Monate später dort ein 
solches im Bau befindliches U-Boot gesehen. „Moni- 
tor“ machte deshalb im April 1990 einen Rückzieher 
und erklärte, „es werde daran gearbeitet, die Werft für 
den U-Boot-Bau vorzubereiten“. „Monitor“ hat offen- 
sichtlich gelogen. 

„Monitor“ behauptete weiter: „Innerhalb der näch- 
sten 18 Monate wird ein erstes U-Boot vom Stapel lau- 
fen. “ Ein 20 Jahre altes französisches U-Boot der 
Daphne-Klasse wurde umgebaut und sollte nach 
18 Monaten das Dock verlassen. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Sie haben 
sich das doch vorführen lassen auf der Werft! 

— Kuhlwein [SPD]: Wo haben Sie denn ge- 
( ß ) guckt?) 

Man vermittelte aus Unfähigkeit oder Absicht den 
Eindruck, daß hier der Neubau eines nach deutschen 
Plänen hergestellten U-Boots gemeint sei. „Monitor" 
hat offensichtlich manipuliert. 

Man behauptete des weiteren im April 1990, in Dur- 
ban entstehe eine komplette U-Bootfabrik. Tatsache 
ist: Was in der Sendung als zukünftiger Montagebe- 
reich für U-Boote bezeichnet wurde, war in Wirklich- 
keit die Verladefläche für die Bohrplattform Moss- 
gass. Behauptungen ohne nachprüfbare Beweise! 
Dem Fernsehzuschauer wurde die Unwahrheit unter- 
geschoben. 

(Zustimmung des Abg. Lowack [CDU/ 
CSU]) 

Diese und andere Spukgeschichten wurden von der 
rot-grünen Koalition im Ausschuß unverzüglich ge- 
nutzt, um durch neue Verdächtigungen und Beweis- 
anträge die Brühe am Kochen zu halten. Diese An- 
tragswelle wiederum führte dazu, daß „Monitor“ ei- 
nen Aufhänger für eine Kampagne gegen die Koali- 
tion bekam. So hat man sich die Bälle geschickt zuge- 
spielt. 

(Gansei [SPD]: Mensch, sind wir toll!) 

Weder das Magazin noch die Ausschußminderheit 
haben zur Kenntnis nehmen wollen, 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Sagen Sie 
doch einmal etwas zum eigentlichen Vor- 
wurf!) 


was Gewerkschaftler, die parlamentarische und die (C) 
außerparlamentarische Opposition in Südafrika be- 
hauptet hatten: Bei uns in Südafrika — so sagten sie 
alle — werden keine U-Boote gebaut. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Dann ha- 
ben Sie die falschen Leute gesprochen!) 

Weder de Klerk noch in diesem Jahr Mandela haben 
einen anderen Eindruck wiedergegeben. Es werden 
dort keine U-Boote gebaut. 

(Gansei [SPD]: Das ist doch nicht wahr!) 

Böse Beiträge für die politische Kultur unseres Lan- 
des! Bis heute haben sich weder „Monitor“ noch die 
Ausschußminderheit bei den Zuschauern und Zuhö- 
rern korrigiert und entschuldigt. 

Für die bösen Beiträge zur Kultur unseres Landes 
sind auch einige Sozialdemokraten zuständig, die sich 
nach einer Reihe verhehrender rechtlicher Niederla- 
gen eine rüpelhafte und rücksichtslose Richterschelte 
leisteten. 

(Austermann [CDU/CSU]: Schlimm ist das! 

— Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Haben 
Sie vorhin den Beiträgen nicht zugehört, in 
denen deutlich wurde, wer diese Schelte lei- 
stet?) 

Die peinliche Pleite für die Opposition begann im 
Januar 1987, als der Generalbundesanwalt einen An- 
fangsverdacht verneinte. Die Staatsanwaltschaft in 
Kiel setzte diese Verneinung im Sommer 1987 fort. Sie 
sah keinen Grund für die Aufnahme eines Verfahrens, 
auch die OFD nicht. 

Die bitterste Niederlage erhielt die rot-grüne Koali- P) 
tion durch das Bonner Amtsgericht. Es bescheinigte 
ihr einen fehlerhaften und falschen Untersuchungs- 
auftrag; eine parlamentarische Korrektur wurde not- 
wendig. Ein einmaliger Fall im Deutschen Bundestag, 
Resultat einer Tätigkeit, die nicht durch einen kühlen 
Kopf, sondern durch Besessenheit bestimmt wurde! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Austermann 
[CDU/CSU]: Das ist der richtige Ausdruck!) 

Auch nach dem Kieler Regierungswechsel, auf den 
man so viel Hoffnung gesetzt hatte, hielten die rich- 
terlichen Ohrfeigen für die SPD an. Nachdem die 3. 
Große Strafkammer des Landgerichts im Juli trotz vie- 
ler neuer Akten einen Anfangsverdacht verneint 
hatte, stellte die Staatsanwaltschaft unter Verantwor- 
tung des SPD-Justizministers Dr. Klingner die Ermitt- 
lungsverfahren ein. Der SPD-Landesvorsitzende Wal- 
ter bezeichnete diese Entscheidung als absurd. Gan- 
sei setzte am 16. Juli 1990 mit einem demagogischen 
Ausfall nach — das sollten sich auch die Genossen 
selbst anhören — : 

Alles deutet aber darauf hin, daß die einschlägige 
deutsche Tradition hochgehalten wird: daß sich 
die Reichs- bzw. Bundesregierung bei dubiosen 
Waffengeschäften, in die sie verwickelt ist, darauf 
verlassen kann, daß die von der Justiz verinner- 
lichte Staatsräson gilt: The King can do no 
wrong! 

Welch eine Diffamierung! 

Doch der ASJ-Landesvorsitzende Neskovic in 
Schleswig-Holstein setzte dem noch die Krone auf. Er 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Oktober 1990 


18451 


Börnsen (Bönstrup) 

(A) bezeichnete die Entscheidung der Kieler Staats- 
anwaltschaft als „Kapitulation vor der Kriminali- 
tät der Mächtigen". Schleswig-Holsteins Justizmini- 
ster Klingner stellte sich nicht vor seine Mitarbeiter. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Pfui!) 

Auch der ehemalige Bundesjustizminister Vogel hat 
in diesem Fall nichts getan, um die Autorität unseres 
Rechtswesens vor den Angriffen seiner Genossen zu 
schützen. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Pfui!) 

Wer solche ungeheuerlichen Verdächtigungen ge- 
genüber der Justiz nicht umgehend korrigiert, begeht 
auch einen Anschlag gegen die poütische Kultur un- 
seres Landes. 

(Austermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das gilt auch für einen weiteren Punkt: für den 
Geheimnisverrat der GRÜNEN und von Gansei. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Thema verfehlt!) 

Dieser Geheimnisverrat hat nicht nur das Vertrauen 
im Umgang miteinander zerstört, sondern auch das 
Prestige und die Würde des Parlaments bei den Bür- 
gern in Mißkredit gebracht. 

(Kuhlwein [SPD]: Haltet den Dieb!) 

Wenn Akten von den Gerichten an Abgeordnete nicht 
weitergegeben werden, weil diese die Vertraulichkeit 
nicht einhalten, dann wird die Funktionsfähigkeit von 
Untersuchungsausschüssen lahmgelegt. 

(Austermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

(B) Die Kritiker verstopfen ihre eigenen Kanonen. 

Klar war bereits damals: Zwei Firmenleitungen ha- 
ben sich in skandalöser Weise ein nicht entschuldba- 
res Fehlverhalten geleistet. 

(Gansei [SPD]: Das ist aber neu!) 

Ihr Vorgehen hat dem Ansehen unseres Landes und 
dem Ruf ihrer Branche geschadet. Klar war bereits vor 
zwei Jahren: Die Bundesregierung hat sich korrekt 
verhalten. Zeugenaussagen und Justiz haben es je- 
desmal bestätigt. Hätte Gansei doch auf Engholm ge- 
hört, der vor mehr als einem Jahr erklärte, er glaube, 
der Bonner Untersuchungsausschuß habe alles, was 
möglich war, schon zutage gefördert. Klar war bereits 
damals — damit hat Engholm recht — : Die Korrektur 
des Kriegswaffenkontrollgesetzes und des AWG sind 
notwendig, und die Bundesregierung hat entspre- 
chend gehandelt. 

Doch illegale Rüstungsgeschäfte sind nicht nur 
durch nationale Maßnahmen, sondern auch durch ein 
internationales Kartell der demokratischen Länder zu 
unterbinden. Darauf kommt es an. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge 
ordnete Herr Gansei. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Jetzt spricht der Tä- 
ter zur Tat!) 


Gansei (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und (C) 
Herren! Zum Abschluß der Legislaturperiode möchte 
ich zunächst den Mitarbeitern des Untersuchungsaus- 
schusses und besonders herzlich den Mitarbeitern der 
SPD-Fraktion Jürgen Brandt, Dieter Puschke und Bar- 
bara Deuling für ihre Arbeit danken. 

(Beifall bei der SPD) 

Seit der Entscheidung des Landgerichts Kiel vom 
4. Juli 1990 kann auch die Regierungsseite nicht mehr 
abstreiten: erstens, daß Unterlagen für den U-Boot- 
Bau sogar bis Anfang 1987 an Südafrika geliefert wor- 
den sind, zweitens, daß dadurch das UNO-Rüstungs- 
embargo und das deutsche Außenwirtschaftsrecht 
verletzt worden sind, drittens, daß die Bundesregie- 
rung den Firmen für das illegale Rüstungsexportge- 
schäft anfänglich „grünes Licht" übermittelt hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist falsch!) 

Die Bundesregierung hat die Feststellung des Kieler 
Landgerichts mit Schweigen zur Kenntnis genom- 
men. 

(Eylmann [CDU/CSU]: Die kennen Sie doch 
gar nicht!) 

Sie versucht, den Vorwurf ihrer Mittäterschaft auszu- 
setzen. Typisch für den Stil dieses Verfahrens ist, daß 
Herr Waigel, daß Herr Stoltenberg, daß Herr Gen- 
scher und viele andere alle Zeit hatten, um mit den 
Rüstungslobbyisten zu reden, aber niemand hat Zeit, 
hier im Parlament Rede und Antwort zu stehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Die Regierungsmehrheit im Ausschuß verteidigt die ^ 
Regierung jetzt damit, daß sie sagt, sie habe aber 
keine schriftliche Genehmigung für das illegale Rü- 
stungsgeschäft erteilt. Eine solche schriftliche Geneh- 
migung haben die Firmen nie beantragt, weil sie sie 
nicht wollten. Deshalb wurde dem Bundesfinanzmini- 
ster Stoltenberg schon im Oktober 1983 in einem per- 
sönlich-vertraulichen Schreiben von den Firmen mit- 
geteilt, daß ihnen eine „regierungsseitige Zustim- 
mung" durch eine „Erklärung eines leitenden Beam- 
ten" ausreichend sein würde — später in den Firmen- 
akten als „grünes Licht" bezeichnet — und daß sie die 
Zusicherung von „Rückendeckung" benötigen, „für 
den Fall, daß sich Schwierigkeiten ergeben würden". 
Zugleich wurde Stoltenberg darüber informiert, daß 
beabsichtigt sei, die U-Boot-Unterlagen als „Mikro- 
film im Diplomatengepäck über die Grenze" nach 
Südafrika zu bringen, und daß in den U-Boot-Plänen 
die Aufbauten verändert werden sollten, um „deut- 
sches Design" zu vermeiden. 

Diesem Tatplan entsprechend erfolgten der Ver- 
tragsabschluß, die Lieferungen nach Südafrika und 
schließlich auch die Vertuschungsaktionen der Fir- 
men und der Bundesregierung. 

Die „regierungsseitige Zustimmung" erfolgte durch 
einen leitenden Beamten des Bundeskanzleramts, 
nämlich durch Staatssekretär Schreckenberger. 

(Lowack [CDU/CSU]: Alles die Unwahr- 
heit!) 

Durch zwei Briefe vom 31. Juli und vom 5. November 
1984 wurde Bundeskanzler Kohl durch den bayeri- 



18452 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Oktober 1990 


Gansei 

(A) sehen Ministerpräsidenten Franz Josef Strauß persön- 
lich über den Sachstand unterrichtet. 

(Lowack [CDU/CSU]: Lassen Sie mal Franz 
Josef Strauß heraus!) 

Mit dem Strauß-Brief vom 5. November 1984 wurde 
Kohl auch darüber informiert, daß die erste Lieferung 
von U-Boot-Unterlagen am 6. Oktober 1984 erfolgen 
sollte. Tatsächlich erfolgte sie am 10. Oktober 1984. 

(Lowack [CDU/CSU]: Falsch! Und das wis- 
sen Sie, Herr Kollege Gansei!) 

Am 10. Oktober 1984 erfolgte die erste Lieferung von 
U-Boot-Plänen. Dies haben die Ermittlungen der 
Oberfinanzdirektion Kiel ergeben, und auch das ist 
selbst in Ihrem eigenen Ausschußbericht enthalten. 

(Austermann [CDU/CSU]: Es ging um die 
Genehmigung!) 

Durch Gespräche mit Franz Josef Strauß, mit dem 
südafrikanischen Premierminister Botha, durch Ge- 
spräche mit seinen Mitarbeitern und Außenminister 
Genscher und durch die Strauß-Briefe war Helmut 
Kohl vom April 1984 bis zum Januar 1985 ein dutzend- 
mal mit dem U-Boot-Geschäft befaßt. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Gan- 
sei, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne- 
ten Eylmann? 

Gansei (SPD): Bitte sehr. 

Eylmann (CDU/CSU): Zunächst vielen Dank, Herr 

(B) Kollege Gansei, daß Sie nicht so ein Angsthase wie 
Herr Stobbe sind. 

Nun zu meiner Frage: Sind Sie bereit, zur Kenntnis 
zur nehmen, daß aus Vorstandsprotokollen von HDW, 
die von Januar 1985 stammen, hervorgeht, daß zu die- 
sem Zeitpunkt das sogenannte grüne Licht noch im- 
mer nicht erteilt worden sei, und geben Sie mir recht, 
wenn ich sage, daß das ganz offensichtlich Ihrer These 
widerspricht, das grüne Licht sei am 31. Juli 1984, ein 
halbes Jahr vorher, von Herrn Staatssekretär Schrek- 
kenberger telefonisch erteilt worden? 

Gansei (SPD): Tatsache ist: Nach den Feststellun- 
gen der Oberfinanzdirektion Kiel sind am 10. Oktober 
1984 die ersten Lieferungen erfolgt. Tatsache ist, daß 
die Firmen mehrere Versionen für das U-Boot-Ge- 
schäft hatten: die kleine Lösung und die erweiterten 
Lösungen. Tatsache ist, daß das Landgericht Kiel fest- 
gestellt hat, daß anfänglich grünes Licht gegeben 
worden ist. Das ist auch unser Ergebnis der Beweis- 
würdigung. In unserem Bericht ist festgestellt, daß der 
Untersuchungsausschuß nicht hat klären können, ob 
die weiteren Gespräche im Bundeskanzleramt erfolgt 
sind, um grünes Licht auch für eine erweiterte Lösung 
zu erhalten. 

Tatsache ist auch, Herr Kollege Eylmann, daß der 
Kollege Stobbe kein Angsthase ist, obwohl er Ihnen 
kein Fragerecht gegeben hat. Er ist mit Ihnen im Ple- 
num so verfahren, wie Sie im Untersuchungsausschuß 
ständig mit Frau Eid verfahren sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90 — Zurufe von der CDU/CSU) 


Frau Präsidentin, ich fahre in meiner Rede fort. Hel- (C) 
mut Kohl und Gerhard Stoltenberg tragen die Haupt- 
verantwortung dafür, daß das illegale Rüstungsge- 
schäft mit Südafrika exekutiert werden konnte. Stol- 
tenberg hat dem Aufsichtsratsvorsitzenden von HDW 
durch Staatssekretär Tietmeyer nach dem schon 
mehrfach zitierten Schreiben telefonisch mitteilen las- 
sen, er rate dringend, „die Finger davon zu lassen". 

Das ist nicht die Reaktion eines verantwortlichen Mi- 
nisters, der von dem Vorhaben eines illegalen Rü- 
stungsgeschäfts erfährt. 

(Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Unterlas- 
sungssünden!) 

Wo ein Eingreifen erforderlich war, wurde ein Rat 
gegeben, und zwar im Jargon von Kumpanen. 

Ein Mann, der sich bei einem erkennbar illegalen 
Rüstungsgeschäft so verhält, gehört nicht in eine Bun- 
desregierung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Die Briefe von Franz Josef Strauß an den Bundes- 
kanzler und Unterlagen der Firmen wurden im Bun- 
deskanzleramt von Herrn Teltschik vernichtet, bevor 
der Untersuchungsausschuß sie hätte erhalten kön- 
nen. Die Beweislage im Untersuchungsausschuß 
wurde nur dadurch gerettet, daß bei den Firmen Du- 
plikate verwahrt wurden, was das Bundeskanzleramt 
wohl nicht erwartet hatte. 

Helmut Kohl hat vor dem Untersuchungsausschuß 
behauptet, sich an die Briefe seines Männerfreundes, 
des bayerischen Ministerpräsidenten, nicht erinnern D 
zu können. 

(Conradi [SPD]: Noch ein Blackout!) 

Um seine Erinnerungslücken plausibel zu machen, 
hat er Franz Josef Strauß als einen lästigen Briefe- 
schreiber hingestellt, der gar nicht mehr ernst genom- 
men wurde. 

(Stobbe [SPD]: Das hat er gemacht, der Kohl! 

Das stimmt!) 

Franz Josef Strauß kann sich nicht mehr wehren, sonst 
wäre Kohl wirklich ein Betroffener gewesen. 

Nur die CSU-Landtagsfraktion in Bayern hat Kohl 
wegen dieser unverschämten Äußerungen kritisiert. 

Sie, die Sie zu den Epigonen und Bejublern von Strauß 
gehört haben, haben nicht den Mut gehabt, ihn in 
Schutz zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90 — Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Untersuchungsausschuß wäre wohl nie einge- 
setzt worden, wenn die OFD Kiel 1986 ihre Ermittlun- 
gen gegen die Firmen HDW und IKL mit dem damals 
zulässigen Bußgeld von 500 000 DM abgeschlossen, 
den angefallenen Gewinn von mehr als 40 Millionen 
DM eingezogen und gegen das Bundeskanzleramt 
wegen des Verdachts der Beteiligung oder der Mittä- 
terschaft an dem illegalen Rüstungsgeschäft ermittelt 
hätte. 

Tatsächlich wurde durch die „Kieler Nachrichten" 
im November 1986 bekannt, daß gegen die Firmen ein 
lächerliches Bußgeld von 50 000 DM festgesetzt wer- 
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(A) den sollte, und zwar ohne Gewinnabschöpfung. Die- 
ses Bußgeld hätte aus der Portokasse gezahlt werden 
können. Eine staatliche Ermunterung für weitere ille- 
gale Rüstungsgeschäfte! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Im Januar 1988 stellte die OFD Kiel das Ermittlungs- 
verfahren sogar ein. Praktisch war das ein Freispruch 
für die Firmen und für die in die Affäre verwickelten 
Mitglieder der Bundesregierung. Auf diese Weise 
wurde die Rückendeckung für den Fall, daß sich 
Schwierigkeiten ergäben, die die Firmen 1983 in ih- 
rem Brief an Stoltenberg erbeten hatten, tatsächlich 
eingelöst. 

Die Einstellung des OFD-Verfahrens beruhte auf 
einem Trick, der juristisch als Rechtsbeugung zu klas- 
sifizieren ist. 

(Lowack [CDU/CSU]: Das ist eine ungeheu- 
erliche Behauptung!) 

Erstmalig für das U-Boot-Geschäft wurde eine neue 
Auslegung der Außenwirtschaftsverordnung ge- 
prägt, derzufolge die Lieferung von Teilplänen für 
den U-Boot-Bau nur dann genehmigungspflichtig ist, 
wenn es sich dabei um wesentliche Teile, und zwar 
bei „militärisch- strategischer Betrachtungsweise", 
handelt. 

(Lowack [CDU/CSU]: Das ist doch gut!) 

Diese Auslegung verstößt gegen den Wortlaut der 
Verordnung, gegen ihren Zweck und gegen ihre Ent- 
stehungsgeschichte. 

^ B - (Lowack [CDU/CSU]: Das ist Ihre persönli- 

che Meinung, Herr Kollege Gansei!) 

Mit dieser Auslegung wurde eine Lücke in das Rü- 
stungsexportkontrollrecht gerissen, und zwar durch 
die Bundesregierung; denn nach dieser Rechtsauffas- 
sung bedurfte es keiner Genehmigung mehr bei der 
Lieferung von Teilplänen, selbst dann nicht, wenn im 
Empfängerland die Waffenpläne durch verschiedene 
Teillieferungen komplementiert wurden. 

Die Staatsanwaltschaft Kiel hat diese Rechtskon- 
struktion, die die OFD Kiel unter der Rechtsaufsicht 
des Bundesfinanzministeriums — Stoltenberg ist da- 
für verantwortlich und Sie, Herr Voss — eigens für das 
U-Boot-Geschäft für Südafrika entwickelt hatte, als 
falsch verworfen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Er ist ein Berufs- 
denunziant!) 

So auch das Landgericht Kiel. Das Landgericht Mann- 
heim ist ebenfalls der eigenwilligen Gesetzesausle- 
gung der Bundesregierung nicht gefolgt; denn sonst 
hätte der Angeklagte Hippenstiel in dem Prozeß we- 
gen der Lieferung von Teilplänen für den Bau einer 
Giftgasfabrik in Libyen freigesprochen werden müs- 
sen. 

Das Verfahren der Oberfinanzdirektion Kiel kenn- 
zeichnet sich durch eine lange Reihe schwerer und 
unentschuldbarer Ermittlungs- und Verfahrensfeh- 
ler. 

(Conradi [SPD]: Das ist auch belohnt wor- 
den!) 


Ein Dutzend schlimmster Beispiele haben wir in unse- (C) 
rem Minderheitenvotum aufgeführt. Aber ich sage Ih- 
nen: Am schlimmsten wiegt die rechtsbeugende Aus- 
legung des § 5 der Außenwirtschaftsverordnung; 

(Lowack [CDU/CSU]: Ungeheuerlich! Sie 
haben keine Ahnung von dem, was Rechts- 
beugung ist!) 

denn dadurch sind auch andere illegale Rüstungsge- 
schäfte legalisiert worden, so z. B. die Lieferung von 
Unterlagen für den Turm eines Panzers in den Irak 
durch eine westdeutsche Firma im November 1988. 

Der damalige Bundesfinanzminister, Stoltenberg, 
und das Bundeswirtschaftsministerium tragen die po- 
litische Verantwortung dafür, wenn sich die Händler 
des Todes bei ihren illegalen Rüstungslieferungen in 
das Spannungsgebiet des Nahen Ostens auf die sie 
begünstigende Rechtsauslegung der Bundesregie- 
rung berufen können. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Gruppe der PDS) 

Und nun kommt's: 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Bundeswirtschaftsministerium hat in diesen Ta- 
gen an die Spitzenverbände der Wirtschaft den Ent- 
wurf einer zwölften Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung übersandt und einen 
neuen § 5c vorgeschlagen. In der amtlichen Begrün- 
dung dazu heißt es — ich zitiere — i 

In § 5c wird als Konsequenz aus der Lieferung 
von Plänen für U-Boote nach Südafrika die Ge- 
nehmigungspflicht auch dann vorgesehen, wenn 
die Pläne nicht den Bau der kompletten Ware 
erlauben. 

Die U-Boot- Pläne wurden im Jahr 1985 nach Süd- 
afrika geliefert. Fünf Jahre hat die Bundesregierung 
also gebraucht, um eine Lücke in den Rüstungsex- 
portkontrollen zu schließen, die sie selbst erst aufge- 
macht hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist die regierungsamtliche Mentalität, die den 
Rüstungsexportskandalen der vergangenen Jahre 
Vorschub geleistet hat. Um sich selbst vor den Konse- 
quenzen des illegalen Rüstungsgeschäfts mit Süd- 
afrika zu schützen, hat die Bundesregierung zumin- 
dest in Kauf genommen, auch die Händler des Todes 
zu schützen, die durch diese Lücke ihre Rüstungsex- 
portgeschäfte fünf Jahre lang betreiben konnten. 

Meine Damen und Herren, im Untersuchungsaus- 
schuß hat es keine Erklärung dafür gegeben, warum 
sich die Bundesregierung überhaupt auf Verhandlun- 
gen mit Südafrika und mit den Firmenvertretern über 
das U-Boot-Geschäft eingelassen hat, obwohl es auf 
legale Weise nie hätte ab gewickelt werden können. 
Außenminister Genscher hat vor dem Ausschuß be- 
stätigt, daß es dabei „keinen Ermessensspielraum" für 
die Bundesregierung wegen UN-Embargos gab. 

In einem Aktenvermerk eines HD W- Vorstandsmit- 
glieds ist festgehalten — ich zitiere — : 

Als ständiger Drängier im Hintergrund betätigt 
sich F. J. S. insbesondere bei K. 
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(A) K. ist Kohl, und F. J. S. ist Strauß. 

Daß dem bayerischen Ministerpräsidenten die Pro- 
bleme der norddeutschen Werftindustrie am Herzen 
lagen, wie K. im Untersuchungsausschuß weismachen 
wollte, gehört in den Bereich der Märchen. Tatsache 
ist hingegen, daß der in Parteispenden erfahrene ehe- 
malige FDP- und spätere CSU-Abgeordnete Zogl- 
mann, der als Lobbyist von HDW auftrat und die Ver- 
bindungen zu Strauß, zu Schreckenberger und zu 
Teltschik hielt, eine Provision in Millionenhöhe für 
das Zustandekommen des illegalen Rüstungsgeschäf- 
tes erhalten sollte. 

Als es Meinungsverschiedenheiten zwischen Zogl- 
mann und HDW über die Höhe der Provisionen gab, 
hielt das HDW-Vorstandsmitglied Hansen-Wester in 
einem Vermerk fest — ich zitiere — : 

Zo. sieht hierbei Schwierigkeiten. Wir sollten es 
nicht riskieren, daß das unmittelbare Interesse 
seiner Freunde erlischt. 

Im gleichen Vermerk heißt es zu den Provisionen 
— Zitat — : 

Vor allem aber möchte man, daß bis etwa Mitte 
1985 alle Zahlungen geleistet sind: Politische 
Ämter sind oft kurzlebig. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das weiß auch Lafontaine 
und zieht sich nach Saarbrücken zurück!) 

Schließlich war im Jahre 1986 Wahlkampf in Bayern 
und in Bonn. 

(B) Es steht fest, daß Provisionen gezahlt worden sind. 
Es steht auch fest, daß es in diesem Zusammenhang 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Bonn wegen des 
Verdachtes der Steuerhinterziehung gibt. 

(Austermann [CDU/CSU]: Auch wegen Ge- 
heimnisverrats!) 

Im Ausschußbericht der Regierungsmehrheit heißt 
es dazu— ich zitiere — : 

Zahlungen von Provisionen sind grundsätzlich et- 
was Zulässiges. Da Provisionszahlungen auch 
vom deutschen Steuerrecht als abzugsfähige Be- 
triebsausgaben anerkannt werden, ist in ihnen 
grundsätzlich nichts Geheimnisumwittertes oder 
gar Anstößiges zu erkennen. 

Tatsächlich hat die Regierungsmehrheit im Untersu- 
chungsausschuß alle Beweisanträge zum Schmier- 
geldkomplex abgelehnt. 

Wen wollen die Regierungsparteien damit eigent- 
lich decken? 

(Conradi [SPD]: Sich selbst!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion ist der Meinung, daß 
Provisionszahlungen für illegale Rüstungsexportge- 
schäfte schlichtweg in den Bereich der Korruption und 
nicht zu den Einnahmequellen eines ehrbaren Kauf- 
manns gehören, gleichgültig, ob sie versteuert wer- 
den oder nicht, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 


erst recht dann, wenn sie in den politischen Bereich (C) 
weitergeleitet werden sollen. Das ist Geld, das 
stinkt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Wir haben im Untersuchungsausschuß einiges aus- 
lüften können. Aber Gestank ist geblieben. Eine Bun- 
desregierung, in der daraus keine personellen Konse- 
quenzen gezogen werden, bleibt in dem Geruch, ihre 
schützende Hand über den illegalen Waffenhandel zu 
legen, beim Irak wie bei Libyen sowie beim men- 
schenverachtenden Apartheidregime in Südafrika. 

Frau Präsidentin, vielleicht kann ich jetzt statt einer 
späteren persönlichen Bemerkung nur einen Satz zu 
den Vorwürfen, die gegen mich erhoben worden sind, 
sagen. 

Der Unterschied zwischen den Vorwürfen gegen 
Herrn Kohl und gegen mich liegt in folgendem: Herr 
Kohl steht in dem Verdacht, vor dem Untersuchungs- 
ausschuß die Unwahrheit gesagt zu haben. Ich stehe 
im Verdacht, vor den Vereinten Nationen die Wahr- 
heit gesagt zu haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Dazu stehe ich auch. 

Schließlich sage ich Ihnen: Nicht jede Wahrheit ist 
ein Geheimnis. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN/Bündnis 90 - Fellner [CDU/ 

CSU]: Ein sehr ungeheuerlicher Vorgang!) 

(D) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Herr Bohl. 


Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Gansei, ich 
finde eigentlich schon, daß etwas mehr Bescheiden- 
heit und weniger Selbstgerechtigkeit bei Ihnen an- 
gebracht wäre, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

nachdem gestern der Immunitätsausschuß Ihre Immu- 
nität in diesem Zusammenhang aufgehoben hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU - Gansei 
[SPD]: Stimmt das, Frau Präsidentin? — Ge- 
genruf des Abg. Austermann [CDU/CSU]: 

Jetzt tut er so, als wüßte er das gar nicht!) 

Als Ergebnis der Arbeit des Untersuchungsaus- 
schusses ist folgendes festzuhalten: 

Erstens. Zwei am U-Boot-Geschäft interessierte Un- 
ternehmen haben Vorgespräche im Bereich der Bun- 
desregierung geführt mit dem Ziel, U-Boot-Blaupau- 
sen nach Südafrika zu exportieren. Einen entspre- 
chenden Exportantrag haben die Unternehmen nicht 
gestellt. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Weil sie 
wußten, daß es illegal ist! Früher als die Bun- 
desregierung!) 

Zweitens. Niemals hat die Bundesregierung für die 
tatsächlich erfolgten Lieferungen von U-Boot-Blau- 
pausen nach Südafrika eine Genehmigung erteilt. 
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Bohl 

(A) Drittens. Die Bundesregierung hat nach Kenntniser- 
halt von solchen Blaupausenlieferungen die Einlei- 
tung eines Ermittlungsverfahrens durch die Oberfi- 
nanzdirektion Kiel veranlaßt, die ihrerseits die Staats- 
anwaltschaft Kiel auf dem laufenden gehalten hat. 

Viertens. Ob die tatsächlich erfolgten Blaupausen- 
lieferungen genehmigungsbedürftig waren, steht der- 
zeit nicht fest. Nach Auffassung der 3. Großen Straf- 
kammer des Landgerichts Kiel besteht insoweit ledig- 
lich der Anfangsverdacht für eine Ordnungswidrig- 
keit. 

Fünftens. Die Generalbundesanwaltschaft sah nach 
Vorprüfung keinen Anlaß zum Einschreiten. Auch die 
Staatsanwaltschaft Kiel hat über Jahre hinweg keinen 
Rechtsgrund gesehen, ein Ermittlungsverfahren ein- 
zuleiten. 

Sechstens. Im Herbst 1989 hat die Staatsanwalt- 
schaft Kiel ein Ermittlungsverfahren eingeleitet und 
umfangreiche Unternehmensakten beschlagnahmt. 

Siebtens. In Kenntnis dieser Unterlagen hat das 
Landgericht Kiel am 4. Juli 1990 entschieden: Es be- 
steht kein Anfangsverdacht für strafrechtliches Ver- 
halten der Unternehmensverantwortlichen. 

(Jäger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Achtens. Daraufhin hat die dem SPD-Justizminister 
Klingner unterstehende Staatsanwaltschaft Kiel am 
17. August dieses Jahres das Ermittlungsverfahren 
eingestellt. 

Fazit, meine sehr verehrten Damen und Herren: Der 
politisch relevante Sachverhalt gibt keinerlei Anlaß 

(B) für Vorwürfe gegen die Bundesregierung. 

(Austermann [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Die SPD hat lediglich eine Verleumdungskampagne 
betrieben. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Kampagne wurde immer heftiger und ausfälli- 
ger, je deutlicher die Vorwürfe in sich zusammenbra- 
chen. 

Ich möchte insbesondere nach den Ausfällen ge- 
genüber dem Ausschußvorsitzenden, dem Kollegen 
Eylmann, ausdrücklich für seine aufopferungsvolle 
Langmut danken. Ich muß sagen: Ich habe ihn be- 
wundert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich schließe das Ausschußsekretariat gerne in den 
Dank ein. 

Ich möchte hinzufügen, daß die Opposition in dieser 
Frage offensichtlich so verbrannt und verbohrt ist, 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Lesen Sie 
das Ausschußprotokoll!) 

daß sie einfach nicht in der Lage ist, von ihren Aussa- 
gen abzurücken. Ich sage Ihnen: Egal, wieviel Wahl- 
perioden Sie noch untersuchen sollten, Sie werden 
nichts anderes ans Licht befördern. Das ist die Wahr- 
heit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Frau Eid [GRÜNE/Bündnis 90]: Wenn die 
Akten im Reißwolf verschwinden!) 


Sie haben sich doch in der Lage gesehen, alles (C) 
jederzeit zu bewerten und beinahe jedermann zu je- 
der Zeit der Falschaussage oder sonstiger Straftaten 
zu bezichtigen, und Sie haben unentwegt mit angeb- 
lich geheimen Informationen operiert. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Was soll 
denn diese Unterstellung?) 

Wenn es so wäre, wie Sie sagen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, dann frage ich mich nur, was 
Gerichtsentscheidungen für Sie wert sind. Die Ge- 
richte sagen genau das Gegenteil von dem, was Sie 
hier feststellen. Das ist die Wahrheit. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Nun tragen Sie noch vor, es müsse viel mehr aufge- 
klärt werden, es sei noch gar nicht alles aufgeklärt. 
Wenn noch nicht alles aufgeklärt ist, möchte ich Sie 
fragen: Wie kommen Sie dann zu diesen selbstgerech- 
ten Urteilen und Bewertungen? Es ist doch völlig un- 
glaubwürdig, auf der einen Seite zu sagen, die Sache 
müsse aufgeklärt werden, und auf der anderen Seite 
zu behaupten, die Bundesregierung sei schuld. Das 
paßt doch gar nicht zusammen. Ihnen geht es nur um 
Klamauk. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Rechtsstaatlichkeit scheint für die Opposition so- 
wieso ein Horror zu sein. Zeugnisverweigerungs- 
rechte, die vom Rechtsstaat und nicht vom Ausschuß 
oder seiner Mehrheit gewährt werden, waren Ihnen 
stets ein Greuel. 

P) 

Es ist Ihr merkwürdiges Verständnis vom Rechtsstaat, 
wenn Sie darin unentwegt nur Behinderung und Blok- 
kade Ihrer angeblichen Aufklärungsbemühungen se- 
hen. 

Das Bundesverfassungsgericht — das möchte ich 
Ihnen doch einmal Vorhalten — hat in seinem Flick- 
Urteil die Möglichkeiten des Untersuchungsaus- 
schusses dadurch erweitert, daß es entschieden hat: 
Akten, deren Inhalt durch ein besonderes Geheimnis, 
z. B. das Steuergeheimnis, geschützt sind, können 
gleichwohl einem Untersuchungsausschuß zur Verfü- 
gung gestellt werden, wenn der Untersuchungsaus- 
schuß Vorkehrungen trifft, daß diese Akten geheim- 
gehalten werden. Das hat es ermöglicht, daß der Aus- 
schuß umfangreiche Akten erhalten hat. Nun bekla- 
gen Sie gleichzeitig, daß diese Akten geheim sind. Die 
Alternative dazu wäre nur, daß wir gar keine Akten 
bekämen. Das ist die Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichtes und keine Behinderung durch die 
Regierungskoalition. 

Meine Damen und Herren, ich muß in diesem Zu- 
sammenhang noch einen Oppositionsskandal anspre- 
chen. Er ist schon angedeutet worden. Das Amtsge- 
richt Bonn und das Landgericht Bonn sowie der Vor- 
sitzende der 3. Großen Strafkammer des Landgerichts 
Kiel haben dem Ausschuß bescheinigt, daß er beim 
Umgang mit geheimzuhaltenden Unterlagen unzu- 
verlässig ist, 

(Austermann [CDU/CSU]: Gemeint war 
Gansei!) 
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(A) wobei ausdrücklich die beiden Abgeordneten der 
GRÜNEN erwähnt sind. Das ist der Sachverhalt. 

(Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Den wol- 
len Sie hier noch anführen? Das war doch 
keine demokratische, richterliche Verurtei- 
lung, sondern von Ihrer Hand diktiert!) 

Auch Herr Kollege Gansei ist ins Zwielicht geraten. 
Deshalb mußte gestern der Immunitätsausschuß be- 
müht werden. Aber jeder blamiert sich eben, so gut er 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will hinzufügen, daß ich einen weiteren Skandal 
darin sehe, daß der Herr Gansei eine Wühlarbeit bei 
den Vereinten Nationen betrieben hat. 

(Kuhlwein [SPD]: Pfui! - Lowack [CDU/ 
CSU]: Das ist noch sanft ausgedrückt! — 

Dr. Kübler [SPD]: Das ist eine Verleumdung 
der Vereinten Nationen!) 

Da er auf innenpolitischer Bühne nicht weiterkam, hat 
er mit krummen Berichten bei der UN versucht, die 
Bundesrepublik Deutschland zu schädigen. Er hat 
durch ein sehr merkwürdiges Statement vor der UNO 
mit billigen Tricks die Unwissenheit der Vertreter die- 
ses Gremiums auszunutzen versucht. Er hat eine un- 
verhüllte Aufforderung an das UNO-Gremium gerich- 
tet, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
Staatsanwaltschaft von einer erheblichen Störung 
der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland ausgehen könne. 

(Lowack [CDU/CSU]: Unglaublich! Und das 
als Abgeordneter des Bundestages!) 

Die Lektüre des SPD-Minderheitenberichtes und 
auch des Zwischenberichtes zeigen, welches Inter- 
esse offensichtlich nicht nur Herr Gansei, sondern die 
gesamte SPD am Vorhandensein einer solchen erheb- 
lichen Störung der auswärtigen Beziehungen hat. 
Das ist schon schändlich, wenn gleichzeitig das Aus- 
wärtige Amt feststellt, daß eine solche erhebliche Stö- 
rung der auswärtigen Beziehungen nicht gegeben 
ist. 

Die Strategie der verbrannten Erde und der 
Schwarzmalerei — das ist offensichtlich der neue 
Weg, den die SPD unserem Staat zumuten will. Der 
Wähler wird der SPD dafür die Quittung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Frau Beer [GRÜNE/Bündnis 90]: Sie fangen 
mit Lügen an und hören mit Lügen auf!) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, es ist klar, daß bei diesem Thema eine harte 
Auseinandersetzung in der Sache geführt wird. Aber 
Zurufe wie „Berufsdenunziant“, Herr Austermann, 
oder „vaterlandsloser Geselle“ weise ich mit einem 
Ordnungsruf zurück. 

(Austermann [CDU/CSU]: Der letzte kam 
aber nicht von mir!) 

Ich stelle in diesem Zeitpunkt fest — damit das hier 
im Parlament nicht so stehenbleibt — , daß die Immu- 


nität des Abgeordneten Gansei nicht aufgehoben (C) 
ist, 

(Hört! Hört! bei der SPD — Kuhlwein [SPD]: 

Dann hat Herr Bohl hier gelogen! — Frau 
Schulte [Hameln] [SPD]: Gelogen im Parla- 
ment!) 

— Ich stelle hier etwas fest, auch zum Schutz des 
Abgeordneten. 

Herr Abgeordneter Gansei. 

Gansei (SPD): Frau Präsidentin! Es ist hier nicht der 
Ort, zu klären, ob es der normale Stil ist, wenn man 
von einem Mitglied einer anderen Fraktion vom Red- 
nerpult aus solche Mitteilungen erhält. Das gehört 
woanders hin. 

Ich möchte Ihnen nur sagen: Ich weiß, daß es das 
übliche und generelle Verfahren gibt und daß es in 
diesem Zusammenhang ein Schreiben der Staatsan- 
waltschaft an Sie gibt. Ich gehe davon aus, daß das so 
wie immer bearbeitet wird. Ich möchte Sie persönlich 
bitten, daß ich im Ergebnis nicht anders behandelt 
werde als die Journalisten, gegen die wegen ihrer 
Berichterstattung auch Anzeige erstattet worden ist. 

Ich möchte wie ein normaler Staatsbürger behandelt 
werden. 

Im übrigen, finde ich, müssen auch Fragen geklärt 
werden, die den Stil betreffen. Was Herr Bohl gemacht 
hat, ist typisch für die Methode, mit der auch im Aus- 
schuß gearbeitet worden ist. 

Ich danke Ihnen für die Möglichkeit, das klarzustel- 
len. 

(Beifall bei der SPD) (D) 

Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin, ich stehe wenn 
meine Formulierung mißverständlich sein sollte, nicht 
an zu erklären, daß ich sie zurücknehme und sie be- 
dauere. Nach meinen Informationen hat der Immuni- 
tätsausschuß der Präsidentin empfohlen, der Strafver- 
folgung zuzustimmen. Das ist mein Kenntnisstand. 
Wenn ich vorhin etwas Falsches gesagt haben sollte 
oder der Sachverhalt, wie ich ihn jetzt wiedergebe, 
falsch sein sollte, dann würde ich es bedauern. Aber 
meine Kenntnis ist so, wie ich es hier wiedergegeben 
habe. 

(Dr. Kübler [SPD]: Herr Bohl war langjähri- 
ges Mitglied des Geschäftsordnungsaus- 
schusses! Jetzt sagt er die Unwahrheit! — 

Zuruf von der SPD: Völlig irreführend!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich kann die letzte Aus- 
sage weder bestätigen noch verneinen. Ich muß sie 
erst überprüfen und nehme deswegen jetzt nicht beja- 
hend oder verneinend Stellung. 

Herr Austermann. 

Austermann (CDU/CSU): Frau Präsidentin, Ihre 
Äußerung vorhin im Zusammenhang mit meinem Na- 
men war so zu verstehen, als hätte ich den Ausdruck 
„vaterlandsloser Geselle“ gebraucht. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Nein. 
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(A) Austermann (CDU/CSU): Vielen Dank. Ich habe 
das also nicht gesagt, habe mich allerdings gegen die 
Denunziation oder das Verhalten des Kollegen Gansei 
ausgesprochen. 

Vielen Dank. 

(Kühl wein [SPD]: Jetzt muß er aber raus! 

Wenn er das nach einem Ordnungsruf wie- 
derholt, muß er raus!) 

Präsident Dr. Süssmuth: Hier entstehen Mißver- 
ständnisse. Ich habe eben sehr klar gesagt, daß die 
Immunität des Abgeordneten Gansei nicht aufgeho- 
ben ist. Ich wiederhole das, weil gesagt wurde, es sei 
unkorrekt ausgesagt worden. Bei dieser Aussage 
bleibe ich. Damit möchte ich das abschließen. 

Zur Geschäftsordnung Frau Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Frau Präsidentin, wegen der 
vielen ungeklärten Fragen beantrage ich hiermit Ver- 
tagung der Beschlußfassung auf den 22. November 
1990 gemäß § 25 Abs. 2 der Geschäftsordnung. 

Ich möchte dies begründen. Die Beiträge haben 
heute gezeigt, daß es notwendig ist, daß wir diese 500 
Aktenordner, die bei der OFD Kiel noch eingebunkert 
sind, bekommen, um noch die offenen Fragen zu klä- 
ren. Wir wollen wissen, womit die Bundesregierung 
erpr eßbar war. Warum hat sie alles unternommen, um 
den U-Boot-Skandal zu vertuschen, und warum hat 
sie alle Hebel in Bewegung gesetzt, um den Firmen 
schließlich doch noch zu ihrer bereits 1983 verspro- 
chenen Straffreiheit zu verhelfen? 

(B) 

(Lowack [CDU/CSU]: Eine Ungeheuerlich- 
keit! Hören Sie auf mit diesen bösartigen 
Unterstellungen ! ) 

Auf den anderen Fragenkomplex der Schmiergel- 
der und Provisionszahlungen möchte ich jetzt als Be- 
gründung nicht weiter eingehen. Ich glaube, dazu hat 
der Kollege Gansei genügend gesagt. 

Ich meine, es wäre möglich, noch bis zum 22. No- 
vember 1990 die Herbeiziehung der Aktenordner der 
Oberfinanzdirektion Kiel zu beantragen und die Ak- 
ten durchzuschauen. Staatssekretär Klemm hat ja in 
seinem Schreiben an den Ausschuß am 15. Oktober 
1990 verschiedene Kompromißmöglichkeiten ange- 
boten. Wir sollten alles versuchen, auf diese Kompro- 
mißvorschläge einzugehen. Vielleicht könnte mit die- 
sem Vorschlag eine Neueinsetzung des Untersu- 
chungsausschusses oder eine anderweitige Fortfüh- 
rung des parlamentarischen Verfahrens doch noch 
vermieden werden. 

Herzlichen Dank. 


Wird dazu das Wort gewünscht? (Q 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

— Das ist nicht der Fall. 

Dann lasse ich über den Antrag der Kollegin Eid 
abstimmen, d. h. über die Vertagung. Wer stimmt dem 
Antrag der Kollegin Eid zu? — Gegenstimmen! — Ent- 
haltungen? — Der Antrag ist mit der Mehrheit der 
Stimmen der CDU/CSU und der FDP abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 
1. Untersuchungsausschusses auf Drucksache 
11/8109 einschließlich der Ergänzung auf Drucksache 
11/8176 ab. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh- 
lung? — Gegenprobe! — Eine Gegenstimme. Enthal- 
tungen? Damit ist die Beschlußempfehlung bei eini- 
gen Enthaltungen aus der Gruppe der PDS und einer 
Gegenstimme angenommen. 

(Jäger [CDU/CSU]: Dafür das ganze Thea- 
ter!) 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Vizepräsident Westphal: Wir setzen unsere Bera- 
tung fort. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 a bis 17 c auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) zu 
dem Zweiten Bericht der Enquete-Kommission 
„Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" 
zum Thema Schutz der tropischen Wälder ge- 
mäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom p) 
16. Oktober und 27. November 1987 sowie 
vom 7. Dezember 1988 

- Drucksachen 11/533, 11/787, 11/971, 

11/1351, 11/3479, 11/7220, 11/8009 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Schmidbauer 
Frau Dr. Hartenstein 
Frau Dr. Segall 
Dr. Knabe 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Mitteilung der Kommission 

Die politischen Zielsetzungen der Gemein- 
schaft zum Treibhauseffekt 

- Drucksachen 11/7319 Nr. 2.20, 11/8007 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Schmidbauer 
Frau Dr. Hartenstein 
Frau Dr. Segall 
Dr. Knabe 


(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 — 

Abg. Kuhlwein [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Kuhlwein, bei Ge- 
schäftsordnungsanträgen gibt es keine Zwischenfra- 
gen. 

(Kuhlwein [SPD]: Eine Kurzintervention!) 

— Nein, das geht jetzt auch nicht mehr. Dann müßten 
Sie zum Geschäftsordnungsantrag sprechen. 


c) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Laufs, 
Dr. Göhner, Harnes, Dörflinger, Herkenrath, 
Dr. Lippold (Offenbach), Schmidbauer, 
Dr. Friedrich, Eylmann, Dr. Pinger, Sauter (Ep- 
fendorf), Frau Rönsch (Wiesbaden), Dr. Kunz 
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Vizepräsident Westphal 

(A) (Weiden), Höffkes, Frau Fischer, Feilcke, 
Schreiber, Hedrich, Dr. Kronenberg, Graf von 
Waldburg-Zeil, Frau Männle, Dr. Pohlmeier, 
Schemken, Weiß (Kaiserslautern), Dr. Müller, 
Schulze (Berlin), Kossendey, Freiherr von 
Schorlemer, Börnsen (Bönstrup), Sauer (Stutt- 
gart), Schmitz (Baesweiler), Seesing, Lowack, 
Müller (Wesseling) und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordne- 
ten Baum, Frau Dr. Segall, Wolfgramm (Göttin- 
gen), Bredehorn, Dr. Weng (Gerlingen), Dr.- 
Ing. Laermann, Timm, Frau Folz-Steinacker, 
Hoppe, Dr. Feldmann, Irmer, Dr. Hoyer, Paint- 
ner, Dr. Hitschier, Zywietz, Grünbeck, 
Dr. Hirsch, Richter, Frau Seiler-Albring, Klei- 
nert (Hannover), Lüder und der Fraktion der 
FDP 

Klima- und Artenschutz durch Erhaltung der 
tropischen Regenwälder 

zu dem Antrag der Abgeordneten Volmer, 
Dr. Knabe, Frau Eid und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Umfassender Schutz für die Trocken- und 
Feuchtwälder in den Ländern der Dritten 
Welt 

zu dem Antrag der Abgeordneten Schanz, Ad- 
ler, Bachmaier, Bindig, Blunck, Brück, Dr. von 
Bülow, Conradi, Fischer (Homburg), Groß- 
mann, Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, Dr. Hauff, 
Dr. Holtz, Kiehm, Lennarts, Luuk, Dr. Martiny, 
Menzel, Müller (Düsseldorf), Dr. Niehuis, 

( B ) Dr. Osswald, Reimann, Reuter, Schäfer (Offen- 
burg), Schluckebier, Dr. Schöfberger, Schütz, 
Stahl (Kempen), Toetemeyer, Waltemathe, 
Weiermann, Dr. Wernitz, Bernrath, Bulmahn, 
Ganseforth, Ibrügger, Purps, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 

Erhaltung der tropischen Regenwälder zum 
Schutz einheimischer Bevölkerungen, des Kli- 
mas und der genetischen Artenvielfalt durch 
entwicklungspolitische Maßnahmen 

zu dem Antrag des Abgeordneten Volmer und 
der Fraktion DIE GRÜNEN 

Keine Verwendung tropischer Hölzer in bun- 
deseigenen Einrichtungen 

- Drucksachen 11/2010, 11/2933, 11/3740, 
11/1838, 11/8010 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Schmidbauer 
Frau Dr. Hartenstein 
Frau Dr. Segall 
Dr. Knabe 

Zu Tagesordnungspunkt 17 a liegen Änderungsan- 
träge der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN/Bündnis 90 auf den Drucksachen 11/8253 und 
11/8256 vor. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen für die gemeinsame 
Beratung 90 Minuten vor. — Ich sehe keinen Wider- 
spruch gegen diesen Vorschlag. Es ist so beschlos- 
sen. 


Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zuerst der (C) 
Abgeordnete Schmidbauer. Bitte schön. 


Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die 90er 
Jahre sind ein historisch entscheidender Zeitraum. 
Dies zeigt uns bereits das erste Jahr dieses neuen 
Jahrzehnts. Der Ost-West-Konflikt wurde nahezu be- 
endet, die Einheit Deutschlands erreicht, die europäi- 
sche Einigung weiter vorangebracht. 

Die Bedeutung Europas wächst zusehends und da- 
mit auch unsere Verantwortung mitzuhelfen, einver- 
nehmlich und so rasch wie möglich den anderen noch 
existierenden, wahrscheinlich viel größeren Konflilkt, 
nämlich die Auseinandersetzung zwischen Nord und 
Süd, zwischen arm und reich, zu lösen. In engem Zu- 
sammenhang damit sind die Gefahren durch den zu- 
sätzlichen Treibhauseffekt, die Abnahme der stra- 
tosphärischen Ozonschicht und die Vernichtung der 
tropischen Wälder zu sehen. 

Auf dem Spiel stehen die Gesundheit und das Le- 
ben aller Menschen sowie das Gleichgewicht der ge- 
samten Biosphäre unserer Erde. Wir sind global ge- 
fährdet, und nur global sind wir in der Lage, diese 
Herausforderung anzunehmen und zu bestehen. Nur 
gemeinsam, denke ich, können wir überleben. 

Wir brauchen daher einen Pakt der Vernunft zwi- 
schen den Industrie- und den Entwicklungsländern. 
Die Verantwortung der Industrienationen wird beson- 
ders daran deutlich, daß 20 % der Menschen 80 % der 
Schäden in der Erdatmosphäre verursachen. 

Wir brauchen eine Rahmenkonvention, die alle Be- 
reiche umfaßt: den Ozonschichtabbau, den Treib- 
hauseffekt und den Schutz der tropischen Wälder. 
Dieses umfassende Rahmenkonzept werden wir in der 
kommenden Woche bei der ersten Lesung unseres 
dritten Berichts dem Deutschen Bundestag vorlegen. 
Der Schutz der tropischen Wälder ist ein wesentlicher 
Teilbereich auch im Hinblick auf den Schutz der Erd- 
atmosphäre. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle allen danken, die in 
den vergangenen Jahren mitgearbeitet haben: den 
Mitgliedern der Enquete-Kommission, insbesondere 
den Abgeordneten, den Wissenschaftlern. Lassen Sie 
mich Dank sagen der Bundestagspräsidentin, dem 
Präsidium, der Verwaltung des Deutschen Bundes- 
tags und insbesondere der Bundesregierung für ihre 
koordinierende Mitberatung und ihre Hilfe bei der 
Erstellung unserer Berichte. 

Wir müssen, meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, alles daransetzen, die tropischen Wälder zu 
erhalten, nicht nur weil die Waldvernichtung zu etwa 
15% zum zusätzlichen Treibhauseffekt beiträgt, son- 
dern weil mit dem Tropenwald auch das artenreich- 
ste Ökosystem dieser Erde zugrunde geht. 

Derzeit ist von dem ursprünglichen Bestand der 
Tropenwälder kaum noch die Hälfte übrig. Von die- 
sen 18 Milhonen Quadratkilometern werden allein in 
diesem Jahr weitere 160 000 bis 200 000 Quadratkilo- 
meter vernichtet. Dies sind täglich 500 Quadratkilo- 
meter eines in Jahrmillionen gewachsenen Ökosy- 
stems. Ohne Gegenmaßnahmen wird es in etwa 
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Schmidbauer 

(A) 50 Jahren überhaupt keinen Tropenwald mehr ge- 
ben. 

Bereits heute sind die Auswirkungen der Vernich- 
tung erkennbar. Die außergewöhnliche Artenvielfalt, 
die mindstens 50 bis 75 % aller Arten in den tropischen 
Feuchtwäldern ausmacht, ist unmittelbar bedroht. 
Man schätzt, daß täglich mehrere Arten aussterben. 

Die indigenen Völker und ethnischen Minderheiten 
verlieren ihre Lebensräume. Durch die zum Teil be- 
reits eingetretenen regionalen Klimaänderungen 
kommt es zu Verschiebungen von Trockenzeiten und 
zu Änderungen des Wasserkreislaufes. In sozialen, 
ökologischen und ökonomischen Bereichen sind die 
Tropenwaldländer kurzfristig sogar stärker betroffen 
als durch die Folgen der globalen Erwärmung. 

Um die tropischen Wälder wirksam schützen zu 
können, müssen die Ursachen ihrer Zerstörung besei- 
tigt werden. Dies sind u. a. Armut und existentielle 
Not breiter Bevölkerungskreise, das zunehmende Be- 
völkerungswachstum, die schlechten wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen, insbesondere die Überschul- 
dung, sowie auch die Steuer- und Abgabensysteme, 
die Anreize zur Vernichtung der Tropenwälder dar- 
stellen. 

Unsere Maßnahmenvorschläge wollen einen Weg 
für sofortiges politisches Handeln aufzeigen. Die vor- 
liegende Beschlußempfehlung des Umweltausschus- 
ses beinhaltet in vollem Umfang die Empfehlungen 
der Enquete-Kommission des Deutschen Bundesta- 
ges. Sowohl während der Beratungen im Umweltaus- 
schuß als auch bereits im Beratungsverfahren der En- 

( B ) quete-Kommission bestand Übereinstimmung über 
die Dringlichkeit der Aufgabe. Um so enttäuschender 
ist es, daß es nicht gelungen ist, den Streit über den 
besten Weg zur Tropenwalderhaltung beizulegen. Es 
war ein sachlich ausgetragener Streit; ich will das 
durchaus festhalten. 

Ich hoffe, daß in Zukunft der zielorientierte Konsens 
für diese wichtige Sache wieder im Vordergrund 
steht; denn unsere Maxime muß sein, sofort, konse- 
quent und effektiv zu handeln. Die Gemeinsamkeiten 
sollten bei uns, in diesem Hause, beginnen. 

Grundsätzlich gilt: Alle Maßnahmenvorschläge zur 
Erhaltung der Tropenwälder können nur greifen, 
wenn wir gleichzeitig auf verschiedenen Ebenen — 
national, EG-weit und international — ansetzen. 

Zu den Notwendigkeiten im nationalen Bereich ge- 
hört erstens die bilaterale Zusammenarbeit mit den 
Tropenwaldländern. Die Entwicklungshilfepolitik ist 
eine der wichtigsten Ebenen zur Umsetzung von Maß- 
nahmen für den Tropenwaldschutz. Sie muß noch 
breiter ansetzen. Wir müssen noch mehr tun, über das 
hinaus, was wir heute bereits realisieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dazu gehört zweitens der Schuldenerlaß. Seit 1978 
hat die Bundesrepublik Deutschland Schulden in 
Höhe von rund 9 Milliarden DM erlassen. Wir bitten 
die Bundesregierung, diesbezüglich ihre bisherigen 
Bemühungen vor allem gegenüber den Tropenwald- 
ländern fortzusetzen und auszubauen. Selbstver- 
ständlich sollte das betreffende Land seine Bereit- 


schaft erkennen lassen, seine tropischen Wälder zu (C) 
schützen. 

Dazu gehören drittens zusätzliche Finanzhilfen. Wir 
bitten die Bundesregierung, den gegenwärtig realen 
Mittelumfang von 250 Millionen DM für Maßnahmen 
zum Schutz der Tropenwälder ab 1994 zu verdoppeln, 
um wirksame Anreize für die Tropenwalderhaltung 
zu geben. Es geht darum, alle verfügbaren Mittel dort 
einzusetzen, wo durch schnelle Hilfe tropische Wälder 
gerettet werden können. 

Schließlich gehört dazu viertens die Umweltver- 
träglichkeit. Eine wichtige Forderung ist, daß bei un- 
serer Zusammenarbeit mit den Tropenwaldländern — 
wie überhaupt, so denke ich, mit allen Entwicklungs- 
ländern — die Frage der Umweltverträglichkeit im 
Vordergrund unserer Überlegungen stehen muß. Un- 
ter Ausschöpfung aller rechtlichen Möglichkeiten 
sollte die Bundesregierung auch auf die entspre- 
chende Ausgestaltung der kommerziellen Handelsbe- 
ziehungen hinwirken. Alle Industrienationen können 
und müssen auch hier entscheidende Impulse geben 
und richtungsweisend handeln. 

Die zweite Ebene ist die EG-Ebene. Wir appellieren 
an die Europäische Gemeinschaft, die Maßnahmen 
der einzelnen Partner zu unterstützen und gleichzeitig 
bei der Koordinierung auf internationaler Ebene mit- 
zuwirken. 

Ein wesentlicher Teil wird sein, daß wir auf der 
internationalen Ebene Fortschritte erreichen. Wir 
brauchen drigend eine Internationale Konvention 
zum Schutz der tropischen Wälder. Sie soll Teil der 
Internationalen Konvention zum Schutz der Erdat- pj 
mosphäre sein, deren Ziel es sein muß, die energiebe- 
dingten Spurengasemissionen weltweit zu reduzie- 
ren. 

Für eine unmittelbare, direkte Hilfe fordern und 
unterstützen wir ein Sofortprogramm zum Schutz der 
tropischen Wälder. Ein jährlicher Mitteleinsatz in 
Höhe von 750 Millionen DM könnte vor allem dazu 
dienen, akut gefährdete Wälder in den Tropenwald- 
ländern vor der Vernichtung zu retten. 

Wir begrüßen, daß der Bundeskanzler beim Wirt- 
schaftsgipfel in Houston erreicht hat, daß ein solches 
Sofortprogramm in bezug auf Brasilien aufgelegt 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich finde es sehr wichtig, daß wir erfahren haben, daß 
Vorschläge der Enquete-Kommission unmittelbar in 
politische Handlungsstrategie umgesetzt werden 
— das gilt nicht nur für Brasilien, sondern auch für alle 
übrigen Tropenwaldländer — , um für besonders ge- 
fährdete Regionen möglichst bald ein solches Pro- 
gramm auf den Weg zu bringen. 

Das zunehmende Bevölkerungswachstum und die 
sozialen, ökonomischen und ökologischen Krisen in 
den Tropenwaldländern sind die eigentlichen Ursa- 
chen der Tropenwaldvernichtung. 

(Beifall der Abg. Frau Garbe [GRÜNE/Bünd- 
nis 90]) 

Hier kann nur eine langfristige Schutzkonzeption hel- 
fen. 
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Schmidbauer 

(A) Diese Schutzkonzeption wollen und können wir nur 
in Kooperation mit den Tropenwaldländern entwic- 
keln. Dabei sollten wir alles vermeiden, was uns von 
seiten der betroffenen Länder den Vorwurf der Einmi- 
schung eintragen könnte. 

Nach unserer Vorstellung könnte diese Konzeption 
folgendermaßen aussehen. Erstens. Die Industrielän- 
der und andere Staaten, die nicht über eigene Tropen- 
waldvorkommen verfügen, stellen finanzielle Mittel 
bereit. 

Zweitens. Sie unterstützen keine Aktivitäten im ei- 
genen Land — und führen solche auch nicht selbst 
durch — , die im Rahmen ihrer außenwirtschaftlichen 
Beziehungen oder in Tropenwaldländern direkt oder 
indirekt zur Zerstörung von Tropenwäldern beitra- 
gen. Damit ist ausdrücklich die Mitverantwortung der 
Industrieländer angesprochen. 

Drittens. Die Tropenwaldländer verpflichten sich 
ihrerseits, ihre Primärwälder weitestmöglich zu erhal- 
ten. Zu diesem Zweck werden u. a. verstärkt Schutz- 
gebiete eingerichtet. Die anderen Wälder werden 
nachhaltig bewirtschaftet; Aufforstungs- und Regene- 
rationsmaßnahmen werden durchgeführt, damit lang- 
fristig neue Sekundärwälder entstehen können. 

In diesem Zusammenhang sprechen wir uns für 
eine umfassende Reform des internationalen Tropen- 
Forstwirtschafts-Aktionsplanes der FAO aus. In Zu- 
kunft muß es deren vorrangiges Ziel sein, die tropi- 
schen Wälder zu erhalten, zu schützen und — wo be- 
reits vernichtet — wieder aufzuforsten. 

Ich denke, wir sind hier auf einem guten Weg. Wir 
begrüßen es daher, daß sich die Bundesregierung mit 
allem Nachdruck für eine Verbesserung der FAO- 
Pläne einsetzt und insbesondere darauf drängt, daß 
der Waldschutz in Zukunft stärker berücksichtigt 
wird. 

Darüber hinaus fordern wir schnellstmöglich einen 
internationalen Treuhandfonds zum Schutz der tropi- 
schen Wälder. Dieser Treuhandfonds soll erstmals 
1994 durch die Unterzeichnerstaaten der Konvention, 
insbesondere durch die Industrieländer, mit Mitteln in 
Höhe von 10 Milliarden DM versehen werden. Die 
UNEP, die FAO, die Weltbank und andere Organisa- 
tionen sind geeignet, das dann entsprechend umzu- 
setzen. 

Wir müssen die verschiedenen Maßnahmen zur Er- 
haltung der tropischen Wälder parallel und sofort auf 
den Weg bringen. Dann kann es gelingen, die Ziele 
des von uns befürworteten Stufenplans zu erreichen, 
nämlich diese Vernichtung in wenigen Jahrzehnten 
insgesamt zu stoppen. 

Dieser Stufenplan ist nicht, wie fälschlicherweise 
behauptet wird, als Zielvorgabe für die Zulassung 
weiterer Eingriffe in den Tropenwald zu verstehen. 
Das heißt, er büligt in keiner Weise, daß Tropenwälder 
bis zum Jahr 2000 oder gar länger vernichtet werden. 
Diese Unterstellung weise ich mit allem Nachdruck, 
wenn sie irgendwo erfolgen sollte, zurück. 

Wer auch immer meint, daß sich diese Aufgabe 
schneller verwirklichen läßt, verkennt die großen 
Schwierigkeiten, die damit verbunden sind. Der Bun- 
deskanzler hat zugesichert, daß die von uns genann- 


ten Zeithorizonte als Orientierungsdaten dienen sol- (C) 
len, und zwar sowohl im Hinblick auf die eigenen 
Anstrengungen als auch bezüglich der internationa- 
len Zusammenarbeit. 

Unsere Aufgabe und Verpflichtung ist es, mit allen 
uns zur Verfügung stehenden Mitteln einen Beitrag 
zum Schutz der Erhaltung der tropischen Wälder zu 
leisten. Aus der gleichen Verantwortung heraus, mit 
der gleichen Intensität müssen auch die anderen Be- 
reiche angegangen werden. 

In Anbetracht unserer Glaubwürdigkeit gegenüber 
den Tropenwaldländern müssen wir selbst tiefgrei- 
fende Maßnahmen einleiten. Wie fordern die Bundes- 
regierung deshalb auf, darauf hinzuwirken, daß sich 
die EG-Mitgliedstaaten noch im Jahr 1991 auf ge- 
meinsame und möglichst weitreichende Ziele verstän- 
digen, so daß wir, um nur ein Beispiel zu bringen, die 
C02‘Emissionen in der Europäischen Gemeinschaft 
bis zum Jahr 2005 um 20 bis 25 % absenken. Allein die 
Bundesrepublik Deutschland könnte mit ihrer Ver- 
minderung dieser Emissionen um etwa 30 % bis zum 
Jahre 2005 dazu beitragen, daß diese Emissionen EG- 
weit insgesamt um 10% reduziert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Emissionen der übrigen energiebedingten, kli- 
marelevanten Spurengase sind umfassend zu vermin- 
dern. Dies gilt vor allem für den Energie-, Umwelt- 
und Verkehrsbereich. 

Dies ist ein guter und notwendiger Anfang. Ich for- 
dere Sie auf, sich gemeinsam mit uns sowohl für eine 
Internationale Konvention zum Schutz der tropischen 
Wälder als auch für eine Internationale Konvention 
zum Schutz der Erdatmosphäre mit aller Kraft auf al- ^ 
len politischen Ebenen einzusetzen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Die nächste Rednerin ist 
Frau Dr. Hartenstein. 


Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die erste Beratung des Tropen- 
waldberichts hat im Juni einen Tag nach der großen 
Deutschlanddebatte stattgefunden. Die heutige Bera- 
tung findet einen Tag nach der Verabschiedung des 
dritten Nachtragshaushalts statt. Ich erinnere nur des- 
halb daran, weil diese beiden Konstellationen zeigen, 
daß auch wir als Parlament zunächst und vorrangig 
mit den eigenen Sorgen und Nöten beschäftigt sind. 
Das ist legitim, das ist verständlich, aber das sollte uns 
nicht daran hindern, auch wieder über den eigenen 
deutschen und europäischen Tellerrand hinauszu- 
blicken; denn die großen globalen Bedrohungen sind 
inzwischen nicht kleiner geworden. Wir müssen uns 
ihnen stellen. 

Das Ozonloch ist nicht verschwunden, die Zerstö- 
rung der tropischen Regenwälder ist nicht gestoppt, 
und die Klimaaufheizung geht ungebremst weiter. 
Jeder Tag, der vergeht, ohne daß etwas geschieht, 
verringert die Chancen zum Gegensteuern und ver- 
größert die Hypothek für die kommenden Generatio- 
nen. 
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Frau Dr. Hartenstein 

(A) Wir dürfen uns nicht an der Erkenntnis vorbei- 
schleichen, daß diese verhängnisvollen Entwicklun- 
gen noch lange nicht am Gipfelpunkt angelangt sind 
und daß die Industrieländer dabei nicht nur Mitak- 
teure, sondern Hauptakteure sind. Deswegen tragen 
sie auch die Hauptverantwortung. Darum müssen wir 
uns als erste in die Pflicht nehmen lassen, wenn es um 
einen Kurswechsel zugunsten der Erhaltung der na- 
türlichen Lebensgrundlagen geht. Dieser Kurswech- 
sel ist überfällig. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Wir müssen die Initialzündung geben, um den öko- 
logischen Umbau in Angriff zu nehmen; denn wir ver- 
fügen bereits heute über die umweltfreundlichen 
Technologien. Nur so besteht die Chance, auch die 
Dritte Welt davon zu überzeugen, daß Fortschritt und 
Wohlstand eben nicht um den Preis der Zerstörung 
der eigenen Lebensgrundlagen zu haben ist, sondern 
nur dann, wenn man im Sinne des Brundtland-Be- 
richts auf eine dauerhafte Entwicklung, nämlich im 
Einklang mit der Natur, zugeht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Was steht auf dem Spiel? Die Menschheit ist drauf 
und dran, sich mit der Vernichtung der tropischen 
Wälder um ein unersetzliches, nicht wiederherstellba- 
res Natur erbe zu bringen. In weniger als 50 Jahren 
werden nur noch belanglose Restbestände vorhanden 
sein, wenn sich nicht die internationale Staatenge- 
meinschaft zu einer großen gemeinsamen Kraftan- 
strengung aufrafft. 

Das Bewußtsein für die Gefahr wächst übrigens er- 
freulicherweise auch in den Tropenländern selbst. So 
hat z. B. der mexikanische Präsident Carlos Salinas 
am Tag der Umwelt in Mexiko-City der Weltöffent- 
lichkeit vorgerechnet, daß mit dem Geld, das heute an 
einem einzigen Tag für Rüstung ausgegeben wird, 
das bisher größte Wiederaufforstungsprogramm in 
der Geschichte der Entwicklungspolitik durchgeführt 
werden könnte. Diese Rede zeigt, daß man auch in 
den Ländern der Dritten Welt weiß, daß Sicherheit 
heute nicht mehr mit militärischer Stärke gleichzuset- 
zen ist, sondern daß sie weit mehr eine Frage der 
Sicherung unserer gemeinsamen natürlichen Lebens- 
grundlagen ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Der brutale Raubbau in den Tropenwäldern ver- 
stärkt nicht nur den Treibhauseffekt und gefährdet 
das Klimagleichgewicht — wie schon betont wur- 
de — , sondern er vernichtet auch Milhonen Arten von 
Lebewesen für alle Zeiten; denn 50 bis 70 % aller auf 
der Erde vorkommenden Tiere und Pflanzen sind nur 
in den Tropenwäldern beheimatet, manche Experten 
schätzen sogar 90%. Nirgendwo auf der Erde gibt es 
einen größeren Artenreichtum. Allein in Amazonien 
findet man etwa 25 000 verschiedene Baumarten, 
während es hier in unseren nördlichen Wäldern ge- 
rade noch 30 verschiedene Arten gibt. Die meisten 
Arten sind noch gar nicht erforscht. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir verwüsten die Vorratskammern der 


Erde, ohne daß wir zuvor nachgeguckt haben, was sie (C) 
eigentlich enthalten. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Woher nehmen wir eigentlich das Recht dazu? Viel- 
leicht wird uns dies einmal als der größte ökologische 
Frevel von den künftigen Generationen angekreidet 
werden. 

(Frau Garbe [GRÜNE/Bündnis 90]: Da bin 
ich ganz sicher!) 

Mit dem Wald werden auch die Lebensräume der- 
jenigen Völker zerstört, die es seit Jahrtausenden ver- 
standen haben, in Harmonie mit dem Wald und vom 
Wald zu leben. Sie haben mit Sicherheit noch nie 
etwas von der Versöhnung zwischen Ökologie und 
Ökonomie gehört, aber sie haben es auf Grund von 
jahrhundertelangem, ja jahrtausendelangem Wissen 
praktiziert. Die Entscheidung darüber, was vom Welt- 
bestand an Arten übrigbleibt, wird in den Tropen fal- 
len. 

Die Entscheidung darüber, ob und wie lange noch 
die Menschheit zum Überleben fähig ist, wird nicht 
zuletzt auch in der Tropenwaldpolitik fallen. Die wird 
auch in den Industrieländern gemacht. Es hängt auch 
von uns ab, davon, wie wir uns künftig verhalten; 
denn unsere Wirtschaftsreformen, unsere Konsum- 
systeme haben unmittelbare Auswirkungen auf die 
Umweltzerstörungen in der Dritten Welt. Das beginnt 
z. B. bei dem üppigen Fleischkonsum, den wir uns lei- 
sten. Das geht weiter über die unersättliche Rohstoff- 
gier und reicht bis zum Parkett beispielsweise aus 
Sipo-Mahagoni, mit dem wir unsere Sitzungssäle und (D) 
unsere Wohndielen ausstatten. Das muß nicht sein. 

Das muß enden, damit muß Schluß sein. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Wirksamer Tropenwaldschutz beginnt bei uns, meine 
Damen und Herren. Deshalb müssen wir den Anfang 
machen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Die Enquete-Kommission hat eine breite Palette von 
Maßnahmen vorgeschlagen, über die in Teilen Einig- 
keit erzielt wurde. Nicht einig waren wir uns aller- 
dings bei der Bewertung der Ursachen und infolge- 
dessen auch nicht bei bestimmten Handlungsempfeh- 
lungen. Deshalb hat eine Minderheit von acht Kom- 
missionsmitgliedern ein abweichendes Votum für den 
Maßnahmen-Katalog vorgelegt. Der entscheidende 
Punkt, so denke ich, ist, daß nach unserer Auffassung 
die externen Ursachen für die Tropenwaldzerstörung 
eine wesentlich größere Rolle spielen als die internen 
Ursachen und als es der Tropenwald-Bericht dar- 
stellt. 

Es ist zwar unbestritten, daß auch innenpolitische 
Faktoren zur Waldvernichtung beitragen, natürlich. 
Dazu gehören etwa verfehlte Steuergesetze und Sub- 
ventionspraktiken, dazu gehört vor allem eine him- 
melschreiend ungerechte Landbesitzverteilung, z. B. 
in Brasilien oder auf den Philippinen, die die landwirt- 
schaftlich nutzbare Fläche in der Hand ganz weniger 
Großgrundbesitzer konzentriert und die landlosen 
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Frau Dr. Hartenstein 

(A) Bauern mit ihren hungrigen Familien zu Hunderttau- 
senden und Millionen in die Wälder abdrängt. Ohne 
Frage, Frau Segall, gehören dazu auch Armut und 
Bevölkerungswachstum r da sie einen steigenden 
Landbedarf erzeugen. 

(Gallus [FDP]: Hauptsächlich!) 

Allerdings sage ich dazu, daß das Bevölkerungs- 
wachstum eher eine Folge von Armut ist als umge- 
kehrt, wie es meistens dargestellt wird. 

(Gallus [FDP]: Umgekehrt!) 

— Da sind wir unterschiedlicher Meinung, Herr Gal- 
lus. Das ist aber bekannt. 

(Gallus [FDP]: Ja, ja! Fragen Sie mal die Wis- 
senschaftler!) 

Es wäre nicht richtig, darin die vorrangigen oder gar 
ausschließlichen Ursachen der Zerstörungsprozesse 
sehen zu wollen. Weit entscheidender ist die fatale 
Abhängigkeit der Entwicklungsländer von weltwirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen, insbesondere von 
dem durch die Industrieländer dominierten internatio- 
nalen Finanzsystem. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Weit entscheidender ist ihre exorbitante Schuldenlast 
und die einseitige Fixierung auf ein westlich gepräg- 
tes, rein industriewirtschaftliches Wachstumsmodell. 
Das haben wir ihnen gepredigt und predigen es leider 
weiter. 

ß (Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 

l J nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Was schlagen wir vor? — Wir brauchen sowohl ei- 
nen umfassenden wie auch einen rasch greifenden 
Rettungsplan für die noch vorhandenen Tropenwäl- 
der. Darin stimmen wir überein. 

(Gallus [FDP]: Richtig!) 

Dafür nenne ich nur einige Eckpunkte, die in Ihrem 
Mehrheitsvotum so nicht dargestellt worden sind. 

Erstens. Im Zentrum eines solchen Rettungsplanes 
muß ein drastischer Schuldenabbau stehen; 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

denn der Zwang zur Devisenbewirtschaftung führt in 
vielen Tropenwaldländern unmittelbar zur Regen- 
waldzerstörung — sei es durch kommerziellen Holz- 
einschlag oder auch durch die Ausdehnung der An- 
bauflächen für Exportgüter wie zum Beispiel für Kaf- 
fee, Kakao oder Soja. 

Es muß doch zu denken geben, daß die fünf wich- 
tigsten Tropenwaldländer gleichzeitig zu den größten 
Schuldnerländern dieser Erde gehören. Daraus müs- 
sen Konsequenzen gezogen werden. 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung auf, sich 
an die Spitze einer internationalen Entschuldungs- 
kampagne zu setzen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 

nis 90 und der Gruppe der PDS — Gallus 
[FDP]: Da sind wir schon Spitze!) 


— Ihr seid Spitze, ja. (C) 

(Gallus [FDP]: Ja, da sind wir schon Spitze, 
sicher!) 

Sie sollte sich insbesondere für die rasche Einberu- 
fung einer internationalen Entschuldungskonferenz 
einsetzen sowie für ein Moratorium bei Zins- und Til- 
gungszahlungen, und sie sollte selber konsequenter 
Gebrauch von der Möglichkeit machen, die sie haus- 
haltsrechtlich schon hat, den ärmsten Ländern dieser 
Erde die öffentlichen Schulden vollständig zu erlas- 
sen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, Herr Lippold, 
und um Ihnen einen Einwurf zu ersparen, möchte ich 
sagen: Wir sehen in einem generellen, undifferenzier- 
ten Schuldenerlaß nicht das Allheilmittel, das alle Pro- 
bleme löst. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Ihr lernt ja lang- 
sam!) 

Aber wir kritisieren — hören Sie gut zu! — , daß im 
Mehrheitsvotum die Zusammenhänge zwischen Ver- 
schuldung und Umweltzerstörung eher verschleiert 
als offen dargelegt werden, und wir kritisieren auch, 
daß konkrete Vorschläge fehlen. Das ist ein Man- 
gel. 

Ist es denn nicht geradezu eine Perversion des Ge- 
dankens der Entwicklungshilfe, wenn beispielsweise 
1987 alle westlichen Geberländer zusammen rund 
41 Milliarden Dollar an Entwicklungsgeldern bereit- 
gestellt haben, die Schuldnerländer im Süden dage- ^ 
gen 80 Milliarden Dollar für Zins und Tilgung zurück- 
zuzahlen hatten? Nicht wenigen Dritte-Welt-Ländern 
wird regelrecht die Luft abgeschnürt. Das führt nicht 
nur zu ökologischen Verhehrungen, sondern auch zur 
enormen Verschärfung sozialer Konflikte. 

Unser zweiter Vorschlag — enthalten im Minder- 
heitsvotum — betrifft die Einrichtung eines Tropen- 
waldfonds. Daraus sollen diejenigen Länder Kompen- 
sationsleistungen erhalten, die ein Programm dazu 
vorlegen, wie sie innerhalb eines Zeitraums von etwa 
fünf Jahren schädliche Eingriffe in Primärwälder auf 
Null reduzieren wollen. Es ist relativ gleichgültig, 

Herr Schmidbauer, ob diese Einrichtung „Tropen- 
waldfonds" oder „Umweltfonds" getauft wird. Auch 
zweitrangig ist — zweitrangig, aber nicht unwich- 
tig — , ob ein neu zu bildender Umweltrat oder das 
Umweltprogramm der Vereinten Nationen diesen 
Fonds verwaltet. Nur eines steht fest: Ohne Geld sind 
Nationalparks und Naturreservate nicht einzurichten 
und auch Aufforstungsmaßnahmen nicht durchzufüh- 
ren. Ohne Geld sind die Tropenwaldländer unter den 
heutigen Umständen auch nicht zu den erforderlichen 
Nutzungsverzichten zu bewegen. 

(Zuruf von den GRÜNEN/Bündnis 90: So- 
zialprogramme müssen aufgelegt werden!) 

Wenn aber die Zerstörungsorgie im Tropenwaldgürtel 
der Erde ungebremst weitergeht, werden die Folge- 
kosten in Zukunft für alle Menschen auf der Erde um 
ein Vielfaches höher sein, ja, sie werden unbezahlbar 
werden. Das ist nicht verantwortbar. 

(Beifall bei der SPD) 
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Frau Dr. Hartenstein 

Sollte bis 1992 ein Tropenwaldfonds auf UN-Ebene 
nicht zustande kommen, so fordern wir die Bundesre- 
gierung auf, eine Fondslösung auf EG-Ebene anzu- 
streben. 

Die Enquete-Kommission war sich darüber einig, 
daß nur Sofortmaßnahmen ein irreparables Desaster 
noch verhindern könnten. Aber was ist 1990 gesche- 
hen? — Das sehen wir ein bißchen anders, als Sie, Herr 
Kollege Schmidbauer, es dargestellt haben. 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 

Ich stelle fest: Leider überall Fehlanzeige. 

Weder auf dem EG-Gipfel in Dublin im Juni noch 
auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Houston, noch auf 
der Vorbereitungskonferenz der UN in Nairobi kam es 
zu einer handfesten Initiative in Richtung Tropen- 
waldschutz — 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 

das ist ein Faktum — , obwohl Umweltminister Töpfer 
— aha, er ist ja da; das ist erfreulich — laut Zeitungs- 
meldungen mit der festen Absicht nach Nairobi gefah- 
ren war, einen Grundsatzbeschluß zur Rettung der 
Wälder und des Weltklimas zu erwirken. Ich habe 
nichts dergleichen gehört. Nicht einmal das Sofortpro- 
gramm — und es war ein Miniprogramm, das die En- 
quete-Kommission dem Bundeskanzler ins Reisege- 
päck noch Houston gesteckt hatte — fand die Zustim- 
mung der sieben dort versammelten reichsten Indu- 
strienationen. 

(Fellner [CDU/CSU] : Jetzt bist du aber unge- 
recht!) 

Danach hätten sie gemeinsam 750 Millionen DM zum 
Tropenwaldschutz bereitstellen sollen, um wenig- 
stens einen Anfang zu setzen. Die Brasilien-Initiative, 
Herr Schmidbauer, ist durchaus zu begrüßen. Aber sie 
hat doch den Charakter — wollen wir doch ehrlich 
sein — einer Miniaturausgabe eines ohnehin schon 
auf ein Miniprogramm zusammengeschrumpften 
Auftrags. 

Das Jahr 1990 scheint — das sage ich nicht mit 
Freude, sondern mit Bedauern — für einen Tropen- 
waldrettungsplan verloren. Das ist ein Rückschlag für 
unsere Bemühungen. 

Meine Damen und Herren, ich will nicht über den 
Erfolg oder den Mißerfolg auf dem internationalen 
Parkett richten. Aber die Konsequenz muß für uns 
sein: Wenn sich schon auf internationaler Ebene 
nichts oder nur wenig bewegt, dann ist es um so wich- 
tiger, daß das, was auf nationaler Ebene machbar ist, 
sofort geschieht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Hier, denke ich, geht vor allem der Appell an die Ent- 
wicklungspolitik. Ich freue mich, daß Herr Minister 
Warnke hier ist. Wir brauchen eine grundlegende 
Neuorientierung der Entwicklungspolitik. Wir be- 
dauern es, daß Sie diese Forderung, auch die Über- 
schrift, aus dem Tropenwaldbericht herausgestrichen 
haben. 

(Beifall bei der SPD und der Gruppe der 
PDS) 


Wir fordern unter anderem einen Stopp für alle Pro- 
jekte, die nachweislich waldschädigend wirken, z. B. 
Umsiedlungsprogramme, Staudammbauten und In- 
dustriealisierungsprojekte oder Straßenbauten, die in 
Primärwälder hineinführen und sie aufreißen. 

(Müller [Düsseldorf] [SPD]: Jawohl! — Beifall 

bei der SPD und den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90) 

Wir fordern weiter: Keine weitere Mitfinanzierung 
des Tropenforstwirtschaftsaktionsplanes, der in sei- 
ner bisherigen Form mehr Schaden anrichtet, als daß 
er Schutz gewährt, weil er überwiegend zur wirt- 
schaftlichen Ausbeutung der Wälder eingesetzt wird. 
Hier hätte in den Bericht eine klare Absage hineinge- 
schrieben werden müssen. 

Wir fordern eine intensive Entwicklung der Solar- 
energie und anderer erneuerbarer Energien und ei- 
nen raschen Technologietransfer in die tropischen 
Länder, um den enormen Brennholzverbrauch einzu- 
dämmen; denn Brennholz ist eben immer noch für 
70% der Bevölkerung in der Dritten Welt die einzige 
Energiequelle, die sie zur Verfügung haben. Und wer, 
wenn nicht die Tropenländer, hat eine solch uner- 
schöpfliche und gleichzeitig kostenlose Energiequelle 
wie die Sonne zur Verfügung? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Immer noch steckt aber der Forschungsminister ein 
Vielfaches dessen, was er für die Solarenergie aus- 
gibt, in die weitere Erforschung der Kernenergienut- 
zung. Das halten wir für falsch. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Schließlich fordern wir einen möglichst EG-weiten 
Importstopp für Tropenhölzer aus Primärwäldern. 
Sie haben sich dazu nicht durchringen können. Der 
mit dem kommerziellen Holzeinschlag verursachte 
Schaden steht in den meisten Fällen in gar keinem 
Verhältnis zu den tatsächlich erzielten Devisenein- 
nahmen, zumal häufig die vorgeschriebenen Abga- 
ben von den Holzkonzessionären, z. B. zur Wiederauf- 
forstung, entweder nicht entrichtet werden oder aber 
viel zu niedrig liegen. 

Kurzum: Den Profit hat der internationale Holzhan- 
del. Den Schaden haben Menschen und Natur. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Meine Damen und Herren, da in zahlreichen Punk- 
ten Einvernehmen innerhalb der Kommission be- 
stand, können wir Teil I der Beschlußempfehlung zu- 
stimmen, nicht aber Teil II. 

Wir halten das übergroße Vertrauen in die Wand- 
lungsfähigkeit internationaler Organisationen wie der 
Weltbank, dem IWF oder der FAO für nicht ange- 
bracht, denn dort wurden in der Vergangenheit alle 
Aktivitäten mitfinanziert und mit abgesegnet, die zum 
heutigen Desaster geführt haben. 

(Gallus [FDP]: Was soll denn stattdessen ge- 
schehen?) 

Auch wir finden, Herr Schmidbauer, daß der Stufen- 
plan trotz aller Appelle, die darin enthalten sind, im 
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Frau Dr. Hartenstein 

(A) Prinzip noch 20 Jahre zerstörerische Eingriffe zuließe; 
nicht billigt, aber zuließe. Das kann nicht unsere Zu- 
stimmung finden. 

Meine Damen und Herren, es wäre also falsch, die 
Bruchstellen verkleistern zu wollen. Wo sind wir aus- 
einander? 

Erstens. Wir halten nichts von Alibiformeln. Des- 
halb lehnen wir es ab, den sich negativ auswirkenden 
Tropenwaldaktionsplan flugs in Tropenwaldschutz- 
plan umzubenennen, als ob sich damit etwas ändern 
würde. Damit ändert sich gar nichts. 

Zweitens. Wir bleiben bei der Forderung, daß die 
Entwicklungszusammenarbeit endlich auf neue, Öko- 
logisch und sozial verträgliche Fundamente gestellt 
werden muß. Sie sagen: Wir tun doch das Richtige, 
aber wir brauchen mehr Geld! Wir sagen: Auch wir 
wollen mehr Geld für die Entwicklungsländer, aber es 
soll nicht in die alten Kanäle fließen, sondern wir wol- 
len eine neue Weichenstellung. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ- 
NEN/Bündnis 90) 

Drittens. Vor allem sind wir der Auffassung, daß es 
nicht zulässig ist, darüber hinwegzuhuschen, in wel- 
chem Ausmaß die heutigen Mechanismen des Welt- 
marktes tödliche Schleifspuren im Ökosystem und im 
Sozialgefüge der Dritten Welt hinterlassen. Hier liegt 
ein Defizit des Berichts. 

Wer es richtig findet, daß ein Entwicklungsland für 
ein Importgut, z. B. einen Lastwagen, heute drei- bis 
viermal soviel Kaffee zu liefern hat wie noch vor fünf 
Jahren, wer es richtig oder zumindest verständlich 
^ oder unabänderlich findet, daß die Elfenbeinküste 
heute fünfmal so viel Kakao exportiert wie 1980, ohne 
mehr Devisen dafür zu bekommen, und daß sich das 
Land sogar gezwungen sieht — Herr Präsident, ich 
sehe das rote Licht; ich bin sofort fertig — , auch noch 
die Restflächen seines Waldbestandes abzuholzen, 
um weitere Anbauflächen zu gewinnen, weil es das 
Strukturanpassungsprogramm des IWF so vor- 
schreibt, der kann unsere Zustimmung nicht finden. 
Der Ruf nach einer neuen Weltwirtschaftordnung muß 
hier erhoben werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90 — Gallus [FDP]: Aber keine so- 
zialistische!) 

Meine Damen und Herren, der Kampf um die Erhal- 
tung der ohnehin schon um 50% dezimierten tropi- 
schen Wälder wird ein Testlauf dafür sein, ob es uns 
gelingt, die Bewohnbarkeit des Planeten zu erhalten. 
Die Industrieländer können da nur Glaubwürdigkeit 
erlangen, wenn sie zu allererst ihre eigenen Wälder 
schützen und ihre Verschwendungswirtschaft been- 
den. Jede kleinste Wende zum Guten soll uns will- 
kommen sein. Wir werden sie unterstützen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bündnis 
90 und der Gruppe der PDS) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Dr. Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
ginnen, liebe Kollegen! Die heute in verbundener De- 


batte zur Beratung anstehenden Beschlußempfehlun- (C) 
gen verdeutlichen das ganze Ausmaß globaler Um- 
weltgefahren, denen sich die Menschheit am Ende 
dieses Jahrtausends gegenübersieht. Die möglichen 
Folgen einer prognostizierten Erwärmung der Erdat- 
mosphäre als Folge steigender Spurengasemissionen, 
der Abbau der Ozonschicht in der Stratosphäre, er- 
höhte Ozonwerte in Erdnähe mit ihrer Bedrohung der 
borealen Wälder und die Vernichtung der tropischen 
Wälder sind wesentliche Bestandteile einer globalen 
Umweltproblematik. 

Es ist unstrittig, daß einer solchen Herausforderung 
nur durch gemeinsame Anstrengungen einer interna- 
tionalen Staatengemeinschaft im Rahmen einer Ge- 
samtstrategie zum Schutz der Erdatmosphäre begeg- 
net werden kann. Die Reduzierung der C02-Anrei- 
cherung der Atmosphäre spielt hierbei eine entschei- 
dende Rolle. Dies erfordert nicht nur weltweit energi- 
sche Maßnahmen zugunsten einer langfristig siche- 
ren, preiswerten, ressourcenschonenden und umwelt- 
verträglichen Energieversorgung, sondern auch die 
Erhaltung natürlicher Auffangbecken für das Kohlen- 
dioxid. Durch die fortgesetzte Vernichtung tropischer 
Wälder gehen nicht nur mögliche C02-Senken verlo- 
ren, sondern wird durch die Hauptzerstörungsform, 
die Brandrodung, auch Kohlendioxid freigesetzt. 

Das dramatische Ausmaß der Tropenwaldvernich- 
tung erfordert dringend Gegenmaßnahmen. Hierüber 
sind wir uns alle einig. Ein Schutz der tropischen Wäl- 
der läßt sich allerdings nur verwirklichen, wenn die 
eigentlichen Ursachen für ihre Zerstörung beseitigt 
werden. Dazu bedarf es gleichermaßen umfassender 
und verschiedenartiger Lösungsansätze. Einzelmaß- pj 
nahmen und Patentrezepte sind hierfür ungeeignet, ja 
sogar schädlich und häufig kontraproduktiv. Voraus- 
setzung für eine erfolgreiche Umsetzung von Schutz- 
rezepten und Maßnahmen zur Tropenwalderhaltung 
ist jedoch die Akzeptanz und Bereitschaft der Tropen- 
waldländer, sich an der Realisierung solcher Vor- 
schläge auch zu beteiligen. 

(Beifall bei der FDP) 

Nicht der Versuch, den Tropenwaldländern noch so 
gut gemeinte Konzepte von außen aufzuzwingen, 
sondern nur der die gemeinsamen Interessen berück- 
sichtigende Dialog und konstruktive Zusammenarbeit 
in klar definierten Kooperationsprogrammen führen 
weiter. 

(Beifall bei der FDP) 

Die FDP-Bundestagsfraktion begrüßt daher, daß die 
Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erd- 
atmosphäre“ mit ihrem zweiten Zwischenbericht eine 
umfassende Darstellung und Bewertung der Tropen- 
waldproblematik vorgenommen sowie in den Hand- 
lungsempfehlungen weitreichende Vorschläge und 
Forderungen für einen wirksamen Tropenwaldschutz 
unterbreitet hat. 

Ich bedaure sehr, daß die vorliegende Beschluß- 
empfehlung, die inhaltlich diesem Bericht mit seinen 
Maßnahmenvorschlägen voll zustimmt, in ihrer Ge- 
samtheit von den Fraktionen der SPD und DIE GRÜ- 
NEN nicht mitgetragen wurde. Damit hat die Opposi- 
tion eine große Chance vertan, durch parlamentari- 
sche Geschlossenheit den Forderungen nach weitrei- 
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Frau Dr. Segall 

(A) chenden nationalen, EG -weiten und internationalen 
Schutzmaßnahmen im Rahmen eines realistischen 
Konzepts mehr Nachdruck zu verleihen. 

Die Opposition macht es sich mit ihren abweichen- 
den Forderungen zum Stufenplan, zur Neuordnung 
im Nord-Süd-Verhältnis und beim Maßnahmenkon- 
zept leider wieder einmal sehr leicht. Es genügt doch 
nicht, lediglich wohlklingende Ziele zu formulieren. 
Von entscheidender Bedeutung für die Verwirkli- 
chung von Zielen ist doch der Weg, sind die Instru- 
mente, ist die Auflösung von Zielkonflikten mit ande- 
ren Interessen. 

(Beifall bei der FDP) 

Hierauf geben Sie mit Ihrem Minderheitenvotum 
keine befriedigende Antwort. 

Es ist einfach falsch, in der Veränderung der welt- 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und einer 
Neuordnung des Nord-Süd-Verhältnisses die ent- 
scheidende Voraussetzung für einen effektiven Tro- 
penwaldschutz zu sehen. Solche aus der Nord-Süd- 
Diskussion bekannten Forderungen werden doch 
nicht dadurch richtiger, daß man sie ständig wieder- 
holt. 

Dazu gehört auch die irrige These, die Verschul- 
dung und der Verfall der Rohstoffpreise zwinge die 
Entwicklungsländer, ihre Umwelt zu zerstören bzw. 
ihre Ressourcen zu plündern. 

(Gallus [FDP]: Eine sozialistische Illusion!) 

So ist es z. B. geradezu nativ, anzunehmen, die Tro- 
penwälder würden nicht vernichtet, wenn nur der 

(B) Holzpreis entsprechend erhöht würde, oder die Mono- 
kulturen würden verkleinert, wenn der Preis für Kaf- 
fee, Zucker oder Soja steigen sollte. 

Die Volkswirtschaften in den Entwicklungsländern 
unterscheiden sich in ihren Strukturen, in ihren Ent- 
wicklungsstrategien und -politiken sowie in dem Aus- 
maß ihrer Abhängigkeit von Veränderungen im inter- 
nationalen wirtschaftlichen Umfeld inzwischen er- 
heblich voneinander. Eine zunehmende Zahl von Ent- 
wicklungsländern hat die Notwendigkeit marktwirt- 
schaftlicher Reformen zur Lösung ihrer strukturellen 
Probleme erkannt. Marktwirtschaft ist nicht nur die 
effizienteste Wirtschaftsordnung, sie ermöglicht auch 
die beste Umweltweltpolitik im Vergleich zu anderen 
Wirtschaftssystemen. 

(Beifall bei der FDP) 

Bei aller Bedeutung der Notwendigkeit einer weite- 
ren Verbesserung der weltwirtschaftlichen Rahmen- 
bedingungen und der Zwänge, 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Reden wir 
nicht über das Waldsterben?) 

die sich aus den äußerst schwierigen natürlichen Ver- 
hältnissen und den ungünstigen sozioökonomischen 
Voraussetzungen ergeben: Die Verantwortung dafür, 
daß Umwelt- und Ressourcenschutz zu einem bestim- 
menden Faktor der Entwicklungspolitik wird, liegt 
weitgehend bei den Ländern der Dritten Welt selbst. 
Umweltschutz muß auch in der Dritten Welt von in- 
nen, aus den Staaten selbst erfolgen. Da es den Ent- 
wicklungsländern jedoch häufig an der notwendigen 
Umwelttechnik, an Umsetzungsstrategien und nicht 


zuletzt an Finanzierungsmitteln und Mechanismen (C) 
für einen umfassenden Umwelt- und Ressourcen- 
schutz fehlt, müssen diese Länder bei der ökologisch 
notwendigen Umstrukturierung und Sicherung einer 
auf Dauer tragfähigen Entwicklung nachhaltig unter- 
stützt werden. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Müssen wir 
nicht einmal vorangehen, Frau Segall?) 

Das ökologische Schlüsselproblem in der Dritten 
Welt ist und bleibt jedoch das enorme Bevölkerungs- 
wachstum. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Es ist die entscheidende Ursache dafür, daß sich die 
Armut in den Entwicklungsländern verschärft 

(Gallus [FDP]: Richtig!) 

und zur Übernutzung der natürlichen Ressourcen 
führt. 

(Müller [Düsseldorf] [SPD]: Die sind schuld, 

genau! Der arme Mann in der Dritten Welt ist 
schuld!) 

Ich will jetzt nicht noch lange den Weltbevölkerungs- 
bericht 1990 zitieren, in dem nachgewiesen wird, daß 
80% der Wald Vernichtung auf das Bevölkerungs- 
wachstum zurückgeht. 

Nach dem totalen Desaster sozialistischer Planwirt- 
schaft und der Abkehr vieler Entwicklungsländer von 
überholten Vorstellungen mutet es geradezu grotesk 
an, wenn SPD und GRÜNE unbeirrt an der Durchset- 
zung einer sogenannten neuen Weltwirtschaftsord- (D) 
nung mit ihren planwirtschaftlichen und dirigisti- 
schen Elementen festhalten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ihre unrealistischen Zeithorizonte, die fehlende Be- 
reitschaft zu marktwirtschaftlichen Lösungen auch im 
Umweltschutz und die zum großen Teil den tatsächli- 
chen Erfordernissen nicht gerecht werdenden Maß- 
nahmenvorschläge stellen daher keine vernünftige 
Alternative zu dem von uns vorgeschlagenen in sich 
schlüssigen Gesamtkonzept dar. 

Angesichts der alarmierenden Tropenwaldzerstö- 
rung mit ihren globalen Auswirkungen muß es darum 
gehen, durch integierte Lösungsansätze und interna- 
tional abgestimme Maßnahmen umgehend ein weite- 
res Ansteigen der Vernichtungsrate zu stoppen und in 
einem realistischen Zeitrahmen durch eine Unterbin- 
dung des Zerstörungsprozesses und Wiederauffor- 
stungsmaßnahmen Tropenwaldbestände in dem ge- 
genwärtigen Umfang auf Dauer zu erhalten. 

Zur Erreichung dieser ehrgeizigen Ziele schlagen 
wir einen Drei-Stufen-Plan vor, der eine realistische 
Abschätzung für die Bewältigung der damit verbun- 
denen äußerst komplexen und vielschichtigen Proble- 
matik darstellt. 

Entscheidende Elemente zur Unterstützung dieses 
Stufenplanes sind ein Sofortprogramm und die Ver- 
wirklichung einer internationalen Konvention zum 
Schutz der tropischen Wälder, die gleichzeitig den 
Schutz der Lebensräume indigener Gesellschaften 
gewährleisten sollen. Neben einer Unterschutzstel- 
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Frau Dr. Segall 

(A) lung von Primärwäldern kommt es vor allem darauf 
an, durch eine nachhaltige Bewirtschaftung der im 
Rahmen nationaler Tropenwaldschutzpläne ausge- 
wiesenen Tropenwaldnutzungsflächen die ökologi- 
schen Funktionen der Wälder zu erhalten und die 
Interessen einer wirtschaftlichen Nutzung dieser Res- 
sourcen zu wahren. 

(Beifall bei der FDP) 

Forderungen nach Importverboten oder einem Ver- 
zicht auf die Nutzung tropischer Hölzer oder Verwen- 
dungsbeschränkungen stellen dagegen keine prakti- 
kablen und erfolgversprechenden Handlungsmög- 
lichkeiten dar. Solche Maßnahmen würden sich eher 
schädlich auswirken, da sie das Eigeninteresse der 
Tropenwaldländer am Erhalt ihrer Waldressourcen 
untergraben, statt es zu stärken. Wegen der dann zu 
erwartenden Überführung großer Tropenwaldflächen 
in andere Nutzungsformen würde dies erst recht eine 
vermehrte Tropenwaldvernichtung zur Folge haben. 

Im übrigen könnten solche Maßnahmen schon rein 
quantitativ keine Rolle spielen, worauf ich nicht mehr 
eingehen will. Es handelt sich um den alten Streit, 
wieviel Prozent das überhaupt ausmachen würde. 

Populismus war schon immer ein Feind sachgerech- 
ter Lösungen. Mit ihren Forderungen nach solchen 
vermeintlichen Patentlösungen tragen SPD und 
GRÜNE 

(Frau Flinner [GRÜNE/Bündnis 90]: Bei der 
FDP ist das vielleicht so!) 

letztlich zur Behinderung realistischer Lösungsan- 
^ sätze beim Tropenwaldschutz bei. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Künftig muß vor allem sichergestellt werden, daß 
das gesamte gehandelte Tropenholz aus nachhaltiger 
Bewirtschaftung stammt. Daher sind die im Mai 1990 
gefaßten Beschlüsse der Internationalen Tropenholz- 
organisation zur nachhaltigen Bewirtschaftung von 
Naturtropenwäldern ausdrücklich zu begrüßen. Da- 
mit haben die Initiativen der Bundesregierung in Zu- 
sammenarbeit mit den Tropenwaldländern in einem 
für die Erhaltung der tropischen Wälder wesentlichen 
Bereich erste Erfolge gezeigt. 

Weitere Initiativen, wie die Bemühungen zur kon- 
zeptionellen Fortentwicklung des Tropenwald-Ak- 
tionsplanes und seiner verbesserten Anwendungspra- 
xis, die Ankündigung eines Tropenwaldkooperations- 
programmes mit Brasilien und den übrigen Amazo- 
nasstaaten durch die Europäische Gemeinschaft, die 
Vorbereitung einer besonderen Finanzierungsfazilität 
für Umweltprogramme bei der Weltbank, die auch 
den Tropenwaldschutz einschließt, die Ausweitung 
des von der Bundesregierung auf bilateraler Ebene 
geförderten Tropenwaldprogrammes mit einem jähr- 
lichen Mittelvolumen von inzwischen rund 300 Millio- 
nen DM sowie die deutlichen Aussagen des Weltwirt- 
schaftsgipfels von Houston zur Notwendigkeit zusätz- 
licher Anstrengungen zum Tropenwaldschutz, sind 
erfreuliche Zeichen einer gewachsenen internationa- 
len Verantwortung für die Bewältigung globaler Um- 
weltprobleme und verdienen Anerkennung. 

Liebe Frau Dr. Hartenstein, wenn nicht alles bereits 
so läuft, wie es wünschenswert ist, liegt das Problem 


aber auch ganz erheblich bei den Entwicklungslän- (C) 
dern. Wir können die Mittel nur bereitstellen; umge- 
setzt werden müssen sie in den Entwicklungslän- 
dern. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD] : Gilt das auch für 
den Weltwirtschaftsgipfel?) 

Ich erwarte trotzdem von der Bundesregierung, daß 
sie ihre intensiven Bemühungen zum Tropenwald- 
schutz auf internationaler Ebene, und insbesondere 
zur Durchsetzung einer ausschließlich nachhaltigen 
Bewirtschaftung von Tropenwäldern, einschließlich 
einer Unterschutzstellung von Primärwäldern, der 
Ausweisung von Flächen zur Nutzung als Naturwäl- 
der und als Holzplantagen unter Beachtung der Erhal- 
tung der Artenvielfalt sowie bei der Eindämmung der 
Brandrodung, durch eine Vereinbarung wirksamer 
Kontrollmaßnahmen fortsetzt. 

Die Bundesregierung ist aufgefordert, mit Nach- 
druck für eine Realisierung der in der Beschlußemp- 
fehlung auf internationaler, EG-weiter und nationaler 
Ebene als dringend notwendig bezeichneten Maß- 
nahmen hinzuwirken und damit ihre internationale 
Vorreiterrolle beim Tropenwaldschutz zu unterstrei- 
chen. 

Im Namen der FDP-Bundestagsfraktion bitte ich um 
Zustimmung zu den vorliegenden Beschlußempfeh- 
lungen des Ausschusses. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Knabe. 

(D) 

Dr. Knabe (GRÜNE/Bündnis 90): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Seit die Enquete-Kommission „Vorsorge 
zum Schutz der Erdatmosphäre" Ende Mai ihren Be- 
richt zum Thema Schutz der tropischen Regenwälder 
vorgelegt hat, ist die Tropenwaldzerstörung rapide 
weitergegangen. In wenigen Monaten ist mehr als die 
Waldfläche, die wir in der alten Bundesrepublik ha- 
ben, vernichtet worden. 

(Frau Flinner [GRÜNE/Bündnis 90]: So ist 
es!) 

Dieser Prozeß muß gestoppt werden. 

In Sarawak, Ost-Malaysia, laufen die Einschläge 
Tag und Nacht bei Flutlicht. Die Kultur, Lebensgrund- 
lagen und Landrechte der dort lebenden Eingebore- 
nen werden von den Holzkonzernen verletzt. In Ama- 
zonien versprechen Politiker im Wahlkampf weiterhin 
kostenlose Motorsägen. Die Yanomami-Indianer in 
Brasilien sind nach wie vor in ihrer physischen Exi- 
stenz akut gefährdet, die Integrität ihres Landes ist 
nicht garantiert. Der Holzeinschlag geht auch in den 
meisten übrigen Tropenländern ungebremst, ja teil- 
weise sogar beschleunigt weiter. 

(Frau Flinner [GRÜNE/Bündnis 90]: So ist 
es!) 

In dieser dramatischen Situation gelingt der Bun- 
desregierung nach wie vor kein wirksamer Beitrag 
zum Schutz der tropischen Wälder und ihrer Eingebo- 
renen. Zwar erhöht sie die Mittel — dankenswerter- 
weise, muß man sagen — für Tropenwaldprojekte in 
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Dr. Knabe 

(A) der Entwicklungshilfe und verspricht alleine Brasilien 
250 Millionen DM. Aber sie findet so gut wie keine 
neuen, verantwortbaren Projekte für den Abfluß der 
Mittel. Zwar tritt sie für eine Reform des Tropen- 
Forstwirtschafts-Aktionsplanes ein, aber überprüft 
nicht, ob die Einrichtungen und Organisationen wirk- 
lich bereit sind, von der Holznutzung in den Primär- 
wäldern abzugehen. Sie vertritt in der Internationalen 
Tropenholzorganisation die Idee der nachhaltigen 
Nutzung, kann aber nicht beweisen, daß nachhaltige 
Nutzung in Tropenwäldern überhaupt möglich ist. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: So ist es!) 

Konträr zu den Absichtserklärungen ihres Bundes- 
kanzlers verfolgt die Bundesregierung, vor allem der 
Wirtschaftsminister, der bei dieser Debatte leider, lei- 
der fehlt, eine Politik, die Tropenwälder vernichtet 
oder langfristig gefährdet. 

(Frau Flinner [GRÜNE/Bündnis 90]: Gallus 
wird ihn vertreten!) 

Sie unterstützt weiterhin tropenwaldgefährdende 
Entwicklungsprojekte, so etwa die Straßenbauten in 
den Regenwäldern von Kamerun und Zaire. Innerhalb 
der EG ist die Bundesrepublik noch immer einer der 
größten Importeure von Tropenholz. Seit zwei Jahren 
unternimmt sie noch immer nichts, um die Entschlie- 
ßung des Europäischen Parlamentes zum Schutz der 
Eingeborenen von Sarawak endlich auf Bundesebene 
umzusetzen. Die Mehrheit im Wirtschaftsausschuß 
des Bundestages verweigerte sich, ungerührt vom 
drohenden Genozid, einer wirksamen Aktion. 

(B) (Frau Flinner [GRÜNE/Bündnis 90]: Hört! 

Hört!) 

Im Internationalen Währungsfonds treibt die Re- 
gierung noch immer eine Schuldenpolitik voran, die 
viele Tropenwaldländer zur Ausbeutung ihrer Natur- 
ressourcen zwingt. Frau Segall, das stimmt nämlich. 
Nur den Allerärmsten gab man Pardon. 

In der Außenhandelspolitik schließlich verfolgt sie 
eine Freihandelsstrategie, die die Austauschverhält- 
nisse zu Lasten der Tropenländer so herunterdrückt, 
daß diese immer weniger Gewinn aus ihren Exporten 
ziehen können. — Frau Segall, Sie hören ja nicht zu! 
— Die Leute an der Goldküste haben uns erklärt: Der 
Kakaopreis ist auf die Hälfte gesunken; wir müssen 
die doppelte Räche Wald roden, um Kakao anzu- 
bauen. 

(Frau Dr. Segall [FDP]: : Damit der Kakao- 
preis noch ein bißchen weiter sinkt!) 

Die Regierung engagiert sich nicht für ökologische 
und soziale Auflagen für den Außenhandel, weil sie 
die Rolle der Deutschen als Exportnation nicht gefähr- 
den will. 

Meine Damen und Herren, mit einer Politik der Ver- 
sprechungen und des Abwartens ist der Wald nicht zu 
retten. Es reicht nicht, Entwicklungsgelder zu ver- 
sprechen, damit die Tropenländer nun endlich ihre 
Wälder schützen, obwohl ich das Bemühen durchaus 
anerkennen möchte. 

(Frau Folz-Steinacker [FDP]: Wir verspre- 
chen nichts! Wir tun etwas!) 


Aber solange die Industrieländer, allen voran die (C) 
Bundesrepublik Deutschland, ihre aggressive Wirt- 
schaftspolitik, ihr Finanzsystem und ihren maßlosen 
Konsumstil, an dem wir alle beteiligt sind, nicht an die 
Realitäten einer endlichen Erde und ihrer empfindli- 
chen Ökosysteme anpassen, sind die Tropenwälder 
nicht zu retten. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Wir GRÜNEN lehnen eindeutig eine Politik ab, die 
sich durch Entwicklungsgelder ein Alibi für die wei- 
tere Beteilligung an der Plünderung der Tropenwäl- 
der zu verschaffen sucht. Dies muß sofort aufhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Welcher Weg aber führt aus diesem Skandal her- 
aus? Vom Mehrheitsvotum von CDU/CSU und FDP, 
das Ihnen als Beschlußempfehlung des Umweltaus- 
schusses vorliegt, ist keine Abhilfe zu erwarten. Da 
werden höhere Mittel für die Entwicklungshilfe ver- 
langt, ohne daß diese Mittel mit den notwendigen 
ökologischen und sozialen Kontrollen gekoppelt wer- 
den und ohne zu fragen, ob für diese Mittel geeignete 
Projektanträge vorhanden sind. 

Da wird als eine Art Königsweg eine Tropenwald- 
konvention verlangt, während sich die internationale 
Diskussion um eine Waldkonvention oder um ein 
Waldprotokoll in einer Klimakonvention dreht. Wel- 
ches Tropenland will denn diese Tropenwaldkonven- 
tion, die die Koalitionsparteien vorschlagen? Und wel- 
ches Land will die sogenannten Tropenwaldschutz- 
pläne, die u. a. auf der Illusion der nachhaltigen forst- (D) 
wirtschaftlichen Nutzung der Regenwälder beru- 
hen? 

Obendrein ignorieren die Parteien die weltwirt- 
schaftlichen Voraussetzungen für den langfristigen 
Tropenwaldschutz. Die katastrophale Verschuldung 
der Dritten Welt, die diese Länder zur Ausbeutung 
von Mensch und Natur zwingt, hat sich nämlich eher 
verschlechtert als verbessert. Die Koaltionsparteien 
berücksichtigen auch das nicht und setzen auf die 
Fortführung so unangemessener Schuldenstrategien 
wie der Brady-Initiative, ebenso wie sie auch das hei- 
lige Dogma des Freihandels höher stellen als Sofort- 
maßnahmen gegen den Tropenholzhandel. 

Das Mehrheitsvotum, sollte der Deutsche Bundes- 
tag es annehmen, wird nicht zu den dringend notwen- 
digen Maßnahmen in den Tropenholzländern führen, 
um den Druck von den Wäldern zu nehmen. Was 
besonders nachteilig ist: Es wird auf die Chance ver- 
zichtet, bei uns etwas zu ändern, bei uns den Tropen- 
holzimport aufhören zu lassen und bestimmte Agrar- 
produkte, die eben schuld am Abbau der Wälder sind, 
nicht mehr einzuführen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
bei Abgeordneten der Gruppe der PDS) 

Die Enquete-Kommission hat in einem diskursiven 
Prozeß aller Beteiligten wichtige analytische Arbeit 
geleistet. Aber die auf dem Mehrheitsvotum der En- 
quete-Kommission basierende Beschlußempfehlung 
hat trotzdem kein solides Fundament. Sie setzt falsche 
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(A) Schwerpunkte, und sie läßt wichtige Chancen unge- 
nutzt. Damit führt sie in die Irre. 

(Beifall der Abg. Frau Flinner [GRÜNE/ 
Bündnis 90] und der Abg. Frau Dr. Harten- 
stein [SPD]) 

Wer diesen Empfehlungen zustimmt, tritt nicht mit 
voller Konsequenz für die Regenwälder und ihre Be- 
wohner ein, selbst wenn er dies beabsichtigt. 

Meine Damen und Herren, in der Enquete-Kommis- 
sion hat eine Minderheit dem Mehrheitsvotum eine 
umfassende Alternative gegenübergestellt. Für die 
Kommissionsmitglieder von GRÜNEN und SPD und 
für uns nahestehende Wissenschaftler war das Mehr- 
heitsvotum aus schwerwiegenden Erwägungen nicht 
tragbar. Ein Kompromiß erschien nicht möglich. Wir 
haben deshalb ein oppositionelles Votum mit Hand- 
lungsempfehlungen vorgelegt. Dieses bringen wir als 
GRÜNE als Beschlußempfehlung hier ein. 

Das grün-rote Minderheitsvotum enthält Empfeh- 
lungen für Maßnahmen, die heute dringend erforder- 
lich sind. Sie gehen teilweise weit über das Mehrheits- 
votum hinaus; teilweise stehen sie im Widerspruch 
dazu. 

Zustimmung aus dem internationalen und nationa- 
len Raum bestätigt uns in der Überzeugung, daß das 
Minderheitsvotum beschreibt, welche Maßnahmen 
notwendig sind. Diese fordern auch der Deutsche Na- 
turschutzring, der BUND, die Umweltstiftung WWF 
Deutschland, Robin Wood, die Arbeitsgemeinschaft 
Regenwald und Artenschutz und andere. 

ßl Um diesem politischen Willen zur Durchsetzung zu 
verhelfen, hat die Fraktion der GRÜNEN einen Ände- 
rungsantrag als Alternative zum Mehrheitsvotum vor- 
gelegt, der sich inhaltlich 100%ig mit dem Minder- 
heitsvotum in der Enquete-Kommission deckt. Meine 
Damen und Herren, ich empfehle Ihnen, diesen An- 
trag anzunehmen. 

Aber wir erleben jetzt das merkwürdige Schauspiel, 
daß die SPD r der wir sehr für ihre Mitarbeit danken, 
nun erklärt: 

Der Deutsche Bundestag stimmt auch den im 
zweiten Bericht enthaltenen Maßnahmenvor- 
schlägen inhaltlich voll zu. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Einschließlich 
aller Sondervoten, lieber Kollege Knabe!) 

— Liebe Kollegin Hartenstein, Sie stimmen dem voll 
zu. Das bedeutet doch, daß Sie einerseits pauschale 
rechtliche Festschreibungen des Tropenwaldschutz- 
planes akzeptieren und andererseits unerprobte Tro- 
penwaldschutzpläne nicht als Grundlage einer inter- 
nationalen Vereinbarung sehen wollen. Ihre inhaltli- 
che volle Zustimmung betrifft Maßnahmen, die wei- 
tere Tropenwaldvernichtungen bis 2010 zulassen. 
Aber in Ihrem Änderungsantrag fordern Sie dazu auf, 
dem Tropenwaldschutzkonzept möglichst rasch Wir- 
kungen zu verleihen. 

Die inhaltliche volle Zustimmung gilt einerseits ei- 
ner vagen Verstärkung der in Gang befindlichen An- 
strengungen zum Schuldenabbau und damit implizit 
auch der unverantwortlichen Strukturanpassungspo- 
litik des IWF. Andererseits fordern Sie in Ihrem Ände- 


rungsantrag eine Schrittmacherrolle der Bundesrepu- (C) 
blik und eine internationale politische Lösung. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
würde, bevor Ihre Redezeit abgelaufen ist, gern noch 
die Frage stellen, ob Sie der Kollegin Frau Dr. Harten- 
stein eine Zwischenfrage erlauben. 

Dr. Knabe (GRÜNE/Bündnis 90): Ja. 

Vizepräsident Westphal: Ich stoppe die Zeit. — Bitte 
schön, Frau Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Sehr geschätzter Herr 
Kollege Knabe, ich möchte Sie gern fragen, ob Ihnen 
bei der Lektüre des letzten Abschnitts des Teils I der 
Beschlußempfehlung entgangen ist, daß dort aus- 
drücklich davon die Rede ist, daß die Analysen, die 
Schlußfolgerungen sowie die im zweiten Bericht ent- 
haltenen Maßnahmenvorschläge akzeptiert werden, 
d. h. daß ihnen zugestimmt wird. Das betrifft den Be- 
richt in seinem vollen Umfang. Ich halte nichts von 
Interpretationskünsten. Ich würde Sie bitten, dies zur 
Kenntnis zu nehmen und hier auch dazu Stellung zu 
nehmen. 

Dr. Knabe (GRÜNE/Bündnis 90): Ich kann dem 
nicht zustimmen; denn Ihre Erklärung, daß Sie Teil I 
der Beschlußempfehlung anerkennen, besagt eindeu- 
tig, daß Sie das Gesamtkonzept für vereinbar mit Ih- 
rem Minderheitsvotum halten. Das ist nicht möglich. 

Ich lege Ihnen nahe, heute der Beschlußempfeh- 
lung der GRÜNEN zuzustimmen. Ich richte diesen 
Appell besonders an die Kolleginnen und Kollegen 
der SPD. Dadurch würde die Möglichkeit eröffnet, P) 
einen wirksamen Beitrag zur Rettung der Tropenwäl- 
der zu leisten. Ich möchte vor Ihren Augen die Vision 
einer Welt erstehen lassen, in der diese Wälder ein 
Herzensanliegen aller Nationen und auch aller Par- 
teien im Bundestag sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Dr. Fischer. 

Frau Dr. Fischer (Gruppe der PDS): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Thema Schutz der tro- 
pischen Regenwälder und alles, was unmittelbar da- 
mit verbunden ist, stellt für mich persönlich und die 
Mitglieder meiner Fraktion eine der entscheidenden 
Problemstellungen unserer Zeit dar. Die Materialfülle 
— ich zolle der Enquete-Kommission meine Hochach- 
tung — zur Thematik ist groß. Es ist, wie Sie mir viel- 
leicht nachfühlen können, nicht ganz einfach, die Ar- 
beit einer Enquete-Kommission über drei Jahre in an- 
derthalb Wochen irgendwie nachzuvollziehen und zu 
Wichten. Mein Interesse dafür ist allerdings so groß, 
daß ich mich bemühe, hierzu ein Sachurteil abzuge- 
ben. 

Kommen globale Krisen zur Sprache, werden be- 
kanntlich häufig drei psychologische Abwehrreak- 
tionen bemüht, die ich — das möchte ich hier aus- 
drücklich betonen — hier sehr gut beobachten kann. 

Erste Abwehrreaktion: Es ist doch gar nicht so 
schlimm. Zweite Abwehrreaktion: Man kann ja doch 
nichts machen. Dritte Abwehrreaktion: Es wird schon 
irgendwie ein Wunder geschehen. 
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Frau Dr. Fischer 

(A) Das sind Ausflüchte, mit denen ein großer Teil 

— ich betone: leider — unserer Bevölkerung — aber 
nicht nur unserer — auf solche lebenswichtigen Ent- 
scheidungen, wie sie die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit darstellt, in der Diskussion auf uns zukom- 
men wird. Darauf muß man eingestellt sein. Es sind 
Ausflüchte, weil durch sie zum einen die mangelnde 
eigene Beteiligung, zum anderen die Mutlosigkeit 
nicht eingestanden werden müssen, was notwendig 
wäre, um den Krisen handelnd entgegenzutreten. Um 
in der Sprache meines Berufsstandes zu bleiben: Ver- 
änderung liegt zunächst darin, daß wir den tiefen 
Schmerz einer schonungslosen Diagnose ertragen 

— ich kann Ihnen versichern, daß ich darin durchaus 
Erfahrung habe — und dann auch noch den Wunsch 
und den Willen zur Genesung aufbringen sollen oder 

— besser — müssen. Das ist eines der Probleme, die 
sich mir beim Studium aller Materialien gestellt ha- 
ben. 

Die schleichenden, aber nicht weniger zerstören- 
den Katastrophen werden verdrängt. Sie werden ver- 
leugnet, um den eigenen Lebensstil, eigene Gedan- 
kenansätze und auch Ideologien nicht in Frage zu 
stellen. Dabei nehme ich mich ganz gewiß nicht 
aus. 

Der globale Stufenplan, der vorgeschlagen wird, 
muß zunächst selbstverständlich als ein Fortschritt be- 
trachtet werden. Trotzdem schließe ich mich bzw. 
schließt sich meine Fraktion dem Minderheitsvotum 
von Mitgliedern der SPD und der GRÜNEN an — wir 
stimmen insbesondere dem Änderungsantrag, der 

ßj hier von der Fraktion der GRÜNEN eingebracht 
wurde, voll zu — , weil auch wir meinen, daß, selbst 
wenn eine andere Betrachtungsweise realistischer er- 
scheint, die Zeiträume des genannten Stufenplans an- 
gesichts der alarmierenden und für mich manchmal 
auch verwirrenden Zahlen, die in bezug auf den Re- 
genwald vorliegen, zu lang sind, was hier eindringlich 
nachgewiesen worden ist. 

Ich erinnere dabei — ich halte diesen Zusammen- 
hang für sehr wichtig — an das 1981 beschlossene 
Sonderprogramm der Vereinten Nationen für die am 
wenigsten entwickelten Länder der Welt. Kaum ein 
Ziel ist im vergangenen Jahrzehnt verwirklicht wor- 
den. Nein, im Gegenteil, vielmehr hat sich die Lebens- 
situation der Armen in der sogenannten Dritten Welt 
während der 80er Jahre ständig verschlechtert. Ich 
habe einfach die Befürchtung, daß wir in zehn Jahren 
in bezug auf den tropischen Regenwald wiederum 
von einem verlorenen Jahrzehnt sprechen müssen. 
Ich vertrete den Standpunkt, wenn dem Sonderpro- 
gramm der UNO für die LDC- Staaten mehr Erfolg 
beschieden gewesen wäre, dann gäbe es jetzt andere 
Voraussetzungen für alle Probleme, die es heute hier 
zu diskutieren gilt. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS und bei Ab- 
geordneten der SPD) 

Damit will ich nicht die Leistungen der Enquete- 
Kommission schmälern. Nur wird man mir zugeste- 
hen, daß mich nachdenklich macht, daß von dem Frei- 
berger Politologen D. Oberndorfer im Auftrag des 
Bundeskanzleramtes eine Studie über das Ausmaß 
und die Folgen des Edelholzimports erstellt wurde 


und politische Maßnahmen zur Rettung der Regen- (C) 
wälder vorgeschlagen werden und die Reaktion dar- 
auf im „Spiegel“ mit der skeptischen Anmerkung en- 
det: 

Die Branche hoffe, daß Kanzler Kohl die Schluß- 
folgerungen der von ihm 

— Oberndorfer — 

bestellten Studie verwerfen wird. Bislang hat sich 
seine Regierung eher als Freund tropischer Höl- 
zer erwiesen: In ihrem Gästehaus auf dem Peters- 
berg bei Bonn werden 500 Fenster aus südameri- 
kanischem Merantiholz eingebaut. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Stimmt doch gar 
nicht!) 

Sicher werden Sie mir, meine Damen und Herren, 
angesichts dieser Aussagen ebenfalls Skepsis zuge- 
stehen. 

Natürlich ist für mich und meine Fraktion 

(Frau Folz-Steinacker [FDP]: Sie sind eine 
Gruppe, keine Fraktion!) 

eine Neuordnung weltwirtschaftlicher Rahmenbedin- 
gungen — eine gerechte Weltwirtschaftsordnung — , 
damit die Dritte-Welt-Länder eine faire Chance erhal- 
ten, ihren eigenen Entwicklungsweg unter Wahrung 
ihrer kulturellen Identität zu gehen — ich erinnere 
dabei an 500 Jahre Kolonisation; das ist hier über- 
haupt noch nicht gefallen — , eine vordringliche For- 
derung. Aber die Frage für mich ist, wie das zu be- 
werkstelligen sein wird. Die Realität ist, wie sie ist. 

Und es ist doch eine Realität, daß die Bundesrepublik 
Deutschland am Raubbau an den Regenwäldern kon- 
kret beteiligt ist. Ich erinnere dabei an das Regional- P) 
entwicklungsprogramm „Grande Carajas" in Brasi- 
lien. Mit Hilfe dieses Projekts wären wir durchaus in 
der Lage, in 25 Jahren den gesamten Naturwald 
Nordbrasiliens zu verfeuern. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, darf 
ich Sie unterbrechen. Sind Sie bereit, eine Zwischen- 
frage zuzulassen? 

Frau Dr. Fischer (Gruppe der PDS): Aber natürlich, 
immer. 

Vizepräsident Westphal: Ich weiß nur noch nicht 
den Namen des Zwischenträgers. 

Steiner (Oelsnitz) (CDU/CSU): Steiner. — Frau 
Dr. Fischer, ich bewundere Ihren Einsatz zum Schutz 
der tropischen Regenwälder und akzeptiere das auch. 
Aber ich muß doch etwas in die Vergangenheit zu- 
rückblicken. Ich würde Sie gern einmal zu einer Fahrt 
durchs Erzgebirge einladen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Frau Dr. Fischer (Gruppe der PDS): Ich bin schon 
durchgefahren. 

Steiner (Oelsnitz) (CDU/CSU): Sie sollten sich die- 
sen Wald einmal ansehen. Was hat Ihre Partei dafür 
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Steiner (Oelsnitz) 

(A) getan, um dort wirkungsvolle Schutzmaßnahmen vor- 
zunehmen? 

(Such [GRÜNE/Bündnis 90]: Blockflöte! Das 
ist schlimm!) 

Frau Dr. Fischer (Gruppe der PDS): Da das von mei- 
ner Zeit abgeht, darf ich Sie unterbrechen. 

Vizepräsident Westphal: Es geht nicht von Ihrer Zeit 
ab; die ist gestoppt. 

Frau Dr. Fischer (Gruppe der PDS) : Ich werde Ihnen 
gerne auf diese Frage antworten. Sie können doch 
nicht davon ausgehen, daß in dieser Partei nur Leute 

gewesen sind Das wäre wirklich ein Trugschluß. 

Sie sind in der CDU. Ich möchte dazu nicht mehr 
sagen. Das langt für mich. 

(Steiner [Oelsnitz] [CDU/CSU]: Ich muß Sie 
korrigieren: Ich bin nicht in der CDU!) 

Der Wirtschaftsminister Pohl, der zehn Jahre in der 
Volkskammer gearbeitet hat — im Wirtschaftsaus- 
schuß — , war von der CDU. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Was war denn 

der Umweltminister? — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Was haben Sie denn gemacht?) 

— Ich war zwei Jahre in Nicaragua als Kinderarzt. Mir 
sind die Kinder unter den Händen verhungert. Wenn 
Sie das auch gemacht hätten, 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Hätten Sie keine 
Waffen geliefert, sondern Medikamente!) 
hätten Sie vielleicht zu manchen Dingen eine andere 
Einstellung. — Ich habe sie nicht geliefert. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS) 

Vielleicht darf ich jetzt weitermachen. Natürlich bin 
ich bereit, jederzeit Fragen zu beantworten. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Waren Sie 
auch schon Mitglied der SED?) 

— Ja, natürlich. Ich zähle zu den wenigen handverle- 
senen SED-Kadern, die im Krankenhaus in Nicaragua 
die Fahnen rauf- und runtergezogen haben. — Wenn 
das langt. Ich kann Ihnen aber dazusagen, daß da 
kirchliche Vertreter fast über den Tisch gesprungen 
sind. Vielleicht sollten Sie einmal an Ihr C denken. 

Mit Hilfe dieses Projekts wären wir in der Lage, in 
25 Jahren den gesamten Naturwald Nordbrasiliens zu 
verfeuern. Entschuldigen Sie den Sarkasmus, aber für 
mich gehört das ins Guiness-Buch der Rekorde. Ich 
erinnere weiter an den „Plan 2010" r der den Bau von 
145 Staudämmen in Brasilien vorsieht, mit allen Kon- 
sequenzen, auch der Vertreibung von einer halben 
Million Menschen aus ihrer Heimat. Vielleicht irre ich 
mich, aber ist es wahr, daß die BRD-Regierung sich 
sträubt, Kredite für dieses Projekt zu stoppen, bis Bra- 
silien auf die Verarbeitung des Regenwaldes zu Holz- 
kohle verzichtet? 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Nicht die 
Bohne von Selbstkritik! Unfaßbar!) 

Allein die EG hat für dieses Projekt 600 Millionen Dol- 
lar Zweckkredite bereitgestellt. — Liebe Kollegin, 
wenn Sie wie ich 1952 in der DDR geboren wären und 
dann bereit sind, auf diesen Stand zurückzukommen 


und dann weiter mit mir zu diskutieren, wäre ich Ih- (C) 
nen sehr dankbar. 

(Dr. Rüggers [CDU/CSU]: Das lohnt sich 

nicht! — Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Nicht 
einmal einen Hauch von Selbstkritik!) 

Allein die EG hat für dieses Projekt 600 Millionen 
Dollar Zweckkredite bereitgestellt und sich so für 
fünfzehn Jahre ein Drittel der Eisenerzproduktion zu 
Preisen von 1982 gesichert. Der Thyssen-Konzern si- 
cherte sich 1982 vertraglich acht Millionen Tonnen 
Erz. 

Ich könnte natürlich noch viel mehr Beispiele an- 
führen, aber ich will Sie nicht langweilen. Ich hoffe 
aber auf Verständnis für mich, daß ich große Zweifel 
habe, daß es zu einem wirklich harten Durchgreifen 
gegen Großkonzerne usw. kommen wird, wenn ihre 
Interessen durch ein noch so gutes internationales 
Abkommen gefährdet sind. Das muß man erst mal 
widerlegen. 

Auch für mich stellt sich die Frage, ob diese Art zu 
leben, die wir Zivilisation nennen, und damit 1,2 Mil- 
lionen Pflanzen- und Tierarten allein in den nächsten 
25 Jahren auszurotten, nicht die sogenannte gran- 
diose Fehlentwicklung darstellt. Ich frage mich natür- 
lich betroffen, angesichts meines Engagements für 
Kinder im eigentlichen Sinne — so ist das auch zu ver- 
stehen — , wie die nachfolgenden Generationen die 
Bürde tragen werden, die wir ihnen bereits aufgela- 
den haben. Da bin ich hinsichtlich des Erzgebirges 
genau Ihrer Meinung. 

(Zuruf von der CDU/CSU : Dann waren Sie in (D) 

der falschen Partei!) 

— Darüber könnte man mal länger diskutieren. 

Ich schließe mich im Namen meiner Fraktion 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Sie sind doch 
gar keine Fraktion!) 

dem Minderheitsvotum an, insbesondere, wie ich 
noch einmal betonen möchte, dem Änderungsantrag 
der GRÜNEN. Ein Schuldenerlaß für die LDC-Staaten 
ist für uns selbstverständliche Forderung. Ich ver- 
weise da auf Ebeling, übrigens ehemals DSU. Aber 
auch für die anderen Länder der Dritten Welt muß 
dringend eine Lösung nicht nur gesucht, sondern 
auch gefunden werden. 

Dem Antrag der Abgeordneten Vollmer und der 
Fraktion der GRÜNEN zur Verwendung tropischer 
Hölzer ist natürlich voll zuzustimmen. 

Außerdem — ich hoffe nicht, daß Sie mir das übel- 
nehmen oder mich als arrogant ansehen — schlage 
ich vor, daß jeder Politiker mal ein bis zwei Jahre unter 
den Bedingungen eines Entwicklungslandes lebt. Ich 
denke, unsere Politik würde dann etwas anders aus- 
sehen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS — Dr. Weng 

[Gerlingen] [FDP]: Hätten Sie das dem Herrn 
Honecker vorgeschlagen!) 

— Haben Sie das versucht? Ich habe es versucht. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Wir müssen uns an allerlei 
Neues hier gewöhnen und reagieren lernen. 

Der nächste Sprecher ist der Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, Herr Dr. Warnke. 


Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Die Bundesregierung 
dankt der Enquete-Kommission und dem Parlament 
für ihre bahnbrechende Arbeit. Es ist die Schicksals- 
frage der 90er Jahre weltweit, wirtschaftliche Ent- 
wicklung mit der Erhaltung der Schöpfung vereinbar 
zu machen. Dieses Jahrzehnt gibt uns die letzte 
Chance, irreparable Schäden der Umwelt zu verhin- 
dern und — ich füge hinzu — das wiedergutzuma- 
chen, was im weltweit schlimmsten Katastrophendrei- 
eck, nämlich in der Region ehemalige DDR, Tsche- 
choslowakei und Polen, hier in Europa in 20 Jahren 
angerichtet worden ist. Wer da mit Verantwortung 
trägt, der sollte sich eine Ruhepause gönnen, bevor er 
bei uns als Berater auftritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Arbeitsergebnisse der Kommission sind eine 
wichtige Grundlage für Handlungsentscheidungen 
innerhalb und außerhalb Deutschlands. Mit den 
Handlungsempfehlungen stimmt die Bundesregie- 
rung in großem Umfang überein. Das gilt für den 
internationalen Stufenplan zur Walderhaltung, und 
das gilt auch für die unverzügliche Umsetzung der im 
Bericht genannten Ansätze im Rahmen der Europäi- 
ßj sehen Gemeinschaft, der Internationalen Tropenholz- 
organisation, der Welternährungsorganisation, der 
Weltbank und der Umweltorganisation der Vereinten 
Nationen. 

Dabei müssen wir uns allerdings im klaren sein, 
meine verehrten Kolleginnen und Kollegen: Es sind 
souveräne Regierungen der Tropenwaldländer, die 
uns gegenüberstehen. 

(Zuruf von der SPD: Und es sind europäische 
Firmen, die abholzen!) 

Das heißt, Tropenwaldschutz kann nur in Partner- 
schaft, kann nicht in Konfrontation verwirklicht wer- 
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Dr. Knabe [GRÜNE/Bündnis 90]) 

Nie waren die Chancen so groß wie heute. Die Regie- 
rungen der Entwicklungsländer sind bereit, sich den 
Schutz der Umwelt, d. h. auch den Schutz des Tropen- 
waldes, zum eigenen Ziel zu machen. Nicht Schuldzu- 
weisungen, sondern die Bereitschaft und die Fähig- 
keit, aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen, 
sind jetzt gefragt, und das gilt für alle Beteiligten. 

So hat die Bundesregierung in diesem Jahr eine 
Zusage gegenüber Guatemala zurückgenommen und 
das Vorhaben in ein Naturschutzprojekt umgewid- 
met. Lernbereitschaft ist auch von den Industrielän- 
dern insgesamt gefordert. Es geht darum, unsere 
Märkte für jene Erzeugnisse zu öffnen, die in den Ent- 
wicklungsländern umweltverträglich hergestellt wer- 
den, damit Tropenwaldländer nicht auf fragwürdige 
Holzausfuhr abgedrängt werden. 


Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten (C) 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Daniels? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit: Ja, bitte. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE/Bündnis 90): 

Herr Minister, ich frage Sie: Wenn Sie hier diese posi- 
tiven Willenserklärungen abgeben, wie stehen Sie 
denn zu dem Vorschlag, daß man, wenn man wirklich 
ernsthaft auch in der Dritten Welt diesen bedrohlichen 
Entwicklungen entgegenwirken will, doch mit we- 
sentlich mehr massiven Mitteln dort eingreifen muß? 
International wird ja der Vorschlag diskutiert, minde- 
stens 1 % des Bruttosozialprodukts in einen solchen 
Fonds einzuzahlen, der dann in der Dritten Welt Wie- 
deraufforstung und ähnliche Maßnahmen finanzieren 
könnte. 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit: Wir werden in den 90er Jahren in Ver- 
folg der jetzt bereits angelegten Politik dazu kommen, 

daß die internationalen Transferleistungen zum 
Schutz des Tropenwaldes in einem ganz erheblichen 
Maß steigen. 

Die Bundesregierung wird beim Abschluß der 
Uruguay-Runde des Allgemeinen Zoll- und Handels- 
abkommens in diesen Wochen darauf drängen, daß 
die Industrieländer den freien Welthandel auch dort 
mehr akzeptieren, wo er ihnen selbst unbequem 
wird. (D) 

Ich gebe Ihnen, Herr Kollege Knabe — ich bedaure, 
daß Frau Kollegin Hartenstein nicht mehr hier ist — , 

(Müller [Düsseldorf] [SPD]: Doch; die kommt 
schon noch!) 

in der Diagnose natürlich recht, wenn Sie auf den Ver- 
fall von Kakao- und Kaffeepreisen hinweisen. Nur, 

Ihre Therapie mit dirigistischen Weltrohstoff abkom- 
men hat noch nie irgend etwas getaugt, wenn es galt, 
Preise zu stabilisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Müller [Düsseldorf] [SPD]: Und die Industrie- 
länder?) 

Deshalb schlagen wir einen anderen Weg vor und 
verfolgen ihn, nämlich im Abkommen von Lome IV, 
das wir im vergangenen Jahr mit einer Rekordsumme 
aufgestockt haben: die Umstrukturierung hin zu sol- 
chen Produkten und zur Weiterverarbeitung, die den 
Entwicklungsländern ein angemessenes Einkommen 
ermöglichen. 

Lernfähigkeit ist allerdings auch bei den Entwick- 
lungsländern selber geboten. Sie müssen von heute 
noch weit verbreiteten Vorstellungen Abschied neh- 
men, daß der Kampf gegen den Urwald und seine 
Tierwelt gleichbedeutend mit landwirtschaftlicher 
und gewerblicher Entwicklung und ein Ziel in sich ist. 
Vorstellungen, mit denen sie in Wirklichkeit dem 
Raubbau Vorschub leisten. 

Fehler der Vergangenheit müssen auch bei den in- 
ternationalen Organisationen überwunden werden. 

Der von der Welternährungsorganisation gesteuerte 
Tropenwaldaktionsplan als geschlossene, sektorüber- 
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Bundesminister Dr. Warnke 

(A) greifende Strategie der Landnutzung und ländlichen 
Entwicklung ist ja im Ansatz richtig. Das Management 
ist derzeit falsch. Deshalb macht sich die Bundesregie- 
rung die Anregung der Enquete-Kommission zu eigen 
und greift die Vorschläge auf, die von seiten des frü- 
heren schwedischen Ministerpräsidenten Ullsten ge- 
macht worden sind; sie wird die gründliche Reform 
der bisherigen Arbeit der Welternährungsorganisa- 
tion, die Beseitigung der Nachlässigkeiten und die 
Durchsetzung von Schutzmaßnahmen zur Vorausset- 
zung dafür machen, daß sie den Tropenwaldaktions- 
plan weiter unterstützt. 

(Frau Folz-Steinacker [FDP]: Sehr gut!) 

Die Bundesregierung wird beim Tropenwaldschutz 
wie durchgängig in Umweltfragen mit den Nichtre- 
gierungsorganisationen im eigenen Land wie in den 
Entwicklungsländern weiter eng Zusammenarbeiten 
und ihr Engagement, ihre Fachkenntnis und Einzelin- 
formationen nutzen. 

Für Nichtregierungsorganisationen wie für alle an- 
deren gilt: Boykottaufrufe und die Proklamierung von 
Kompromißlosigkeit bei der Verfolgung der Ziele die- 
nen nicht dem Tropenwaldschutz, sondern schädigen 
den Wald. Sie müssen — das sage ich auch hier im 
Parlament — der Einsicht weichen: Entwicklungslän- 
der können nicht zu Naturschutzparks erklärt wer- 
den. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was soll denn 
das hier?) 

Umweltschutz darf nicht zu Lasten von Menschen in 
absoluter Armut gehen. 

(B) 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP — Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ohne 
Umweltschutz gibt es die Armut!) 

Bevölkerungen und Regierungen, Menschen und frei 
gewählte demokratische Vertretungen in den Ent- 
wicklungsländern sind nicht bereit, sich die Nutzung 
von Bodenschätzen und Wald, Landerschließung und 
Straßenbau in ihren Waldgebieten verbieten zu las- 
sen, und sie haben recht damit. Unsere Aufgabe ist es, 
ihnen zu helfen, die Fehler zu vermeiden, die wir 
selbst bei unserer landwirtschaftlichen und industriel- 
len Entwicklung gemacht haben. Dem soll auch das 
Pilotprojekt zum Schutz des Tropenwaldes in Brasi- 
lien dienen. Diese Initiative von Bundeskanzler Kohl 
hat sich auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Houston 
durchgesetzt. Frau Kollegin Hartenstein, die Bundes- 
regierung stellt 250 Millionen DM zur Förderung der 
Houston-Initiative bereit. Wir setzen damit eine 
Orientierungsgröße — wir sind die ersten, die das vor- 
gelegt haben — , an der sich die anderen ausrichten 
können. Dann haben wir nicht 750 Millionen DM, son- 
dern dann haben wir auf Grund der Beschlüsse von 
Houston 1 Milliarde DM bereitgestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, mit dem Antrag auf Ein- 
führung eines weltweiten Umweltfonds bei der Welt- 
bank zielt die Bundesregierung auf die Bereitstellung 
von Finanzierungsmitteln zur Umsetzung der Emp- 
fehlungen der Enquete-Kommission im Rahmen der 
Weltklimakonvention ab 1992. Auf dem Weg dahin 
hat die Bundesregierung gehandelt. Im internationa- 


len Maßstab nimmt die Bundesrepublik Deutschland (C) 
bereits heute im globalen Umweltschutz die Spitzen- 
position ein. Unsere Zusagen dafür im Rahmen der 
Entwicklungshilfe sind von — bilateral und multilate- 
ral — 1,2 Milliarden DM im vergangenen Jahr auf 1,3 
Milliarden DM 1990 gesteigert worden. Allein für den 
Forstbereich werden in diesen beiden Jahren mehr als 
eine halbe Milliarde DM bereitgestellt. Die Tendenz 
ist steigend. 

Weltweiter Umweltschutz hat einen hohen Preis. 

Weil wir in den 90er Jahren irreparable Schäden an 
Umwelt und Tropenwald verhindern wollen, sind wir 
bereit, diesen Preis zu entrichten. Am Ende dieses 
Jahrzehnts werden wir nicht daran gemessen werden, 
was wir für die Menschen in der bisherigen Bundes- 
republik Deutschland an prozentualer Steigerung des 
Realeinkommens bewirkt haben, sondern daran, wie 
es uns gelungen ist, die Bewahrung der Schöpfung zu 
ermöglichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich vorab zwei Bemerkungen 
machen, die beide wichtig sind. Auch wir von der 
SPD -Fraktion möchten allen, die zu der in Rede ste- 
henden Arbeit beigetragen haben, herzlich danken, 
insbesondere den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Sekretariats. 

(Zustimmung bei der SPD) P) 

Eine zweite Bemerkung. Lieber Herr Knabe, wir 
sollten in der Tat jetzt nicht so tun, als könne man uns 
auseinanderdividieren. Ich glaube, wir sind in der Sa- 
che weitgehend einig. Ich will bei Ihnen das Wort 
„künstlich" nicht mißinterpretierend gebrauchen, 
weil ich Sie dafür zu gut kenne. 

Ich möchte für die SPD-Fraktion ausdrücklich erklä- 
ren, daß wir natürlich ohne Wenn und Aber an unse- 
rem Sondervotum festhalten. Wenn Sie die beiden 
Anträge kennen — Sie kennen sie — , stellen Sie fest, 
daß da inhaltlich keine Unterschiede bestehen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Lassen Sie mich auf Charles Darwin zurückkom- 
men, den ich üblicherweise nicht übermäßig über- 
zeugt zitiere, der, als er 1831 nahe Bahia an der bra- 
silianischen Atlantikküste an Land ging, als Naturfor- 
scher schrieb — ich zitiere — : 

Freude ist ein schwacher Ausdruck für die Ge- 
fühle eines Naturforschers, der zum erstenmal 
durch einen brasilianischen Wald streift. Die Ele- 
ganz der Gräser, die eigentümlichen Schmarot- 
zerpflanzen, das glänzende Grün der Blätter, vor 
allem aber der Reichtum der Vegetation erfüllten 
mich mit Bewunderung. 

Wenn Darwin heute wieder dorthin ginge, würde er 
sich in der Tat — ich gebrauche diesen Ausdruck 
bewußt — einer Apokalypse Amazoniens gegenüber- 
sehen. 

Ich will in aller Kürze aus meiner Sicht auf sieben 
oder acht Ursachen eingehen. 
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Dr. Kübler 

(A) Für die Entwaldung der Amazonas-Wälder als des 

noch größten Tropenwaldgebietes der Erde z. B. gibt 
es eine Reihe vernetzter Ursachen. So können — man 
darf ja nicht nur die allerjüngste Zeit sehen, sondern 
muß dies über einen längeren Zeitraum betrachten — 
die zahlreichen nationalen und internationalen Vieh- 
ranches und Plantagen auf eine schon jahrzehnte- 
lange Tradition des Raubbaus zurückblicken. Die Fol- 
gen — Verödung, Nicht-mehr-Nutzbarmachung des 
Erdbodens usw. — sind bekannt. 

Eine lange Tradition hat auch die Gold- und Dia- 
mantensuche im Amazonas-Becken. Die Zahl der 
Goldsucher, um nur einmal eine Zahl zu nennen, be- 
trug 1989 nach Schätzungen 1,2 Millionen und wächst 
weiter an. 

Auch der Export an Edelhölzern ist zweifellos ein 
weiterer in diesem Zusammenhang zu nennender 
Faktor. 

Aber der wesentliche Faktor sind in der Tat die Aus- 
landsschulden, die die lateinamerikanischen Länder 
zwingen, die Rohstoff-, Heisch- und Futtermittelex- 
porte so hoch wie möglich zu halten. Eine verantwort- 
liche Planung der Zukunft ist unter den gegebenen 
Bedingungen aus ihrer Sicht ausgeschlossen. 

Auch die brasilianische Siedlungspolitik — ich 
konzentriere mich im Augenblick darauf — ist hier als 
Ursache zu nennen. Die brasilianische Bevölkerung 
hat sich verzehnfacht, so daß Amazonien von seiten 
der brasilianischen Regierung jetzt faktisch zum Ein- 
wanderungsgebiet gemacht worden ist. 

Es gibt noch weitere Gründe, die ich aber im Hin- 

(B) blick auf die Kürze der Zeit nur mit zwei oder drei 
Stichworten umreißen möchte. 

Die Bundesrepublik importiert — da darf ich doch 
etwas verweilen — heute wohl schon 40% des dort 
gewonnenen Erzes, um ihren eigenen Bedarf zu dek- 
ken. Und da frage ich natürlich auch Sie, Herr 
Warnke, den Umweltminister oder auch den Wirt- 
schaftsminister: Müßte man nicht, wenn man wirklich 
etwas machen will, darüber nachdenken, ob man 
diese Zahl von 40% reduzieren will? Ich glaube, dar- 
über muß man wohl wirklich nachdenken. Aber ich 
sehe da in der Tat keine Ansätze, außer verbalen For- 
mulierungen. 

Im übrigen — auch dies ein wichtiger Gesichts- 
punkt — : Im Bereich des Amazonas leben wohl 50 000 
oder mehr Yanomami-Indianer. Lassen Sie mich in 
dem Zusammenhang sagen: Die Zerstörungen der 
Urwälder sind nicht nur Menschenrechtsverletzun- 
gen gegenüber den in Südamerika lebenden Urein- 
wohnern, sondern das sind auch Menschenrechtsver- 
letzungen, die jetzt schon im Hinblick auf unsere Kin- 
der und Kindeskinder angelegt sind. 

Es sind in der Tat keine wirksamen Lösungsansätze, 
wenn z. B., wie geschehen, bei einem 8-Milliarden- 
Programm für Tropenforstwirtschaft der Weltbank 
und der FAO nur 7 oder 8 % zur Konservierung beste- 
hender Tropenwälder bestimmt sind und der ganz 
überwiegende Anteil für Forschungsprojekte, für 
Ausbildungsstätten, für Waldanbau zur industriellen 
Nutzung, für die Entwicklung der Ackerforstwirt- 
schaft und für weitere Maßnahmen verwendet wird — 
typisch klassische entwicklungspolitische Maßnah- 


men, die eben bis jetzt nicht gegriffen haben. Diese (C) 
Maßnahmen der traditionellen Entwicklungspolitik 
— und darauf setzt die Bundesregierung leider über- 
wiegend weiterhin — sind für die Erhaltung der Tro- 
penwälder wenig nützlich. Das Risiko, daß diese Maß- 
nahmen die Zerstörung der Tropenwälder eher för- 
dern als verhindern, ist zu groß. 

Die Politik der Bundesregierung, mit nach wie vor 
überwiegend entwicklungspolitischen Programmen 
und zuwenig neuer Wirtschafts- und Finanzpolitik an 
die Lösung heranzugehen, ist unzureichend und ge- 
fährlich. Deswegen hat die Bundesregierung auch 
noch keine Lorbeeren dafür geerntet, daß sie jetzt 
250 Millionen DM Entwicklungshilfe zum Schutz der 
Tropenwälder — auf fünf Jahre verteilt; das muß man 
wissen — gibt. Ich bin hoffentlich nicht zu polemisch, 
wenn ich sage, daß dies im Grunde genommen nichts 
anderes ist als eine europäische Ausgleichszahlung 
an diese Länder für Umweltverschmutzungen, die in 
Europa entstehen. 

Lassen Sie mich, Frau Dr. Segall, nur noch folgen- 
des sagen: Ich beschönige überhaupt nichts von dem, 
was in dem Dreieck, wie vorhin gesagt wurde, DDR- 
Tschechoslowakei usw. an Beschädigungen der Um- 
welt geschehen ist. Aber es ist zweifellos richtig, daß 
die Länder mit Tropenwäldern — Brasilien, Philippi- 
nen, Thailand, Zaire — sicherlich eher kapitalistisch 
orientierte Länder sind. Es ist sicherlich auch richtig, 
daß der Kommunismus mit diesen Ländern relativ 
wenig Handel getrieben hat. Ich möchte also Ihren 
Einwand, wir würden in diesem Sektor sozialistische 
oder sonstige Politik betreiben, deutlich zurückwei- 
sen. (D) 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Völlig aus der Luft 
gegriffen!) 

Herr Minister Warnke, ich möchte Ihrem Argument 
mit der Souveränität das auf den ersten Blick nicht 
schlecht klingt und dem man in dieser generellen 
Form auch zustimmen könnte, folgendes entgegen- 
halten: Es geht nicht darum, daß wir auf das Einfluß 
nehmen, was die dort machen, sondern es geht darum, 
daß wir auf unsere Wirtschaftspolitik, auf unsere Ent- 
wicklungspolitik und auf unsere Finanzpoütik Einfluß 
nehmen. Darüber müssen in der Tat doch wir souve- 
rän entscheiden. Es ist auch unsere souveräne Ent- 
scheidung, ob wir im Zusammenhang mit dem Frei- 
handel — Sie nannten eben das Beispiel — die Gren- 
zen öffnen. Ich warne davor, mit dem Argument, wir 
dürften in die Souveränität nicht eingreifen — das 
wollen wir natürlich auch nicht — , den Kriegsschau- 
platz zu wechseln. 

Ich will sehr deutlich betonen, daß wir massiv ver- 
suchen und dies auch für den richtigen Weg halten, 
über die Schuldenerlaßpolitik — Frau Hartenstein 
hat dazu das Notwendige schon gesagt — , an Lösun- 
gen heranzukommen. 

Ehemals tropische Waldregionen sind soweit wie 
möglich wieder aufzuforsten. Ich wiederhole in die- 
sem Zusammenhang, daß wir mit weniger traditionel- 
ler Entwicklungspolitik und mit mehr neuer Wirt- 
schaftspolitik wesentlich mehr erreichen können. 

Wir haben in der Tat im Grunde genommen keine 
ökologisch orientierte Außenwirtschaftspolitik. Ich 
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(A) wäre dankbar, wenn der Herr Bundesumweltminister 
aus seiner Sicht speziell zu dieser Frage Stellung neh- 
men würde. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Die Menschen 
in den Tropen, die ganz normalen Brasilianer oder 
Zairer, orientieren sich — wer kann ihnen das verden- 
ken — an unserem Lebensstandard und streben ihn 
auch an. Ein Recht — jetzt spreche ich von individu- 
eller Souveränität — , ihnen das abzuschlagen, haben 
wir nicht. 

Es ist deshalb an uns, einen Wohlstand zu entwik- 
keln, der die Umwelt weniger zerstört. Wer, wenn 
nicht der reiche Norden, hat sonst die finanziellen und 
technischen Mittel für diese überlebensnotwendigen 
Anstrengungen? Der reiche Norden ist gefordert. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Lippold. 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ei- 
nige kurze Vorbemerkungen: Jedesmal, wenn ich in 
Entwicklungsländern war, habe ich gesehen, daß wir 
für die Förderung von Bildung, von Fachwissen und 
für den Bau von Schulen gesorgt haben und daß wir 
Infrastruktureinrichtungen im Bereich der Hygiene 
geliefert haben. Soll sich unsere Bundesregierung, die 
das alles mit den Mitteln der westdeutschen Steuer- 
zahler unterstützt hat, heute und hier von denen kri- 
tisieren lassen, die dorthin Waffen geliefert haben, die 
das Schuldenpotential vergrößert haben und die den 
Menschen nichts anderes als Vernichtung gebracht 
haben? Genau diese stellen sich nämlich hierhin und 
kritisieren. 

Wenn Sie nur einen Funken von Anstand hätten 
— das richte ich an die Mitglieder der SED/PDS — , 
dann würden Sie sich erst einmal selber kritisieren, 
bevor Sie mit dem Finger auf andere zeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden nicht in Vergessenheit geraten lassen, 
was Sie alles angestellt und getrieben haben. Viel- 
mehr werden wir ganz deutlich machen, wie Sie in 
diesen Ländern der Dritten Welt gewirtschaftet ha- 
ben. Wenn Sie hier so etwas noch einmal sagen, wer- 
den wir darauf hinweisen, zu welchen Katastrophen 
Sie mit beigetragen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Schmidtbauer [CDU/CSU]: Die haben die 
ganzen Bonzenhäuser mit Tropenholz aus- 
gestattet!) 

Ich finde es in Anbetracht der Größe des Problems 
und der Herausforderung, vor der wir stehen, insbe- 
sondere bei der Artenschutzproblematik gerade in 
den tropischen Regenwäldern, ein bißchen kleinka- 
riert, wenn ich sehe, wie hier die SPD und die grünen 
Kollegen um ein bißchen Profil rangeln, wo wir doch 
in den weitestgehenden Bereichen flächendeckende 
Maßnahmenkataloge haben, die wir gemeinschaftlich 
akzeptieren können und die auch Sie mitgetragen 


haben. Je näher allerdings der Wahlkampf rückte, um (C) 
so kleinkarierter sind Sie von dieser Gemeinschaft- 
lichkeit ab gerückt, die wir eigentlich draußen brau- 
chen, um dem Ganzen mehr Durchschlagskraft zu 
geben. 

(Abg. Frau Dr. Fischer [Gruppe der PDS], 

Abg. Dr. Heuer [Gruppe der PDS] und Abg. 

Dr. Knabe [GRÜNE/Bündnis 90] melden sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, es ist 
bei Ihnen außerordentlich schwer, zwischen zwei Sät- 
zen eine Pause zu finden. Deshalb muß ich Sie jetzt 
unterbrechen, um zu fragen, ob Sie bereit sind, eine 
Zwischenfrage von Frau Dr. Fischer zu beantworten. 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Ich darf den 
Kollegen Knabe bitten, noch zwei Minuten zu warten; 
denn ich möchte noch kurz anreißen, was nicht mitge- 
tragen wird. Hier wird der Eindruck erweckt, als ob 
unser Programm ein Programm auf Jahrzehnte sei und 
deshalb sofort nichts geschehe. Wir wollen Sofortmaß- 
nahmen zum Schutz besonders gefährdeter Primär- 
waldgebiete. Wollen Sie das nicht? Wir wollen die 
Ausweisung von Schutzgebieten, Gebieten absoluten 
Schutzes, sofort beschleunigen. Wollen Sie das nicht? 

Wir wollen die Größe der unter Schutz zu stellenden 
Flächen drastisch ausweiten. Wollen Sie dies nicht? 

Wir wollen dafür Kompensationszahlungen leisten. 
Wollen Sie dies alles nicht? Wir wollen deutlich ma- 
chen, daß wir über Schuldenerlaß bei Ländern, wo wir 
dies differenziert geprüft haben, hinaus Geld in die 
Hand nehmen, sofort und mehr als alle anderen Län- 
der der Welt. Wollen Sie das nicht mittragen? Wir wol- 
len die flächendeckende Umsetzung von Agroforst- 
projekten, integrierten Entwicklungshilfeprojekten, 
die den Menschen Arbeit geben, aber gleichzeitig 
ökologisch verträglich sind. Wir bieten Geld dafür an, 
sofort. Wollen Sie das nicht mittragen? Ich frage Sie 
nur. Wir wollen Brennholz-Plantagen, damit die 
Leute nicht den Wald roden müssen, um Feuerholz zu 
gewinnen, damit der Druck vom Regenwald wegge- 
nommen wird. Wollen Sie auch das nicht? Ich könnte 
immer weiter gehen: Wir wollen Geld in die Hand 
nehmen für die Wiederaufforstung, für die Wiederge- 
winnung versteppter Flächen für die Landwirtschaft, 
damit die Menschen auf diese Flächen gehen können 
und nicht in den Tropenwald abgedrängt werden. Al- 
les dieses sind doch Maßnahmen, die wir gemeinsam 
wollen. Und wir wollen den Abbau von Forstverwal- 
tungen, sofort, stützen. Wir wollen eine verstärkte 
Kontrolle dort mit Leuten ermöglichen, die nicht be- 
stechlich sind, damit auch die Fällverbote nicht um- 
gangen werden. Das alles wollen Sie nicht mittragen 
zugunsten einer kleinkarierten Abweichung? Das 
halte ich für bedauerlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Abg. Frau Dr. Fischer [Gruppe der PDS] und 
Abg. Dr. Heuer [Gruppe der PDS] melden 
sich zu Zwischenfragen) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, es gibt 
inzwischen zwei Wünsche nach Zwischenfragen, und 
auch die zwei Minuten sind um. — Ich würde mit Frau 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Freilag, den 26. Oktober 1990 


18475 


Vizepräsident Westphal 

(A) Dr. Fischer anfangen, die sich zuerst gemeldet hat. 
Wollen Sie ihre Frage beantworten? — Bitte schön. 

Frau Dr. Fischer (Gruppe der PDS): Herr Abgeord- 
neter, ich wollte Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß 
z. B. im Hospital Carlos Marx in Nicaragua 40 % SED- 
Mitglieder und 60% anderen Parteien angehörende 
Leute gewesen sind. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: SPD-Mitglieder? - 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe das ganz genau verfolgt. Die sind zum Teil 
in Ihrer CDU aufgegangen. 

Außerdem möchte ich Sie darauf hinweisen, daß ich 
mir nicht den Mund verbieten lasse, auch nicht von 
Ihnen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Jetzt reicht es 
mir dicke!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Dr. Fischer, dies ist 
eine Möglichkeit für den Abgeordneten, eine Frage zu 
stellen, aber nicht Feststellungen dieser, jener oder 
anderer Art zu treffen. 

(Frau Dr. Fischer [Gruppe der PDS]: Ich 
werde das in Zukunft berücksichtigen! — 
Schmidbauer [CDU/CSU]: Langsam wird es 
unzulässig! Ein Mißbrauch des Fragerechts, 
finde ich!) 

Wollen Sie auch die zweite Frage von Herrn 
Dr. Heuer beantworten? — Herr Dr. Heuer, bitte 
schön. 

Dr. Heuer (Gruppe der PDS): Ich habe eine Frage 
zur Geschäftsordnung. Nach dem, was uns mitgeteilt 
worden ist 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, das geht nun 
nicht. 

Dr. Heuer (Gruppe der PDS): Nein. Darf ich Sie 
etwas fragen? — Nach der Geschäftsordnung sind 
auch Interventionen vorgesehen. Habe ich die Mög- 
lichkeit, eine Intervention vorzunehmen? 

Vizepräsident Westphal: Ja, das ist richtig. 

Dann muß ich den Redner fragen, ob er bereit ist, 
das zuzulassen, aber am Ende seiner Redezeit. Er wird 
Ihnen das mitteilen. 

(Fellner [CDU/CSU]: Sie wollen dir nur die 
Redezeit stehlen! Nicht einmal der Herr 
Knabe gibt noch was her!) 

Wollen Sie erst einmal antworten, Herr Lippold? — 
Bitte schön. 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Frau Fischer, 
es hat doch keinen Zweck, daß Sie Einzelmaßnahmen 
jetzt für das hinstellen, was Sie in aer Globalität nicht 
gemacht haben. Daß eine vereinzelte Maßnahme 
sinnvoll gewesen sein mag, heißt doch nicht, daß Sie 
in der Gesamtgewichtung unendlich viel mehr Geld 
für Waffen bereitgestellt haben als für solche Hilfs- 
maßnahmen, wie Sie sie zitieren. Das muß man doch 
einmal gewichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Dann darf ich noch auf einen weiteren wesentlichen (C) 
Punkt kommen. — 

(Abg. Dr. Knabe [GRÜNE/Bündnis 90] mel- 
det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Willst du jetzt oder willst du nicht? 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Knabe, zu einer 
Frage, bitte schön. 

Dr. Knabe (GRÜNE/Bündnis 90): Ich danke für die 
Möglichkeit der Frage. Herr Kollege Lippold, ist es 
denn wirklich kleinkariert, wenn wir GRÜNEN ver- 
langen, daß dem Welthandel ökologische und soziale 
Handlungsempfehlungen, -Begrenzungen auferlegt 
werden? Ist es kleinkariert, wenn wir sagen, daß kein 
Tropenholz aus den Primärwäldern geschlagen und 
exportiert werden soll? 

(Dr. Göhner [CDU/CSU] : Es ist nicht kleinka- 
riert, aber ökologisch falsch!) 

Und ist es kleinkariert, wenn wir auch bei dem Import 
von Agrarprodukten, die unmittelbar zur Waldver- 
nichtung führen, eine Bremse anlegen wollen? Ich 
glaube, das sind die wichtigsten Fragen. 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Ich darf es ein- 
mal ganz kurz so sagen: 

Der erste Punkt ist: Ich kann mich nicht hier hinstel- 
len und fordern, daß alles sofort greifen muß, und 
dann eine ökologische Umorientierung der Welt- 
wirtschaft fordern, die, wenn wir sehen, wie lange die pj 
GATT-Verhandlungen laufen, Jahrzehnte braucht. 

Das hilft dann doch nicht. Dann macht ihr den Leuten 
doch ein falsches Bild vor. 

Das zweite ist: Wenn 80 % der Hölzer als Brennholz 
verbraucht werden, dann setze ich dort bei diesem 
großen Punkt an und nicht bei den 4%, die letztlich 
exportiert werden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zwar nicht einmal zu einem Zehntel hierhin, son- 
dern woandershin exportiert werden. 

Das heißt, ihr setzt an völlig falschen Ecken an. Die 
eigentlichen Ursachen beachtet ihr nicht. 

Ich sage noch einmal eines: Der Brundtland-Bericht 
ist wesentlich ausgewogener in seinen Vorstellungen 

— er ist ja maßgeblich auch von euren Leuten mitge- 
tragen worden — als das, was hier dargestellt wird. 
Darin wird nämlich auch deutlich gemacht, daß es 
interne Faktoren in den Ländern dort gibt, die wir 
beachten müssen. Ich warne davor, immer so zu tun, 
als seien die nordischen Länder die Alleinschuldigen. 

Das führt nämlich dazu, daß bei Maßnahmen, die 
dringend erforderlich sind, in den Entwicklungslän- 
dern nicht mehr selbst angesetzt wird, sondern gesagt 
wird, nur die Industriestaaten sollten das machen. 

(Zuruf von der SPD: Herr Knabe hat Sie ge- 
fragt!) 

Aber auch in den Entwicklungsländern ist Eigenan- 
strengung gefordert, und wir dürfen diese Länder 
nicht aus ihrer Mitwirkung entlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der FDP) 
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Dr. Lippold (Offenbach) 

(A) Ich sage das einmal ganz deutlich: Nicht allein wir 
sind diejenigen. Auch dort wird gesündigt. 

Vizepräsident Westphal: Darf ich Sie noch einmal 
unterbrechen? — Herr Dr. Heuer hat eine Intervention 
während Ihrer Rede verlangt. Sie müssen entschei- 
den, ob Sie das wollen oder nicht. 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Wie lange 
geht das? 

Vizepräsident Westphal: Zwei Minuten. 

(Dr. Heuer [Gruppe der PDS]: Maximal zwei 
Minuten!) 

Bitte schön, Herr Dr. Heuer. 

Dr. Heuer (Gruppe der PDS): Meine Damen und 
Herren! Ich bitte doch, daß Sie Ihre Verhaltensweise 
etwas bedenken. Man kann nicht bei jedem Tages- 
ordnungspunkt sagen, die PDS möge zu etwas ganz 
anderem Stellung nehmen. Es geht hier um die tropi- 
schen Regenwälder. Ich glaube nicht, daß es zulässig 
ist, unserer Partei zu untersagen — hier ist von „Denk- 
pause", von „Selbstkritik" gesprochen worden — r zu 
dieser Frage ihre Meinung zu äußern. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das will doch nie- 
mand!) 

— Mehrere Abgeordnete dieses Hauses haben sich so 
geäußert. 

Sie nehmen damit im Grunde unserer Partei das 
Rederecht. Ich halte ein solches Vorgehen für nicht in 
Ordnung. 

Abschließend darf ich Sie vielleicht noch auf einen 
Artikel im heutigen „General- Anzeiger" hinweisen. 
Da schreibt Ekkehard Kohrs: 

So richtig es ist, 

— wie Sie das gern immer wieder wollen — 

die PDS immer wieder an ihre katastrophale SED- 
Vergangenheit zu erinnern, 

— das ist ein breites Feld der Diskussion — 

irgendwann wird man sich eine neue Argumen- 
tation einfallen lassen müssen. Jeder Vorwurf 
nutzt sich früher oder später ab. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS — Zuruf von 
der CDU/CSU: Herr Präsident, das war wie- 
der einmal keine Frage!) 

Vizepräsident Westphal: Es ging hier auch nicht um 
eine Frage. 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Damit hier 
kein falscher Eindruck aufkommt, darf ich einmal 
ganz kurz festhalten: Sie werden hier in Ihren Rechten 
nicht beschnitten. Wie Sie sehen, lassen wir Zwi- 
schenfragen zu, lassen wir Interventionen zu. Versu- 
chen Sie ja nicht, den Mitleidseffekt erreichen zu wol- 
len nach dem Motto: Wir armen Kleinen, wir dürfen da 
ja gar nichts. Sie dürfen hier alles, was demokratisch 
und richtig ist. Aber wir sagen Ihnen auch, was wir 
von Ihnen meinen und was wir von Ihnen halten. 


Dann bringen wir Sie dazu, dazu echt Stellung zu neh- (C) 
men. So muß das aussehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Kommen Sie da nicht mit der Mitleidsmasche. Ihr 
müßt euch schon der Kritik stellen. Ihr könnt doch 
nicht erwarten, daß wir sagen, ihr seid liebe, nette 
Kerle, und das war es dann. Wir werden schon euch 
gegenüber in der Sache Stellung nehmen. Im Stil kön- 
nen wir das gehaltvoll machen. In der Sache ist das 
etwas anderes. 

(Dr. Heuer [Gruppe der PDS] : Darf ich darauf 
antworten, Herr Präsident?) 

Jetzt kommen wir noch einmal zum Punkt tropi- 
scher Regenwald zurück. Ich glaube, daß es sinnvoll 
ist, deutlich zu machen, daß ein Schuldenerlaß diffe- 
renziert vorgenommen werden muß. Ich sage für un- 
sere Fraktion noch einmal ganz deutlich, daß Schul- 
denerlaß allein auch nicht ausreicht, wenn wir für den 
Tropenwald etwas positiv bewirken wollen; denn 
Leute, denen wir Geld erlassen, haben noch nicht 
automatisch das Geld, um aufzuforsten, um Regene- 
rationsmaßnahmen durchzuführen, um Gebiete unter 
Schutz zu stellen. Wir wollen hier positiv ansetzen. 
Damit gehen wir über das, was von Ihnen gefordert 
wird, weit hinaus. 

Ich glaube, daß wir das auch tun müssen; denn 
wenn wir nicht Artenvielfalt im tropischen Regen- 
wald erhalten, dann gefährden wir die Stabilität von 
Entwicklung. Nur Vielfalt von Arten heißt Stabilität 
biologischer, menschlicher Umweltentwicklung auch 
für die Zukunft. Wir würden Unwiederbringliches ver- (D) 
lorengehen lassen, wenn wir hier nicht sofort und 
direkt ansetzen würden. 

Deshalb ist es für uns auch ein zentraler Punkt, 
gemeinschaftlich mit Ihnen zu Handlungsmöglichkei- 
ten zu kommen und dem Ganzen auch international 
mehr Durchschlagskraft, mehr Möglichkeiten zu er- 
öffnen. 

Ich danke der Bundesregierung noch einmal ganz 
nachhaltig dafür, daß sie jedes internationale Forum 
nutzt, daß sie jede Gelegenheit nutzt, um dieses Anlie- 
gen voranzubringen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

im Bereich Ozonloch, im Bereich tropischer Regen- 
wald und gleichzeitig auch in der Frage Klimaschutz. 

Das ist eine Einstellung, die positiv ist. Sie finden 
keine andere Regierung, die sich dieses Anliegens so 
angenommen hätte wie diese. Wir wollen das noch 
einmal ganz nachhaltig deutlich machen. Wenn es 
eine Vorreiterrolle in Umweltaußenpolitik gibt, dann 
hat diese Regierung diese Vorreiterrolle für uns über- 
nommen. Wir werden sie dafür stützen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Lippold, die 
Frage, wen Sie mit „du", „ihr" oder „Sie" anreden, 
liegt natürlich in Ihrer Verantwortung. Aber nicht je- 
der möchte das für sich in Anspruch nehmen. Deswe- 
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Vizepräsident Westphal 

(A) gen bitte ich Sie, das in Zukunft zu beachten. Es hat 
dazu Klagen gegeben. 

Jetzt hat der Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit, Herr Töpfer, das 
Wort. 


Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Selten hat eine 
Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages 
eine so herausragende Arbeit vorgelegt wie die hier 
zur Diskussion stehende Enquete-Kommission, die 
sich auch mit dem Schutz der tropischen Regenwälder 
beschäftigt hat. Ich glaube, das größte Lob, das man 
einer Enquete-Kommission aussprechen kann, be- 
steht darin, daß man ihr konstatiert: Diese Arbeit ist 
unmittelbar politikwirksam geworden. Das ist hier 
festzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen hat die Bundesregierung mit großem 
Nachdruck allen Mitgliedern dieses Parlaments in der 
Kommission und sicherlich auch den vielen Wissen- 
schaftlern, die direkt oder indirekt mitgewirkt haben, 
zu danken. Ich möchte unterstreichen: Auch den 
hochqualifizierten Mitarbeitern dieser Enquete-Kom- 
mission haben wir zu danken. Dies ist ein Beispiel, das 
unmittelbar politikwirksam werden konnte. 

Das zeigte und erwies sich bei dem ersten Abschnitt 
dieser Arbeit, der sich mit dem Schutz der Ozon- 
schicht beschäftigt hat. Wir haben international die 
Vorreiterrolle im Ausstieg aus Fluorchlorkohlenwas- 
serstoffen deswegen übernehmen können, weil wir 
von der Breite dieses Hohen Hauses mitgetragen wor- 
den sind. Das sollte man bei aller Unterstreichung der 
eigenen Arbeit nicht vergessen. Auch dafür ist zu dan- 
ken. 

Ich glaube, daß das, was hier mehrheitlich vorgelegt 
worden ist, genauso ein unglaublich ambitioniertes 
Programm für die Rettung der tropischen Regenwäl- 
der ist. Es wäre eine großartige Sache, wenn wir hier 
ebenfalls ein einstimmiges Votum des gesamten Ho- 
hen Hauses bekämen. Es würde die Durchschlags- 
kraft dieser Empfehlung deutlich verstärken. Ich 
glaube, dieses Programm ist so ambitioniert, daß wir 
es kaum ohne erhebliche Schwierigkeiten internatio- 
nal durchsetzen können. Deswegen danke ich auch, 
daß die Mitglieder der Enquete-Kommission und die 
Wissenschaftler die Bundesregierung in internationa- 
len Konferenzen unmittelbar unterstützt haben. An 
diesem Bericht der Kommission wird keiner mehr 
weltweit Vorbeigehen können. Ich hoffe, daß es 
durchaus noch die Möglichkeit gibt, zu dieser Ein- 
stimmigkeit in der Bewertung zu kommen. 

Der Abgeordnete Lippold hat sehr deutlich ge- 
macht, welche weitreichenden Forderungen und wel- 
che weitreichenden Bereitschaften zum Handeln da- 
mit verbunden sind. Sicher ist richtig, was mein eng- 
lischer Kollege Chris Patten gesagt hat — ich zitiere — : 
„Die Armut ist die giftigste Substanz, die es weltweit 
gibt." Ich möchte ergänzen: Sie ist deswegen auch 
eine besonders umweltzerstörende Kraft. Sicher ist 
auch zu ergänzen, daß auch der Egoismus der entwik- 
kelten Länder der nördlichen Hemisphäre zu dieser 


umweltzerstörenden Kraft mit hinzuzurechnen ist. Es (C) 
gibt diesen Teufelskreis, der dort beginnt, wo wir mit 
einer steigenden Bevölkerungsentwicklung höhere 
Ansprüche an die Natur und ihre Produktivität stellen. 

Ein Land wie Kenia, mit einem jährlichen Anstieg der 
Bevölkerung um vier Prozent, kennzeichnet das sehr 
deutlich. 

Damit das allen klar wird: Auch dieses kann man in 
unmittelbarer Arbeit für die Entwicklungspolitik 
selbst mit einbringen. Ich habe versucht, es in Län- 
dern Afrikas und Brasilien zu tun. Die wachsende 
Bevölkerung auf der einen Seite und die steigende 
Auslandsverschuldung auf der anderen Seite, die 
nicht zuletzt über die höhere Energierechnung dieser 
Länder zustande gekommen ist — steigende Ölpreise 
waren mit die entscheidende Ursache für die gewal- 
tige Auslandsverschuldung — haben natürlich 

(Dr. Knabe [GRÜNE/Bündnis 90]: Und stei- 
gende Zinsen!) 

— und der steigende Zins ist die Kehrseite der glei- 
chen Medaille, Herr Abgeordneter Knabe — einen 
Teufelskreis bewirkt, weil die Entwicklungsländer 
ihre Hauptexportgüter in Massengütern der landwirt- 
schaftlichen Produktion oder in Rohstoffen sehen. 

Deswegen ist es natürlich richtig, daß wir uns auch 
die Frage stellen, wie es mit den internationalen Aus- 
tauschrelationen aussieht — die Ökonomen sprechen 
von den Terms of trade — , also den Austauschrelatio- 
nen zwischen den Produkten der entwickelten Länder 
und den Gütern, die unterentwickelte Länder uns lie- 
fern. Dies ist nicht eine neue Erkenntnis, sondern 
Grundlage der gesamten Umwelt- und Außenwirt- pj 
Schaftspolitik der Bundesregierung, meine Damen 
und Herren. 

Gerade deswegen ist es so wichtig, was Kollege 
Warnke gesagt hat, daß wir nämlich dies nicht nur in 
Deklarationen hier im Parlament verwirklichen, son- 
dern an den Verhandlungstischen von Lome IV und in 
den GATT-Runden im Uruguay-Bereich. Das sind die 
Zusammenhänge. 

Es ist schon richtig, daß wir uns fragen müssen, ob 
es überzeugend ist, wenn andere Industrieländer 
etwa keinerlei Importzölle auf Rohholz erheben, aber 
erhebliche Zölle auf den Import bearbeiteter Hölzer 
erheben; denn damit verlagern wir die Wertschöp- 
fung bei diesem Holz in die entwickelten Länder. Wir 
müßten genau umgekehrt vorgehen, damit die Wert- 
schöpfung bei diesen Hölzern in den unterentwickel- 
ten Ländern bleibt, dort Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den und der Entwicklungsprozeß weitergeführt wird. 

Das sind, wie ich meine, fortführende Überlegun- 
gen. 

Meine Damen und Herren, deswegen ist die Bun- 
desregierung sehr frühzeitig zum Vorreiter des Schut- 
zes der tropischen Regenwälder geworden. Wir wis- 
sen, daß dies etwas mit der Gewährleistung der Ar- 
tenvielfalt, mit der biodiversity zu tun hat. Wir halten 
dafür internationale Maßnahmen bis hin zu einer Kon- 
vention für notwendig. Es hat etwas mit der Bedeu- 
tung tropischer Regenwälder als CC> 2 -Senke und si- 
cherlich als ein Stabilisierungsfaktor für die Natur- 
kreisläufe in diesen Ländern insgesamt zu tun. Auch 
muß man immer wieder unterstreichen, daß die Frage 
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Bundesminister Dr. Töpfer 

(A) des Schutzes der tropischen Regenwälder zu dem zen- 
tralen persönlichen Anliegen des Bundeskanzlers 
Helmut Kohl geworden ist. 

Wir haben dies auf dem Weltwirtschaftsgipfel von 
Paris als erste zum Thema gemacht. Ich darf aus der 
Abschlußerklärung dieses Weltwirtschaftsgipfels 
zitieren: 

Die Erhaltung der tropischen Wälder ist im Inter- 
esse der ganzen Welt dringend geboten. Wir be- 
grüßen die deutsche Initiative in diesem Bereich 
als Grundlage für Fortschritt. 

Es war die deutsche Initiative, die weltweit etwas be- 
wirkt hat, und sie ist über den europäischen Gipfel in 
Dublin fortgeführt worden und hat sich nicht zuletzt 
auch auf Initiative und wegen der Durchschlagskraft 
der Enquete-Kommission in Houston weiter konkreti- 
siert. Man kann wohl auch deutlich sagen, daß sich 
gerade hierbei der Vorsitzende der Enquete-Kommis- 
sion sehr persönliche Verdienste erworben hat, um 
dies international, aber auch in die Tätigkeit der Re- 
gierung mit einzubinden. Wir haben ihm aus Sicht der 
Bundesregierung dafür zu danken. 

(Dr. Knabe [GRÜNE/Bündnis 90]: Aber Herr 
Haussmann hat nichts getan!) 

Wie haben wir darauf reagiert, und wie müssen wir 
weiter daran arbeiten? Zum ersten ist konkrete Hilfe 
gefragt; nicht Sprüche sind gefragt. Die konkrete 
Hilfe beginnt dort, wo wir uns als eine führende Tech- 
nologienation dazu durchringen, neue Technologien 

(B) für Energieerzeugung und Nahrungsmittelproduk- 
tion zu entwickeln. Das ist unsere konkrete Hilfe für 
eine weltweit steigende Bevölkerung: 

(Beifall bei der FDP) 

daß wir neue Techniken für Energie- und Nahrungs- 
mittelproduktion bei uns entwickeln, um sie anderen 
verfügbar zu machen. Dies ist eine ganz bedeutsame 
Angelegenheit, die ich unterstreichen will. Hier müs- 
sen wir auch unser Verhältnis zu moderner Technik 
weiterentwickeln. 

An zweiter Stelle ist ganz sicher auch der Einsatz 
unserer Wirtschaftskraft zu nennen. Es ist nochmals 
zu sagen — Frau Hartenstein hat mit gutem Grund 
das Plenum etwas früher verlassen müssen; ich darf 
das nicht kritisieren — , daß es natürlich auch ein Er- 
folg dieser Bundesregierung ist, daß wir endlich zu 
einer Abrüstung zwischen Ost und West gekommen 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dadurch können wir freie Mittel dafür einsetzen, daß 
die Umwelt wirklich erhalten wird. Die Abrüstung 
zwischen Menschen ergibt den Spielraum, den wir 
brauchen, damit wir die Aufrüstung bei der Ausbeu- 
tung der Natur überwinden können. Das ist der ent- 
scheidende Fortschritt, den diese Bundesregierung 
gemacht hat. Wenn man das mit etwas Bescheiden- 
heit betrachtete, dann würde man es aus der Sicht 
einer neuen Gruppe in diesem Parlament ganz sicher- 
lich völlig anders bewertet haben. Es ist nicht die 


Frage, daß Sie sprechen, sondern wie Sie sich zu die- (C) 
sem wichtigen Thema eingelassen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Frau Dr. Enkel- 
mann [Gruppe der PDS]: Das entscheiden 
Sie — oder was?) 

Ich meine, es wäre für uns hilfreich gewesen, wenn es 
anders gewesen wäre. 

Ich bin heute morgen aus Aue gekommen, und ich 
habe gestern die Möglichkeit gehabt, in Schneeberg 
vor vielen Menschen zu sprechen; ich bin im Erzge- 
birge gewesen. Wer dies hinter sich gebracht hat und 
hier einklagt, daß diese Bundesrepublik Deutschland 
ihre Aufgaben weltweit nicht erfüllt habe, der sollte 
wirklich in sich gehen und fragen, wo die verursa- 
chenden Faktoren liegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist unsere Aufgabe, 
daß wir diese unsere Wirtschaftskraft weiterhin erhal- 
ten. Sie ist die Grundlage dafür, daß wir national, 
europäisch und weltweit Umweltpolitik voranbringen 
können. Dies, meine ich, ist eine ganz großartige Sa- 
che. Wir haben den Durchbruch geschafft. In London 
wurde zum erstenmal ein Finanzmechanismus, ein 
Fonds eingerichtet, der tatsächlich international Gel- 
der verfügbar macht, um anderen den Ausstieg aus 
Fluorchlorkohlenwasserstoffen zu erleichtern. Wir 
werden mit gleichem Nachdruck einen Beitrag leisten 
können, wenn wir bei der Klimakonvention, die 1992 
zu verabschieden ist, nicht nur von anderen etwas for- 
dern, sondern ebenfalls unsere Bereitschaft zur Mit- 
hilfe konkret einbringen. 

Der Bericht der Enquete-Kommission ist dafür eine ^ 
hervorragende Grundlage. Die Bundesregierung hat 
dafür zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
man darf auch von hier oben im Namen aller der 
Enquete-Kommission und gerade auch denjenigen, 
die nicht aus diesem Hause kommen, sondern Mitar- 
beiter in einer solchen Kommission sind, und den Mit- 
arbeitern für die Kommission für ihre Arbeit sehr herz- 
lichen Dank aussprechen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Jetzt hat Herr Dr. Knabe noch einmal kurz das Wort. 

Er hat nämlich gemeint, ich hätte den Tagesordnungs- 
punkt 17 c nicht mit aufgerufen. Ich habe ihn aber auf- 
gerufen. Dies ist nur ein Mißverständnis. Sie wollen 
einen Antrag begründen. Ich hoffe, Sie schaffen das in 
2 Minuten. 

Dr. Knabe (GRÜNE/Bündnis 90): Ich wollte einen 
Änderungsantrag zu der Beschlußempfehlung auf 
Drucksache 11/8010 begründen. Es geht um Empfeh- 
lungen für die Behandlung von vier Anträgen. Der 
vierte Antrag wird zur Ablehnung empfohlen. 

Der Antrag von mir als Abgeordnetem und von der 
Fraktion der GRÜNEN lautet: 

Ziffer 4 der Beschlußempfehlung auf Drucksache 

11/8010 erhält folgende Fassung: Der Bundestag 
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Dr. Knabe 

(A) wolle beschließen, den Antrag auf Drucksache 

11/1838 in der vom Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit verabschiedeten Fassung anzu- 
nehmen. 

Die Änderung besteht in der Einfügung der Worte 
„aus Primärwäldern" an zwei Stellen. Der aus zwei 
Sätzen bestehende Antrag auf Drucksache 11/1838 
lautet demnach wie folgt: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre- 
gierung auf, keinerlei Haushaltsmittel für die 
Verwendung der Beschaffung tropischer Hölzer 
aus Primärwäldern zu verausgaben. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre- 
gierung auf, alle mit der Durchführung von Bau- 
maßnahmen betrauten Dienststellen des Bundes 
anzuweisen, auf die Verwendung tropischer Höl- 
zer aus Primärwäldern zu verzichten. 

Ich glaube, daß alle Fraktionen hier zustimmen kön- 
nen, denn auch in dem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP wird ein Importverbot für Tro- 
penhölzer aus Primärwäldern gefordert. 

Damit wäre bei diesem Antrag eine einstimmige 
Verabschiedung möglich, was bei den anderen Anträ- 
gen nicht möglich sein wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 


Vizepräsident Westphal: Herr Dr Heuer, Ihre Inter- 
vention ist erledigt? 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über Ta- 
gesordnungspunkt 17 a, und zwar zuerst über die Än- 
derungsanträge. Wer stimmt für den Änderungsan- 
trag der Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 auf 
Drucksache 11/8253? Ich bitte um das Handzeichen. 
— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dieser 
Änderungsantrag ist mit der Mehrheit der Koalitions- 
fraktionen abgelehnt worden, 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 11/8256? Ich bitte um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 
gen? — Dann ist dieser Änderungsantrag mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen und bei Stimment- 
haltung der Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 sowie 
der Gruppe der PDS abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung des Ausschusses für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit auf Drucksache 
11/8009. Wer stimmt dafür? Ich bitte um das Handzei- 
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Diese Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen bei Enthaltung der Fraktion der 
SPD und bei Gegenstimmen der GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung des Ausschusses für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit auf Drucksache 
11/8007. Wer stimmt für die Beschlußempfehlung? Ich 
bitte um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich? — Die Beschlußempfehlung ist mit 


den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der GRÜ- (C) 
NEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung des Ausschusses für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit auf Drucksache 
11/8010. Der Ausschuß empfiehlt unter den Ziffern 1 
bis 3 die Anträge der CDU/CSU und FDP auf Druck- 
sache 11/2010, der Fraktion der SPD auf Drucksache 
11/3740 sowie der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck- 
sache 11/2933 für erledigt zu erklären. Wer für diese 
Beschlußempfehlung stimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Die Beschlußempfehlung unter den Zif- 
fern 1 bis 3 ist bei Gegenstimmen und Enthaltungen 
der Gruppe der PDS mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen zu Ziffer 4 der Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit auf Drucksache 11/8010. Hierzu hat der 
Abgeordnete Dr. Knabe gerade mündlich einen Än- 
derungsantrag vorgetragen. Wer für diesen mündlich 
vorgetragenen Änderungsantrag stimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser Änderungs- 
antrag mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ab- 
gelehnt worden. 

Nun ist über Ziffer 4 der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses auf Drucksache 11/8010 abzustimmen. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/1838 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist diese Be- 
schlußempfehlung mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen gegen alle anderen angenommen wor- p) 
den. 


Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Schlußberichts der Enquete- 
Kommission „Zukünftige Bildungspolitik — 
Bildung 2000" 

— Drucksachen 11/1448, 11/7820 — 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgenab- 
schätzung 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Bildung und Wissen- 
schaft (19. Ausschuß) zu dem Zwischenbericht 
der Enquete-Kommission „Zukünftige Bil- 
dungspolitik — Bildung 2000" gemäß Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 9. De- 
zember 1987 

- Drucksachen 11/1448, 11/5349, 11/7381 - 
Berichterstatter: 

Abgeordnete Graf von Waldburg-Zeil 

Kuhlwein 

Neuhausen 

Frau Hillerich 



18480 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Oktober 1990 


Vizepräsident Westphal 

(A) Im Ältestenrat sind für die gemeinsame Beratung 
30 Minuten vereinbart worden. — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Kuhlwein. 


Kuhlwein (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Die Enquete-Kommission 
„Zukünftige Bildungspolitik — Bildung 2000", die 
heute dem Bundestag ihren Abschlußbericht vorlegt, 
hat sich zweieinhalb Jahre lang mit der Frage be- 
schäftigt, wie die sich abzeichnenden Herausforde- 
rungen an die Jahrtausendwende bildungspolitisch 
gemeistert werden können. Sie hat Betriebe, Werk- 
stätten und Hochschulen besucht, mit Ausbildern, 
Auszubildenden und Studierenden vor Ort gespro- 
chen, mit Experten und Expertinnen — auch außer- 
halb von Bonn — Strukturfragen und Einzelprobleme 
unseres Bildungssystems erörtert. Sie hat in Anhörun- 
gen Wissenschaft und Verbände nach Veränderungs- 
vorschlägen gefragt und umfassende Gutachten in 
Auftrag gegeben. Sie hat, wie das so üblich ist, Berge 
von Papier produziert, die in den letzten Monaten zu 
diesem Abschlußbericht verdichtet worden sind. 

Als Vorsitzender der Kommission danke ich allen, 
die uns geholfen haben, insbesondere den als Sach- 
verständige berufenen Mitgliedern der Kommission 
und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Se- 
kretariats. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Die gemeinsamen Anstrengungen haben sich, glaube 
ich, gelohnt. 

Nun hat die Zeit nicht ausgereicht, um alle aufge- 
worfenen Fragen mit der notwendigen Tiefe zu bear- 
beiten. Wir haben nicht alle Kontroversen zu Ende 
diskutierten können. Die jeweils getrennten Voten 
von Mehrheit und Minderheit in einer Reihe von Kapi- 
teln lassen dennoch ein erhebliches Maß an Annähe- 
rung erkennen. 

Die Kommission sah sich nicht in der Lage, dauer- 
haft gültige Aussagen zum Zusammenwachsen der 
beiden deutschen Bildungssysteme zu machen. Zu 
viele Überlegungen zur deutsch-deutschen Bildungs- 
politik sind in den vergangenen Monaten durch die 
politische Entwicklung überrollt worden. Ich glaube, 
daß der Bericht dennoch für die Bildungspolitik auch 
im gemeinsamen Deutschland von Bedeutung 
bleibt. 

Zum einen enthält er für die von der Bundespolitik 
zu verantwortenden Felder eingehende Problem- 
analysen, die auch für Leser in den neuen Ländern 
von großem Interesse sind. Zum anderen gelten die 
von uns bearbeiteten „Herausforderungen", wie 
etwa die Frage nach der Gleichstellung, nach den 
ökologischen Erfordernissen, nach dem bildungspoli- 
tischen Beitrag zur aktiven Mitgestaltung des Struk- 
turwandels, nach den neuen Informations- und Kom- 
munikationstechnologien und nach der Verdichtung 
der internationalen Beziehungen und Abhängigkei- 
ten, selbstverständlich auch für das gemeinsame 
deutsche Bildungssystem. 


Wir haben uns auftragsgemäß vor allem im Rahmen (C) 
der Zuständigkeiten des Bundes bewegt, obwohl dies 
angesichts vielfältiger Berührungspunkte mit den 
Länderzustädigkeiten nicht immer „lupenrein" mög- 
lich gewesen ist. Wir haben der Versuchung wider- 
standen, einen neuen Struktur- oder „Mängelbericht" 
zu produzieren. 

Die Länder sollten in der Wahrnehmung ihrer Auf- 
gaben, z. B. im Rahmen der Europäischen Gemein- 
schaft, stärker als Partner des Bundes gesehen wer- 
den. Ich glaube, daß ich für die Kommission insgesamt 
feststellen kann, daß wir sehr viel davon halten, daß 
von allen Seiten wieder zum kooperativen Föderalis- 
mus zurückgefunden wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Zu den herausgearbeiteten Gemeinsamkeiten von 
Mehrheit und Minderheit gehören: erstens der Hin- 
weis auf die wachsende Bedeutung von Bildung und 
Ausbildung und ein Bekenntnis zur Bildungdexpan- 
sion — ich sehe darin nicht nur die nachträgliche Be- 
stätigung für die Richtigkeit der sozialliberalen Bil- 
dungspolitik der siebziger Jahre, sondern auch eine 
Hoffnung für die Zukunft — , zweitens die These, daß 
Bildung und Ausbildung einen Beitrag zu einem 
neuen Verhältnis der Geschlechter zueinander leisten 
müssen, was mehr ist als die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frauen, drittens die Erkennt- 
nis, daß wir einen erweiterten Qualifiaktionsbegriff 
brauchen, bei dem Selbständigkeit und Kommunika- 
tionsfähigkeit im weitesten Sinne von besonderem 
Gewicht sind, viertens die Forderung, daß alle Ausbil- 
dungen die Bereitschaft zum umweltgerechten beruf- P) 
liehen Handeln in allen Berufs- und Lebensbereichen 
wecken und fördern müssen, fünftens das Bekenntnis 
zu „lebensbegleitendem Lernen" und zur Bedeutung 
der Weiterbildung als der vierten Säule des Bildungs- 
systems und schließlich sechstens die Betonung des 
Zusammenhangs von beruflicher, allgemeiner, politi- 
scher und kultureller Bildung in allen Bereichen des 
Bildungssystems und die Feststellung, daß allgemeine 
und berufliche Bildung grundsätzlich gleichwertig 
sind. 

Meine Damen und Herren, unterhalb solcher relativ 
abstrakt formulierten Gemeinsamkeiten bleibt genü- 
gend Stoff zum Streiten. Ich will hier nur einige Bei- 
spiele nennen. 

Von einem sozialen Grundrecht auf Bildung und 
einem einklagbaren Anspruch auf Ausbildung will 
die Mehrheit nichts wissen. Sie hält es eher mit Indi- 
vidualisierung, Flexibilisierung und Differenzierung. 

Ein Ausbau der Mitbestimmung für die im Bil- 
dungsbereich Beteiligten kommt bei der Mehrheit 
nicht vor. Wenn sie gleichzeitig den Einfluß des Staa- 
tes in der Weiterbildung und in den Hochschulen zu- 
rückdrängen will, bekennt sie sich zu einem Machtzu- 
wachs für diejenigen, die bereits heute in diesen Sy- 
stemen den Ton angeben. 

(Frau Hillerich [GRÜNE/Bündnis 90]: So ist 
es!) 

Eine stärkere Pädagogisierung der beruflichen 
Erstausbildung hält die Mehrheit offenbar für ver- 
zichtbar. Daran ändern auch ihre Empfehlungen zur 
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Kuhlwein 

(A) Verbesserung der Lage der Teilzeitberufsschule we- 
nig. 

Noch immer hält die Mehrheit an der Möglichkeit 
von Sonderausbildungsgängen für Lernschwächere 

fest, obwohl die Praxis zeigt, daß bei entsprechender 
Förderung fast alle Jugendlichen einen geordneten 
Ausbildungsberuf lernen können. 

Die Mehrheit hat sich auch nicht dazu bewegen las- 
sen, der von uns geforderten umfassenden Reform des 
Berufsbildungsgesetzes und des Hochschulrahmen- 
gesetzes zuzustimmen. Die Minderheit fordert wei- 
tere neue gesetzliche Grundlagen im Bereich der 
Gleichstellung, im Bereich der Freistellung für Bil- 
dungszwecke und in der Forschungsförderung. 

Für die künftige Weiterbildungspolitik beschränkt 
sich die Mehrheit auf Rahmenbedingungen, was im- 
mer das sein mag. Sie will Weiterbildung weitgehend 
dem Markt überlassen und scheut jede weitere Ord- 
nung durch Staat oder Gesellschaft. Deshalb kommt 
für sie natürlich auch ein gesetzlich geregelter Bil- 
dungsurlaub nicht in Frage. 

Zur Herstellung von mehr Gleichberechtigung 
durch Bildung darf es bei der Mehrheit zwar Frauen- 
förderung, aber ja keine Quotierung geben. 

Für den Hochschulbereich singt die Mehrheit das 
hohe Lied von Eingangsprüfungen, Privathochschu- 
len und Deregulierung. Von notwendigen inhaltli- 
chen Neuorientierungen auf den ökologischen und 
sozialen Umbau der Industriegesellschaft auch in 
Forschung und Lehre ist in ihrem Papier nicht die 

(B) Rede. 

In Fragen der Ausbildungsförderung ist die Mehr- 
heit schließlich nicht bereit, über das BAföG hinaus- 
zudenken, obwohl wir seit Jahren eine Diskussion 
über die Notwendigkeit neuer Fördersysteme haben 
und gerade das Zusammenwachsen der beiden deut- 
schen Bildungssysteme die Frage nach elternunab- 
hängiger Förderung für bestimmte Ausbildungszeiten 
mit großer Eindringlichkeit wieder aufgeworfen hat. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN/ 
Bündnis 90 und der Gruppe der PDS — Graf 
von Waldburg-Zeil [CDU/CSU]: Das Gut- 
achten ist doch gar nicht fertig!) 

— Graf Waldburg, wir haben die Diskussion ja nicht 
nur im Zusammenhang mit einem in Auftrag gegebe- 
nen Gutachten geführt, sondern wir haben sie auch 
schon lange vorher in den Ausschüssen des Deut- 
schen Bundestages geführt. 

Anders als die Koalition machen SPD und GRÜNE 
im Abschlußbericht auch Vorschläge für die institutio- 
nelle Umsetzung einer veränderten Bildungspolitik 
des Bundes. Angesichts der Prozesse der deutsch- 
deutschen Einigung und der europäischen Integration 
wollen wir die Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung und Forschungsförderung stärker als 
Drehscheibe für die Vorbereitung aller bildungspoliti- 
schen Entscheidungen nutzen, bei denen Bund und 
Länder Zusammenwirken. Dort sollten künftig auch 
die Weiterbildung und die schulische Berufsausbil- 
dung in Teilzeit- und Vollzeitschulen verstärkt bear- 
beitet werden. 


Die qualitativen und quantitativen Probleme der (C) 
nächsten Jahre machen eine Wiederaufnahme der 
Bildungsplanung unter parlamentarischer Mitwir- 
kung und Kontrolle erforderlich. Schwierige Zeiten, 

Graf Waldburg, meistert man nicht, indem man auf 
Planung völlig verzichtet; das wird Ihnen jedes Unter- 
nehmen und jeder Unternehmer bestätigen. Ich habe 
gehört, daß es inzwischen in Unternehmen sogar so 
etwas wie Personalentwicklungsplanung über einen 
Zeitraum von mehreren Jahren geben soll. Dies nur an 
die Adresse der Parteien, die glauben, man werde 
ohne Planung auskommen, und die auf Planung über- 
haupt verzichten wollen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Wüppesahl 
[fraktionslos]) 

Ein künftiger Bildungsgesamtplan sollte allerdings 
jährlich fortgeschrieben werden und einen höheren 
Grad an Verbindlichkeit erhalten. 

Schließlich sollte es einen von Regierungen wie Par- 
lamenten wirklich unabhängigen Bildungsrat geben, 
der, vom Bundespräsidenten berufen, über mittel- 
und langfristige Perspektiven im Bildungsbereich 
nachdenkt und dazu Vorschläge macht. 

Meine Damen und Herren, der 11. Deutsche Bun- 
destag wird sich mit unserem Abschlußbericht und 
den darin enthaltenen Empfehlungen nicht mehr aus- 
führlich beschäftigen können. Ich möchte deshalb 
ausdrücklich zu Protokoll geben, daß die Enquete- 
Kommission erwartet, daß ihr Bericht vom nächsten 
Bundestag erneut auf die Tagesordnung gesetzt und 
in den Ausschüssen eingehend beraten wird. Dann 
wird auch Gelegenheit sein, die Erfahrungen und die 
Zukunftsvorstellungen der Abgeordneten aus den (D) 
neuen Ländern in die Entscheidungen des Deutschen 
Bundestages zum Bericht der Enquete-Kommission 
mit einzubeziehen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Graf von 
Waldburg-Zeil. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Einen 
Endbericht mit einem Anhangband von über 1 000 
Seiten, dazu einen Zwischenbericht und die zugrunde 
liegenden Anhörungen, Expertengespräche und Gut- 
achten in sieben Minuten behandeln zu müssen, läßt 
fast resignieren. 

Dennoch zunächst eine kritische Würdigung der 
Arbeit. 

Erstens. Wir haben uns zuviel vorgenommen. Trotz 
verfassungsgemäßer Einschränkung auf die Bil- 
dungspolitik des Bundes und trotz fleißiger Arbeit in 
50 Sitzungen reichte die Zeit im Grunde nur zur Be- 
standsaufnahme. Es blieb jedoch zuwenig Zeit zur 
Diskussion und Aufarbeitung. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Das merkt man 
auch am Bericht!) 

Vielleicht kam das aber dem Bericht insofern zu- 
gute, als sowohl Zwischen- wie auch Endbericht eine 
Fundgrube für am Bildungswesen Interessierte dar- 
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Graf von Waldburg-Zeil 

(A) stellen. Dennoch die Empfehlung für zukünftige En- 
quete-Kommissionen, den Untersuchungsgegenstand 
strikter einzugrenzen. 

Zweitens. Bei der Suche nach dem Übermorgen 
sind das Heute und das Morgen zu kurz gekommen. 
Die bildungspolitische Aufgabe hat am 3. Oktober 
1990 begonnen und liegt nun in den fünf beigetrete- 
nen Bundesländern. Es wäre unseriös gewesen, hätte 
die Kommission zur gesamtdeutschen Bildungspoli- 
tik Aussagen mit Zehnjahresausblick treffen wollen. 
Ähnliches gilt auch für die nach Osten zu erweiternde 
europäische Perspektive. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Aber drei Staats- 
verträge abwickeln!) 

Sodann einige Schwerpunkte aus der Sicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 

Erstens. Schon bei der Debatte des Zwischenbe- 
richts konnte ich auf gesunkene Prognosesicherheit, 
aber auch auf gewollte bildungspolitische Enthalt- 
samkeit bei der Steuerung von Zukünften hinweisen. 
Die Ereignisse im Osten verstärken die Einsicht noch, 
daß planende Einengung zentraler Freiheitsräume 
menschlicher Entscheidungen in der Wirtschaft so 
wenig wie in der Bildung taugt. Wir brauchen mehr 
Bildungsmarktwirtschaft und nicht Bildungsplanwirt- 
schaft. 

Zweitens. Beim Schwerpunkt berufliche Erstaus- 
bildung und Erwerbsarbeit stand, jedenfalls was die 
Anhörungen anbelangt, das solide Fundament im 
Vordergrund, auf dem zur Bewältigung künftiger Auf- 
( 3 ) gaben weitergebaut werden kann. Von Bildungska- 
tastrophenstimmung keine Spur. 

Drittens. Über die Akzentverschiebung von der 
Erst- auf die Weiterbildung bestand Konsens. Not- 
wendig sind mehr Allgemeinbildung und mehr 
Schlüsselqualifikationen für die Erstausbildung, mehr 
Gliederung — Baukastensystem — und lebensbeglei- 
tende Weiterbildung zur Aufrechterhaltung und Ver- 
vollkommnung beruflichen Wissens. 

Beim Thema Mehrheits- und Minderheitsgutach- 
ten wird eines deutlich: In der Sache waren wir gar 
nicht so weit auseinander. Die Unterschiede liegen 
vielmehr im gedanklichen Grundansatz: mehr staatli- 
cher Regelungsbedarf von der Oppositionsseite, Wei- 
terentwicklung bestehender Ansätze mit geringst- 
möglicher Staatseinmischung von Koalitionsseite her 
gesehen. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Dann hätten 
wir auch die Privatschulen!) 

Viertens. Die Bedeutung der neuen Medien für in- 
dividualisiertes und offenes Lernen ist vor allem in 
der Weiterbildung erkannt worden. 

Fünftens. Im Hochschulwesen standen die Studien- 
zeitverkürzung, die wachsende Bedeutung der Fach- 
hochschulen und die Notwendigkeit verwertbarer 
Zwischenabschnitte im Vordergrund. 

Sechstens. Erreichte Erfolge bei der Gleichstellung 
der Frau bei der Wahrnehmung von Bildungsange- 
boten müssen im Ergebnis der beruflichen Stellung 
ergänzt werden. Dabei spielt die Anpassung von Bil- 


dungslebensläufen an Lebensentwürfe von Frauen (C) 
eine bedeutsame und wichtige Rolle. 

Siebtens. Die Notwendigkeit von Wertvermittlung 
neben der Wissensvermittlung wurde vor allem bei 
der Diskussion der Umweltbildung und auch von der 
Verantwortungserziehung her deutlich. 

Achtens. Gestiegene Qualifikationsanforderungen 

und Bildungsmöglichkeiten erhöhen leider auch die 
Zahl derer, die nicht mithalten können. Besondere 
Hilfen für diese Gruppen ziehen sich durch den ge- 
samten Bericht. 

Neuntens. Zur Bildung in Europa wurde auf 
Schwierigkeiten hingewiesen, die überwunden wer- 
den müssen, wenn der Bildungsförderalismus durch- 
gehalten werden soll. 

Schließlich danke ich den Kommissionsmitgliedern, 
den Gutachtern, den Gesprächspartnern, dem Sekre- 
tariat und der Bundestagsdruckerei, die sich riesige 
Mühen gegeben hat. Vor allem aber danke ich dem 
Vorsitzenden, Herrn Eckart Kuhlwein, der die Arbeit 
dieser Kommission in der ganzen Zeit beharrlich und 
sicher geleitet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Hillerich. 

P) 

Frau Hillerich (GRÜNE/Bündnis 90): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! Die Fülle der Informationen 
und Erkenntnisse, die wir aus Anhörungen, Informa- 
tionsbesuchen und Gutachten gewinnen konnten, 
schlägt sich nur zu einem Bruchteil in den jetzt von 
Mehrheit und Minderheit formulierten Empfehlungen 
nieder. Viele inhaltliche Debatten — darauf wurde 
schon hingewiesen — konnten nicht zu Ende ge- 
bracht werden, denn zu kleinmütig waren die zeitrau- 
benden Verfahrensstreitereien, besonders angesichts 
des umfangreichen Auftrags, den wir dieser Enquete- 
Kommission vor fast drei Jahren gegeben haben. 
Auch mir kommt angesichts unserer dennoch gelei- 
steten Arbeit die äußerst knapp bemessene Debatten- 
zeit und erst recht meine fünfminütige Redezeit, die 
dieses Hohe Haus hierfür bereitgestellt hat, ziemlich 
absurd vor. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Meine Schlußfolgerungen aus diesen Erfahrungen 
sind: 

Erstens. Meine dringende Bitte oder eher Aufforde- 
rung an den künftigen Bundestag, aber auch an die 
Landtage und selbst an die kommunalen Parlamente 
sowie an Parteien und in der Bildungspolitik enga- 
gierte Gruppen und Menschen ist: Diskutiert die 
Empfehlungen, setzt sie in Gesetzesnovellen und 
-entwürfe, in Förderprogramme und Modellversuchs- 
reihen um. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
bei der SPD) 
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Frau Hillerich 

(A) Zweitens. Die Bildungspolitik benötigt institutiona- 
lisierte begleitende, aber unabhängige Beratung, also 
keinen ministeriellen Elferrat, und sie benötigt Bil- 
dungsplanung, lieber Graf Waldburg, im Rahmen ge- 
samtstaatlicher Verantwortung. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN/ 
Bündnis 90 und der SPD) 

Deshalb empfehlen wir zusammen mit der SPD einen 
politisch unabhängigen Bildungsrat r erst recht im 
Hinblick auf die Bildungspolitik in der um fünf neue 
Länder gewachsenen Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei Abgeordneten der Gruppe der 
PDS) 

Dieser Bildungsrat sollte unserer Meinung nach auch 
Planungsempfehlungen für die Bildungspolitik in 
Bund und Ländern und für die Bund-Länder-Kommis- 
sion erarbeiten. 

Die Mitwirkung der GRÜNEN und des von uns be- 
rufenen Sachverstands hat sich besonders deutlich in 
den Arbeitsschwerpunkten „berufliche Erstausbil- 
dung " und „Frauen in Bildung und Arbeit'' nieder- 
geschlagen. Hier sind wir größtenteils gemeinsam mit 
der SPD zu wichtigen Ergebnissen gekommen. Wir 
haben festgestellt, daß das duale System der Berufs- 
ausbildung nur dann eine Zukunftsberechtigung hat, 
wenn es in dreierlei Hinsicht verbessert wird und poli- 
tische, staatlich bereitzustellende Unterstützung und 
Garantien erfährt: erstens im Hinblick auf die soziale 
Sicherheit durch ein einklagbares Recht auf berufli- 
che Ausbildung, 

^ (Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN/ 

Bündnis 90, der SPD und der Gruppe der 
PDS) 

dessen Einlösung sich auch auf die zweite Schwelle, 
also auf berufliche Erstbeschäftigung, erstrecken 
muß, wenn der Gesellschaft und den Menschen Er- 
werbsarbeitslosigkeit und Qualifikationsverlust er- 
spart bleiben sollen. Gerade weil die Zukunft der Ar- 
beit in unserer Gesellschaft mehr denn je auf umfas- 
sende Qualifikation und Lernfähigkeit angewiesen 
ist, ist die politische neben der individuellen Verant- 
wortung zur Ausweitung der Bildungsbeteiligung 
enorm gestiegen. 

Zweitens bedarf es einer Steigerung der Bildungs- 
qualität beruflicher Ausbildung, wozu wir nicht nur 
enorme Verbesserungen und höhere verbindliche 
Standards in der fachlichen und pädagogischen Qua- 
lifikation und Weiterbildung der Ausbilderinnen und 
Ausbilder benötigen, sondern auch einen eigenstän- 
digen Bildungsauftrag der Berufsschule und — jeden- 
falls nach Meinung der GRÜNEN — eine Steigerung 
ihres Zeitanteils auf die Hälfte der Ausbildungs- 
dauer. 

Drittens brauchen wir Demokratisierung und Er- 
weiterung öffentlicher Verantwortung und Mitbe- 
stimmung der Beteiligten in der Arbeit der Berufsbil- 
dungsausschüsse, bei überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstätten und bei der regionalen Koordination und 
Planung der Berufsbildung. Das ist etwas anderes, lie- 
ber Graf Waldburg, als die falsche Alternative „mehr 
Markt oder mehr Staat". 


Wir haben, unterstützt durch ein umfängliches Gut- (C) 
achten zum Thema „Frauen und Bildung", ein weite- 
res Strukturproblem in der Berufsausbildung behan- 
delt. Der größere Anteil junger Frauen wird nicht im 
dualen System, sondern in Schulberufen nach Lan- 
desrecht ausgebildet, insbesondere im sozialpflegeri- 
schen Bereich. Diese Ausbildungen, für die häufig 
sogar noch Schulgeld gezahlt werden muß, münden 
wegen ihrer starken Spezialisierung immer noch in 
berufliche Sackgassen ohne Weiterbildungs- und 
Aufstiegsmöglichkeiten, obwohl es sich z. B. bei den 
nichtärztlichen Heilberufen oder beim Beruf der Er- 
zieherin um anspruchsvolle und qualifizierte Arbeit 
handelt. 

Der schon eingetretene Pflegenotstand, aber auch 
der steigende gesellschaftliche Bedarf an professio- 
neller Kinderbetreuung, von dem allenthalben die 
Rede ist, wird nur dann qualifiziert und ausreichend 
zu bewältigen sein, wenn neben der Beschäftigung 
auch die Ausbildungsqualität in diesen Bereichen er- 
heblich aufgewertet wird. Hierfür schlagen wir die 
bundesweite Vereinheitlichung und Neuordnung 
schulischer Berufsausbildungen entsprechend den 
neuen Standards der Ausbildungen nach dem Berufs- 
bildungsgesetz vor. 

Im Unterschied zum Kommissionsmehrheit haben 
wir uns sehr gründlich mit der Frage beschäftigt, wel- 
chen Beitrag die Berufsbildung zur ökologischen Um- 
gestaltung unserer Wirtschaft und der Erwerbsarbeit 
leisten muß. Grundsätzlich benötigen wir ein neues 
Leitbild von ökologisch verträglicher Berufsarbeit, in 
dem der Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen zu 
einem elementaren Maßstab beruflichen Arbeitshan- P) 
delns werden muß. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90, der 

Gruppe der PDS und bei Abgeordneten der 
SPD) 

Hierfür reichen die bisherigen, größtenteils nur pro- 
klamierten oder auf technischen Umwelt- und Ar- 
beitsschutz verkürzten umweltbezogenen Qualifika- 
tionsanforderungen nicht aus. Berufliche Umweltbil- 
dung muß vielmehr umfassende ökologische Fach- 
und Handlungskompetenz vermitteln, und sie muß als 
konkreter Beitrag zur umweltgerechten Umgestal- 
tung des beruflichen Ausbildungs- und Arbeitsalltags 
angelegt sein. Unsere Empfehlungen zur ökologi- 
schen Erneuerung der Berufsbildung reichen von der 
Novellierung des Berufsbildungsgesetzes und der 
Ausbildungsordnungen, auch der neuen, über die 
Entwicklung ökologischer Berufsbilder für den Voll- 
zug geltender und künftiger Umweltschutzgesetze bis 
zu einem ökologisch begründeten Arbeitsverweige- 
rungsrecht, um die Chancen der betrieblichen Umset- 
zung von ökologischer Fach- und Handlungskompe- 
tenz zu verbessern. 

Wohl weniger durch unsere Empfehlungen als 
durch Engagement vor Ort, in Gewerkschaften, in 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen, in Um- 
weltverbänden und -initiativen wünsche ich mir 
schließlich, daß die ökologische Bewegung in den Be- 
trieben Fuß faßt. Von dort wird die wirksamste Unter- 
stützung auch für eine ökologische Erneuerung der 
Berufsbildung ausgehen müssen. 
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Frau Hillerich 

(A) Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90, der 
SPD und der Gruppe der PDS) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In der Kürze, sagt man, hege die Würze. 
Aber von ihr allein kann man nicht leben. In den weni- 
gen Minuten, die mir zur Verfügung stehen, die, wie 
schon gesagt, fast dreijährige Arbeit und den thema- 
tisch sehr weit gespannten Bericht der Enquete zu 
bewerten, erscheint mir so wenig seriös wie nahrhaft. 
Wer also satt werden will, muß schon selbst lesen, ver- 
gleichen, den Argumenten nachgehen, sie hinterfra- 
gen. Über Geschmack läßt sich zwar nicht, über die 
Mehrheits- und Minderheitsvoten und -empfehlun- 
gen, wie wir hörten, aber trefflich streiten. 

Die bildungspolitischen Ziele meiner Partei, eine 
offene Bildungsgesellschaft, die mit dem Begriff des 
Bürgerrechts auf Bildung die Entwicklung des einzel- 
nen in den Vordergrund stellt, in der bestmöglichen 
Förderung individueller Fähigkeiten und Begabun- 
gen, Ausgleich von Benachteiligungen, hohe Qualifi- 
kation der Bürgerinnen und Bürger, Vielfalt und 
Durchlässigkeit der Bildungsmöglichkeiten und stän- 
dige Weiterbildung wesentliche Voraussetzungen für 
Freiheit und Selbstbestimmung ebenso wie für die 
kulturelle, wissenschaftliche und wirtschaftliche Lei- 
stungsfähigkeit des Gemeinwesens sind, sehe ich 
^ durch den Bericht bestätigt, und zwar nicht nur, was 
auf der Hand liegt, in den Beiträgen der Koalitions- 
seite oder in den ausdrücklichen Konsensbereichen 
oder in den Ergebnissen der Anhörungen, Experten- 
gespräche und Gutachten. Es gibt auch manchen im- 
manenten Konsens, trotz divergierender Akzentu- 
ierungen, die auch hier zur Sprache gekommen sind, 
trotz — allerdings wichtiger — Auseinandersetzun- 
gen darüber, ob ein bewährtes System, etwa das der 
dualen Berufsausbildung, weiterzuentwickeln und 
auch zu verbessern sei oder ob radikal andere Wege 
eingeschlagen werden sollen, die aber, so befürchten 
wir, in ein für die Betroffenen unwohnlicheres Ge- 
lände führen könnten. 

Wenn ich einen Aspekt des Themas Weiterbildung 
jetzt exemplarisch, notgedrungen pars pro toto, an- 
spreche, verkenne ich auch nicht, daß sich Ihre Seite 
mit auch von mir aufgeworfenen Fragen, etwa zum 
Spannungsverhältnis „Vielfalt, Offenheit, Gestal- 
tungsfreiheit hier, öffentliche Verantwortung dort 1 ' 
beschäftigt hat; so in Ihrem Votum zu den Grundher- 
ausforderungen, wo Verständnis für das Mißtrauen 
gegenüber Verstaatlichung geäußert wird, oder in der 
Versicherung, daß öffentliche Verantwortung nicht 
Verstaatlichung bedeute. 

Trotzdem stimmt mich mancher Kontext nachdenk- 
lich, wenn es etwa heißt, ein qualitatives Angebot sei 
gegeben, stünden die Dauer der Veranstaltung, die 
Gestaltung des Lehrplans, die Unterrichtsmethode, 
Ausbildung und Berufserfahrung der Lehrkräfte und 
sächliche Ausstattung der Einrichtung in einem ange- 
messenen Verhältnis. Gut gesagt, aber was bedeutet 
das genau, exakt, präzise? Wer bestimmt das? Wie 


steht es um die Eigenverantwortung für neue Ideen, (C) 
Methodik, Gestaltung und wie um das diffizile Ver- 
hältnis zwischen Gleichartigkeit und Gleichwertig- 
keit, zwischen Gleichheit und Vergleichbarkeit in die- 
sem pädagogischen Sinne? Der Teufel wohnt be- 
kanntlich im Detail, und oft folgt der guten Absicht die 
Bürokratie auf dem Fuße. 

Bedeutet nicht öffentliche Verantwortung auch 
Schutz der Freiheit von Angebot und Lehre, Koopera- 
tion mit Wirtschaft und Gewerkschaften, Verhinde- 
rung von Wettbewerbsverzerrungen zwischen staatli- 
chen, kommunalen und freien Trägern, Abbau von 
Zugangsbarrieren für benachteiligte Gruppen durch 
bedarfsgerechte Förderung usw.? Denn wenn es 
stimmt, daß die Bedeutung des formalen Eintritts in 
das Berufsleben zurückgeht und sich die Notwendig- 
keit eines Umdenkens in der üblichen Verteilung der 
Bildungszeiten im gesamten Lebenszyklus abzeich- 
net, und wenn wir zudem an die Herausforderungen 
denken, die durch die Entwicklungen in Deutschland 
und im europäischen Einigungsprozeß entstehen, 
dann erhalten solche Fragen — ich betone: Fragen — 
über das traditionelle Verständnis von Weiterbildung 
hinaus in der Rückwirkung auch für die Bereiche der 
beruflichen Erstausbildung und der Hochschulen ein 
besonderes Gewicht, und es wäre fatal, wenn die Wei- 
chen in Richtung Bürokratisierung und übermäßige 
Verrechtlichung statt in die von Kreativität und Inno- 
vation gestellt würden. 

Meine Damen und Herren, vielleicht zeigt dieses 
exemplarische Beispiel — mehr war nicht möglich — , 
daß sich die Diskussion lohnen wird. An ihr werde ich 
hier nicht mehr teilnehmen. Aber ich wünsche, daß es 
so kommen möge, wie von den verschiedenen Spre- 
ehern gesagt wird, daß dieser Bericht über den heuti- 
gen Tag hinaus nicht nur in diesem Hause diskutiert 
wird, diene es nur der Schärfung des eigenen 
Standpunktes, der sich auch manchmal — Zeit bringt 
Rat, manchmal guten Rat — ändern kann. Ich wün- 
sche denen, die sich an der Diskussion hier im Hause 
zukünftig beteiligen werden, alles Gute, und natürlich 
bedanke ich mich bei jedem, der in der Enquete mit- 
gearbeitet hat, bei dem Vorsitzenden, aber auch bei 
allen anderen. Mich hat diese wirklich angenehme, 
wenn auch manchmal etwas nervende Arbeit letzten 
Endes dann doch, auch vor dem Hintergrund unseres 
friedlichen Auseinandergehens gestern abend, sehr 
gefreut. Dafür bedanke ich mich. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Neuhausen, 
dann muß ich Sie wohl auch von hier oben verabschie- 
den. 

(Neuhausen [FDP]: Ich komme noch ein- 
mal!) 

— Dann sage ich das später. 

Frau Stolfa ist die nächste Rednerin. 

Frau Stolfa (Gruppe der PDS): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zunächst muß auch ich 
mein Befremden darüber ausdrücken, daß für etwas 
so Wichtiges wie perspektivische Bildungspolitik ins- 
gesamt sage und schreibe 30 Minuten Zeit für die 
Debatte eingeräumt wurden. Befremden auch des- 
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Frau Stolfa 

(A) halb, weil ein so schwerwiegendes Problem wie die 
Herstellung der Einheit auch im Bildungswesen vor 
uns steht. Zu Tagesordungspunkt 19 können wir gar 
nicht Stellung nehmen, denn wir haben zu den beiden 
letzten Tagesordnungspunkten nur drei Minuten Re- 
dezeit. 

Zunächst äußere ich meinen Respekt vor der Arbeit 
der Enquete-Kommission; denn immerhin gelang es, 
in einigen wesentlichen Punkten Konsens zu errei- 
chen. Ich finde jedoch, daß einige in Minderheitsvoten 
enthaltene wirklich konstruktive Vorschläge auch der 
Regierungsmehrheit gut zu Gesicht gestanden hät- 
ten. 

Bedauerlich ist, daß der Ansatz für den Prozeß der 
Einigung im Bildungswesen in einer ursprünglich ge- 
planten Problemanalyse nicht mehr zustande kam. 
Deshalb vertreten wir die Auffassung, daß der Schluß- 
bericht der Kommission als Ausgangspunkt für eine 
breite öffentliche Diskussion in allen Bundesländern 
betrachtet werden muß; 

(Beifall bei Abgeordneten der Gruppe der 
PDS und der GRÜNEN/Bündnis 90) 

geht es doch um demokratische Mitsprache und Mit- 
entscheidung in einer im wirklichen Sinn öffentlichen 
Angelegenheit, die ausnahmslos alle angeht: die Per- 
spektive von Bildung und Schule. Der Bericht sollte im 
Zusammenhang mit dem Positionspapier des Zentra- 
len Runden Tisches vom 5. März 1990 zu Bildung, 
Erziehung und Jugend gesehen werden. Das könnte 
helfen, in den neuen Bundesländern große Irritatio- 
nen, die es besonders bei Lehrern gibt, zu beseiti- 

(B) gen. 

Da hier auch die Dissenspunkte mit den entspre- 
chenden unterschiedlichen Lösungsansätzen ange- 
führt worden sind, können sich Lehrende, Auszubil- 
dende, Eltern und Forschende in der ehemaligen DDR 
in den Meinungsstreit um die modernere, bessere Va- 
riante einbringen. 

Ich sage das deshalb, weil bereits jetzt in einigen 
der neuen Bundesländer administrativ darangegan- 
gen wird, ihnen kritiklos ein im europäischen Maßstab 
überholtes dreigliedriges Schulsystem überzustülpen. 
Formal angeblich Bewährtes wird übernommen, bzw. 
es erfolgt eine bloße Anpassung. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Stimmt doch 
nicht! — Ist doch nicht wahr!) 

Wenn wir schon über Bildungsperspektiven reden, 
sollte man sich doch auch in den neuen Ländern mo- 
derne Konzepte erstreiten dürfen. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS und bei Ab- 
geordneten der SPD) 

Aus Zeitgründen kann ich nur die wichtigsten Posi- 
tionen künftiger Bildungspolitik, für die sich die PDS 
einsetzt, nennen. 

Erstens. Wir treten ein für verfassungsmäßige Ver- 
ankerung des Rechts auf Bildung als eines grundle- 
genden Menschenrechts — und das für ein Leben 
lang. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie ja 
40 Jahre lang praktiziert!) 


— Ach, unterlassen Sie doch endlich einmal diese (C) 
Wendungen! Die sind doch abgegriffen! 

(Oswald [CDU/CSU]: Die werden Sie hier 
noch lange hören!) 

Zweitens. Wir fordern Chancengleicheit in Bildung 
und Ausbildung, unabhängig von Alter, Geschlecht, 
sexueller Orientierung, nationaler Herkunft, politi- 
scher, kultureller und religiöser Identität und sozialen 
Verhältnissen. 

Chancengleichheit erfordert ein Schulsystem, das 
nicht frühzeitig selektiert, sondern integriert. Die be- 
ste Voraussetzung dafür ist die Gesamtschule. 

Zur Chancengleichheit gehört auch, daß eine Aus- 
grenzung von Lehrern aus politischen Gründen nicht 
stattfinden darf. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS — Lachen 

bei der CDU/CSU - Zuruf von der CDU/ 

CSU: Das haben Sie gemacht!) 

— Ich habe es nicht gemacht. Verwechseln Sie mich 
doch nicht mit Margot Honecker! 

Drittens. Die Reformierung des Bildungswesens 
muß zwingend mit einer weiteren Demokratisierung 
verbunden sein, und das nicht nur in den neuen Bun- 
desländern. 

Viertens. Mit Blick auf notwendige Transparenz, 
demokratische Mitbestimmung und gesellschaftliche 
Kontrolle unterstützt die PDS nachdrücklich den Vor- 
schlag einen regierungsunabhängigen Bildungsrat zu 
bilden, in dem Praktiker und Wissenschaftler Zusam- 
menwirken, um Empfehlungen an die Regierenden zu 
erarbeiten oder um Kritik zu üben. Dieser Bericht 
kann, wenn er in die Öffentlichkeit kommt, das für ein 
modernes, perspektivisches Bildungskonzept not- 
wendige Reformbewußtsein nur fördern. 

(Beifall bei der Gruppe der PDS) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Wüppesahl. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU] : Ein Höhepunkt 
jagt den anderen!) 

Wüppesahl (fraktionslos): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kollegen und Kolleginnen! 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Seit wann haben 
Sie eine Ahnung von Bildung?) 

— Sie merken das doch an meinen Reden. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Ja, das merkt 
man!) 

Ich habe nicht ganz solchen Respekt wie meine Vor- 
rednerin vor der Arbeit dieser Kommission, weil der 
Bericht, wie von Mitgliedern der Kommission hier 
schon ausgeführt, im wesentlichen einen Analyseteil 
darstellt, also eine gehobene Fleißarbeit, aber nicht 
die Perspektiven aufzeigt, die notwendig sind. Die 
politisch-praktische Folgenlosigkeit dieses Berichts ist 
weitestgehend determiniert. Daran ändern auch die 
beschwörenden Formeln der Kollegin Hillerich und 
anderer nichts. 

Die Bildungspolitiker der Bundesregierung und 
auch die der sogenannten sozialdemokratischen Op- 
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Wüppesahl 

(A) position sind zu der Leistung zu beglückwünschen, 
1987 die Einsetzung einer Enquete-Kommission zu 
planen, die im September 1989 einen gerade 200 Sei- 
ten starken Bericht herausbringt, der dann ein Jahr 
später, im Oktober 1990, im Bundestag behandelt 
wird. Eine reife Leistung in Windeseile! 

Vielleicht sollte einmal jemand im Hause Mölle- 
mann anrufen und dem Herrn Minister mitteilen, daß 
sich die Einheit Deutschlands vor fast einem Jahr ab- 
zeichnete, seit einem halben Jahr konkrete Gestalt 
annahm und seit gut drei Wochen Wirklichkeit ist. 
Dies könnte ja der Arbeitsminister übernehmen, der 
für eine solche Verschlafenheit unlängst den richtigen 
Begriff vom historischen Penner prägte. 

Da werden drei Staatsverträge in sechs Monaten für 
die Gesamtordnung einer neuen Gesellschaft ge- 
schlossen, aber man ist nicht in der Lage, einen Bil- 
dungsbericht oder einen Bericht der Enquete-Kom- 
mission vorzulegen, der ein vergleichbares Niveau 
hat. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Sie wissen an- 
scheinend gar nicht, worüber hier diskutiert 
wird! Keine Ahnung!) 

Dieser Vorgang zeigt symptomatisch, welchen Stel- 
lenwert die Bundesregierung und der Bundestag 
— denken Sie nur an die 30 Minuten, innerhalb deren 
wir dieses Thema heute behandeln — der Bildungs- 
politik zumessen, nämlich fast gar keinen. Im Staats- 
vertrag über die Währungs-, Wirtschafts- und Sozial- 
union ist fast nichts von neuer Bildungspolitik unter 
dem Aspekt der deutschen Einheit zu spüren. 

(B) 

(Oswald [CDU/CSU]: Bei Ihnen schreibt man 
„Lehrer" mit zwei „e"!) 

Das in Lehrer- und Schülerkreisen geflügelte Wort, 
man lerne nicht für die Schule, sondern für die Zu- 
kunft, scheit sich noch nicht auf jedem Truppen- 
übungsplatz, auf dem Minister Möllemann verkehrt, 
herumgesprochen zu haben. 

Selbst die Beschlußempfehlung und der Bericht des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft, eines Gre- 
miums also, das doch in der Lage sein sollte, auf die 
aktuellen Erfordernisse angemessen zu reagieren, 
sind Papiere aus der Gegend rechts hinter dem Mond. 
Dies gibt der Ausschuß auch noch zu. Zitat: „Die En- 
quete-Kommission beschränkt ihre Arbeit auf die im 
Grundgesetz verankerte Zuständigkeit des Bundes. " 
Damit ist natürlich auch eine territoriale und nicht nur 
eine institutionelle Zuständigkeit gewünscht. 

Was diese Beschlußempfehlung dann auch noch in- 
haltlich vermittelt, ist eine Mischung aus wohlmei- 
nenden Plattheiten wie „Jeder Beruf und jede beruf- 
liche Tätigkeit sind umweltrelevant" 

(Zuruf des Abg. Neuhausen [FDP]) 

— Herr Neuhausen, vielleicht ist es ganz gut, daß ein- 
mal ein Kollege, der nicht aus der Kommission heraus 
befangen diesen Bericht bewertet, sondern von außen 
einen Blick darauf geworfen hat, Ihnen ein paar Dinge 
mit auf den Weg gibt — 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Aber lesen muß 
man ihn schon!) 


und den in der Bundesrepublik seit Jahren üblichen (C) 
leeren Forderungen wie „Dringend erforderlich ist es, 
die Ausbildungsmittel in allen Bildungsbereichen 
rasch weiterzuentwickeln". 

Meinen Glückwunsch zu dieser Einsicht! Der Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft, die Enquete- 
Kommission „Bildung 2000" und nicht zuletzt die 
Bundesregierung haben im Bereich der Bildungspoli- 
tik schlampige, fahrlässige Arbeit geleistet, die nun 
die jungen Menschen in der Bundesrepublik auszuba- 
den haben. Wo ist in der Beschlußvorlage auch nur ein 
Wort darüber zu lesen, daß die deutsche Einheit auch 
bildungspolitische Konsequenzen hat? Wo ist etwas 
darüber zu lesen, daß die Berufsbildung in der ehema- 
ligen DDR der dringenden Modernisierung bedarf, 
wenn man heute nicht schon wieder die bildungspoli- 
tische Teilung der gerade staatlich vereinten Nation 
hersteilen will? 

Sicherlich, die Bildungspolitik fällt in die Kompe- 
tenz der Länder, aber die Bundesregierung, die doch 
sonst bemüht ist, alles zu zentralisieren 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 
Wüppesahl, ich unterbreche Sie. Für heute ist es nun 
genug. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Mehr als genug!) 

Wüppesahl (fraktionslos): Das denke ich nicht. Ich 
weiß, wie konziliant Sie bei anderen Rednern verfah- 
ren sind, Herr Westpahl. Ich finde es nicht fair, daß Sie 
im letzten Satz meiner Rede so hart intervenieren. 

Vizepräsident Westphal: Aber Sie sind derjenige, (D) 
der genausoviel gesprochen hat wie eine ganze 
Gruppe in diesem Hause. Wir sind großzügig gewe- 
sen. Das ist gegenüber all den anderen Kollegen 
längst nicht mehr zu verantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jetzt hat der Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, 

Herr Dr. Lammert, das Wort. 

Dr. Lammert, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Bildung und Wissenschaft: Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gehört zu den 
sympathischen Kuriositäten des Parlamentarismus, 
daß der Deutsche Bundestag zu Beginn der Behand- 
lung dieses Tagesordnungspunkts übereinstimmend 
der Vereinbarung einer Redezeit zustimmt, die an- 
schließend von sämtlichen Rednern aus allen Fraktio- 
nen als völlig unzulänglich zurückgewiesen wird. Daß 
sich dabei dieser Bundestag an Liberalismus von nie- 
mandem übertreffen läßt, geht schließlich hinrei- 
chend daraus hervor, daß in einer nicht ausreichenden 
Redezeit auch noch Kolleginnen und Kollegen das 
Wort erhalten, die an der Arbeit dieser Kommission 
überhaupt nicht beteiligt waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FPD sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der GRÜ- 
NEN/Bündnis 90) 

Ich halte es in der Tat für eines der ehrgeizigsten 
und kühnsten Unterfangen des Deutschen Bundes- 
tags in dieser nun zu Ende gehenden Legislaturpe- 
riode, die Perspektiven der zukünftigen Bildungs- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Lammert 

(A) politik in einer gerade halbstündigen Debatte auf- 
arbeiten zu wollen. 

{Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Aber wir schaffen 
es!) 

Der Versuch, die Position der Bundesregierung dazu 
in weniger als fünf Minuten vorzutragen, wäre gera- 
dezu tollkühn und aussichtslos. Deswegen werde ich 
ihn auch gar nicht unternehmen. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Das ist doch ab- 
surd, was hier läuft!) 

Ich beschränke mich vielmehr auf fünf Bemerkun- 
gen. 

Erstens. Einsetzung und Arbeit der Enquete-Kom- 
mission sind, wie ich denke, Ausdruck eines wieder 
gestiegenen öffentlichen Bewußtseins von der zentra- 
len gesellschaftlichen Bedeutung von Bildung und 
Wissenschaft. Ich denke, Herr Kollege Kuhlwein, so- 
wohl das Parlament als auch die Bundesregierung 
sollten das bei dieser Gelegenheit ausdrücklich be- 
grüßen. 

Zweitens. Der Versuch einer umfassenden Be- 
standsanalyse und Bildungsplanung für das Jahr 2000 
und darüber hinaus ist bei gleichzeitiger Begrenzung 
der Perspektiven auf die jeweiligen Zuständigkeiten 
von Bund bzw. Ländern überzeugend nicht möglich. 
Das haben, wie ich denke, die Arbeit der Kommission 
und ihr Ergebnis deutlich gezeigt. Die aktuelle Kom- 
petenzverteilung zwischen Bund und Ländern darf 
einer solchen Perspektive nicht im Wege stehen. Viel- 
mehr ist sie selbst ein notwendiger Bestandteil dieser 

(B) Analyse. 

Drittens. Der Schlußbericht der Enquete-Kommis- 
sion und insbesondere der Anhang-Band mit den in 
Auftrag gegebenen Gutachten und der Auswertung 
von Anhörungen stellen gewiß eine wertvolle Mate- 
rialsammlung der künftigen Bildungspolitik dar. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Mehr aber auch 
nicht!) 

Eine verläßliche Leitlinie sind sie allerdings schon 
deswegen nicht, weil übereinstimmende Handlungs- 
empfehlungen der Kommission nur in wenigen Aus- 
nahmefällen verabschiedet werden konnten, in der 
Regel dagegen Mehrheits- und Minderheitsvoten. 

Viertens. Die gemeinsamen Empfehlungen im Ka- 
pitel „Bildung in Europa" bestätigen dankenswerter- 
weise weitgehend die Positionen der Bundesregie- 
rung in diesem Aufgabenfeld, wie sie etwa zuletzt in 
der Antwort der Bundesregierung auf die Große An- 
frage der SPD-Fraktion vom November vergangenen 
Jahres deutlich gemacht wurden. Im Bereich der 
Hochschulpolitik darf die Bundesregierung für sich in 
Anspruch nehmen, vielen Empfehlungen, die im 
Mehrheits- oder im Minderheitsvotum ausgesprochen 
werden, durch konkrete Initiativen bereits vorausge- 
eilt zu sein. 

Fünftens. Dieser Abschlußbericht bedarf zweifellos 
einer ausführlichen und möglichst unvoreingenom- 
menen Diskussion, die in der nächsten Legislaturpe- 
riode zu führen ist und die die doppelte Herausforde- 
rung der deutschen Einheit und des europäischen 
Binnenmarktes mit ihren Folgen für die Leistungsfä- 


higkeit unseres Bildungssystems berücksichtigen (C) 
muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 


Vizepräsident Westphal: Was man alles so in fünf 
Minuten unterbringen kann — und Sie haben sie noch 
nicht einmal gebraucht, Herr Lammert — , finde ich 
prima. 

Meine Damen und Herren, auch hier ist ein Grund 
gegeben, den Mitarbeitern dieser Enquete-Kommis- 
sion, insbesondere denjenigen, die nicht selbst im 
Bundestag vertreten sind, und denjenigen, die uns 
büromäßig geholfen haben, von hier oben aus zu dan- 
ken. 

Dieser Bericht geht nun — das werden wir gleich 
entscheiden — in die Ausschüsse, leider nicht in kon- 
tinuierlicher Arbeit. Wir haben gehört, was wir unse- 
ren Nachfolgern an Aufgaben mit auf den Weg geben 
wollen. 

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, den Schlußbe- 
richt der Enquete-Kommission „Zukünftige Bildungs- 
politik — Bildung 2000" auf Drucksache 11/7820 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden? — Das ist 
der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich lasse jetzt über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft auf Druck- 
sache 11/7381 abstimmen. Wer für die Beschlußemp- 
fehlung stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Be- 
schlußempfehlung ist einstimmig angenommen; ei- 
nige Kollegen haben nicht mit abgestimmt. 


Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Bildung und Wissen- 
schaft (19. Ausschuß) zu der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Berufsbildungsbericht 1989 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregie- 
rung 

Berufsbildungsbericht 1990 

- Drucksachen 11/4442, 11/6787, 11/7904 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Nelle 
Rixe 

Neuhausen 
Frau Hillerich 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Bildung und Wissen- 
schaft (19. Ausschuß) zu dem Antrag der Abge- 
ordneten Frau Hillerich und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Einrichtung eines 8. Förderungsschwerpunk- 
tes „Mädchen und Frauen" für Modellversu- 
che der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
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Vizepräsident Westphal 

(A) dungsplanung und Forschungsförderung 

(BLK) 

- Drucksachen 11/5713, 11/7918 - 
Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Schmidt (Spiesen) 

Rixe 

Frau Hillerich 

Im Ältestenrat sind auch für diese Beratungen 
30 Minuten veranschlagt worden. — Ich sehe keinen 
Widerspruch; ich kann ihn empfinden, aber wir haben 
ihn nicht. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Oswald. 


Oswald (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Berufsbildungsbericht 1990 liefert 
nach 20jähriger Gültigkeit des Berufsbildungsgeset- 
zes eine beachtliche Bilanz über den Zustand der be- 
ruflichen Bildung in unserem Land. Man kann der 
Bundesregierung in ihrem Urteil nur zustimmen, daß 
die Leistungen des dualen Systems der Berufsausbil- 
dung und der im wesentlichen auf Eigeninitiative be- 
ruhenden beruflichen Weiterbildung zu den ein- 
drucksvollen Beispielen positiver wirtschaftlicher 
Entwicklung in der 40jährigen Geschichte unseres 
Landes gehören. 

Der Lehrstellenmangel, Anfang der 80er Jahre das 
bildungspolitische Problem Nummer eins, gehört für 
die 90er Jahre endgültig der Vergangenheit an. Be- 
reits 1989 war die Lehrstellensituation besser als je 
(B) zuvor. Das Lehrstellenangebot überstieg die Nach- 
frage bundesweit um 11%. Das heißt, von rund 
668 000 angebotenen Ausbildungsplätzen blieb jeder 
achte unbesetzt. 

Ich will jetzt nicht auf die Fülle der Ursachen einge- 
hen. Es bleibt eine Feststellung: Immer weniger junge 
Erwachsene stehen dem Arbeitsmarkt unmittelbar zur 
Verfügung. Die größten Nachwuchsprobleme zeigen 
sich heute im gewerblichen Mittelstand, im Bereich 
des Handwerks, der Bauwirtschaft, des Gaststätten- 
gewerbes und des Handels. Es zeigt sich vor allen 
Dingen im süddeutschen Raum ein dramatischer 
Lehrstellen- und Fachkräftemangel in diesem Be- 
reich. 

Zugespitzt stellt sich damit für die 90er Jahre die 
besorgte Frage: Droht womöglich dem dualen System, 
das seine Bewährungsprobe gerade im letzten Jahr- 
zehnt mit Auszeichnung bestanden hat und um des- 
sen Effizienz wir von der ganzen Welt beneidet wer- 
den, jetzt die innere Auszehrung? 

Ich möchte jetzt kurz auf die Situation der berufli- 
chen Bildung in den neuen Bundesländern zu spre- 
chen kommen, wo bekanntlich seit dem 1. September 
unser Berufsbildungsgesetz gilt. Dort verfügt man 
zwar nach Erhebungen des Bundesinstituts für Be- 
rufsbildung über ein gut ausgebautes Berufsbildungs- 
system, das aber den Anforderungen einer modernen 
Wirtschaft nicht gewachsen ist. So ist die Ausbildung 
in kaufmännischen Berufen und im Dienstleistungs- 
bereich bisher vollkommen vernachlässigt worden. 

Bei der Neugestaltung der beruflichen Bildung auf 

dem Gebiet der neuen Bundesländer stehen wir vor 


einer doppelten Aufgabe: Zum einen müssen kurzfri- (C) 
stig ausreichend viele neue Ausbildungsplätze zur 
Verfügung gestellt werden, und zum anderen müssen 
gleichzeitig alle Anstrengungen auf das Ziel gerichtet 
werden, das Ausbildungsniveau anzuheben und die 
Berufsausbildung entsprechend zu modernisieren. 

Mitten in einer Phase des gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Umbruchs muß das ganze System der 
beruflichen Bildung in den neuen Bundesländern auf 
den Ordnungsrahmen der Bundesrepublik umgestellt 
werden. Ich nenne nur einige wichtige Stichworte: 
Berufsbildungsgesetz, Handwerksordnung, Berufs- 
schulgesetz, Ausbildungsordnungen, Rahmenlehr- 
pläne — dabei wird schon sichtbar, welche Punkte 
letzten Endes auf uns zukommen — , Konsolidierung 
der Berufsschulen, Ausbildung der Ausbilder, Umstel- 
lung der Ausbildungsdauer — und dies alles natürlich 
in einer nicht ganz einfachen wirtschaftlichen Situa- 
tion. 

Angesichts dieser Probleme möchte ich ausdrück- 
lich die Bereitschaft der Spitzenverbände der deut- 
schen Wirtschaft, der Gewerkschaften und der Bun- 
desregierung zu einer konzertierten Aktion berufli- 
cher Bildung unterstützen. Bundeskanzler Dr. Hel- 
mut Kohl ist ausdrücklich dafür zu danken, daß er zu 
einem denkbar frühen Zeitpunkt durch die Lehrstel- 
lenaktion in Halle eine Initiative zur Schaffung von 
Ausbildungsplätzen gestartet hat. Die Bundesregie- 
rung hat mit ihrem Versorgungsprogramm für 30 000 
Lehrlinge im Umfang von 312 Millionen DM einen 
finanziellen Startschuß gegeben und dadurch positive 
Signale gesetzt. 

(D) 

Ich hoffe sehr, daß wir bei der Debatte des nächsten 
Berufsbildungsberichts Gelegenheit haben, auch für 
die neuen Länder auf der Basis einer guten Versor- 
gungslage mit Ausbildungsplätzen über die Weiter- 
entwicklung des dualen Systems nachzudenken. 

Noch einige grundsätzliche Punkte — auch im An- 
schluß an die vorherige Debatte zur beruflichen Bil- 
dung: Das duale System der Berufsausbildung stellt 
auf absehbare Zeit die bedeutendste und eine gesell- 
schaftlich weithin anerkannte Ausbildungsform für 
die große Mehrheit der Jugendlichen eines Jahrgangs 
in unserem Lande dar. In den letzten 10 Jahren haben 
6,5 Millionen Jugendliche die duale Ausbildung 
durchlaufen. Das heißt, 72% eines jeden Jahrgangs 
absolvieren im Laufe ihres Bildungswesens eine 
Lehre in einem anerkannten Ausbildungsberuf. 

Ich werbe für die duale Ausbildung. Die Besonder- 
heiten dieser dualen Ausbildung liegen vor allem in 
ihrem Praxisbezug, der partnerschaftlichen Ausge- 
staltung zwischen Staat und ausbildender Wirtschaft, 
der Zahlung von Ausbildungsvergütungen und der 
maßgeblichen Beteiligung am Konsens der Sozial- 
partner. Als besonderer Vorzug des dualen Systems 
erscheinen mir die frühzeitige Einbindung in das Be- 
triebsgefüge, das Lernen am Arbeitsplatz, die Teil- 
habe an technischen Veränderungen und die ergän- 
zende theoretische Ausbildung. Das alles fördert von 
Anfang an die Bereitschaft und Fähigkeit zur späteren 
Weiterbildung, die wir doch im Sinne eines letzten 
Endes lebenslangen Lernens für so notwendig hal- 
ten. 
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Oswald 

(A) Die hohe Qualifikation der arbeitenden Bevölke- 
rung ist angesichts der rasanten technischen Entwick- 
lung ein herausragender Standortvorteil, der nur zu 
halten ist, wenn die Leistungsfähigkeit der Mitarbei- 
ter erhalten bleibt. Ich will hier noch etwas wirklich 
Entscheidendes sagen: In den kommenden Jahrzehn- 
ten wird es notwendig sein, in unserer gesamten Ge- 
sellschaft eine hohe Flexibilität und Mobilität zu ent- 
wickeln. Nur Flexibilität und Mobilität in der Berufs- 
orientierung, der Weiterbildungsbereitschaft sowie in 
den Ansprüchen an Status und Einkommen bieten die 
Gewähr, sich an die sich immer schneller ändernde 
Arbeits- und Wirtschaftswelt anzupassen und dem Ri- 
siko der Arbeitslosigkeit zu entgehen. Dazu gehört bei 
zunehmender internationaler Arbeitsteilung und zu- 
nehmender europäischer Integration auch eine stär- 
kere Berücksichtigung von Fremdsprachen in der be- 
ruflichen Bildung. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Wenn sich das 
duale System der Berufsausbildung in den 20 Jahren 
quantitativ und qualitativ in so hervorragender Weise 
gefestigt hat, dann ist dies das unbestreitbare Ver- 
dienst aller Beteiligten, der Ausbildungsbetriebe, der 
Berufsschulen, der Sozialpartner und der verschiede- 
nen staatlichen wie politischen Gremien. 

Zur Erweiterung der Rahmenkompetenz des Bun- 
des besteht im übrigen überhaupt kein Anlaß. Wir 
sind gut beraten, wenn wir uns auch im vereinten 
Deutschland auf die integrierende Kraft unserer föde- 
rativen Verfassung besinnen; 

(Kuhlwein [SPD]: Weit weg von der 
Praxis!) 

(B) denn gerade im Zusammenwachsen in Europa muß 
Kulturhoheit der Länder als Wesensmerkmal der 
deutschen Verfassungstradition und als ein Element 
freiheitssichernder Gewaltenteilung erhalten blei- 
ben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Frau Hillerich [GRÜNE]: So ein Quark!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Eimer. 

Dr. Eimer (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe gehört, man kann 
um diese Zeit nur noch durch Kürze Eindruck machen. 
Aber dann müßte ich den Teil über die alten Länder 
weglassen, und das kann ich meinen neuen Kollegen 
auch wieder nicht antun. 

Die beiden letzten Berufsbildungsberichte zeigen, 
daß sich in den zurückliegenden Jahren zwar die Zahl 
der beruflichen Ausbildungsplätze in den alten Län- 
dern der Bundesrepublik positiv verändert hat, wie 
Kollege Oswald hier ausführlich bemerkte. Es gibt 
jedoch auch weiterhin erhebliche Mängel in der re- 
gionalen Verteilung — Süd-Nord-Gefälle, habe ich 
hier lernen müssen — und im Hinblick auf die Quali- 
tät der Ausbildungsplätze. 

(Frau Hillerich [GRÜNE/Bündnis 90]: Sehr 
richtig!) 

Durch die Fehlausbildung vieler Jugendlicher in den 
vergangenen Jahren ist außerdem ein hoher Weiter- 


bildungsbedarf entstanden, der noch nicht gedeckt (C) 
sein soll. 

Die Weiterbildung, die man nicht mehr von der 
beruflichen Erstausbildung trennen darf, hat sich in 
der alten Bundesrepublik wegen fehlender geeigne- 
ter planerischer Grundlagen nicht dem erhöhten Qua- 
lifizierungsbedarf angepaßt, einem Bedarf, den tech- 
nologische Entwicklung und Ökonomischer Struktur- 
wandel erzwungen haben. Diese hohen Qualitätsan- 
forderungen können nicht ausschließlich durch beruf- 
liche Weiterbildung erfüllt werden, vor allem dann 
nicht, wenn diese allein an arbeitsmarktwirksame 
Verwertbarkeit ausgerichtet ist, wie wir das vorhin 
vom Grafen Waldburg-Zeil hören konnten. 

Flexibilität, Ideenreichtum und Vielseitigkeit blei- 
ben auf der Strecke, wenn allgemeine politische und 
kulturelle Weiterbildung aus dem Weiterbildungs- 
konzept ausgeschlossen bleiben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Auf Grund der erheblichen Mängel in der regiona- 
len Verteilung und in der Qualität der Ausbildungs- 
plätze und der Weiterbildungsmöglichkeiten sind 
Mädchen und junge Frauen bei der Ausbildung, Wei- 
terbildung und Berufstätigkeit immer noch benachtei- 
ligt. Es ist keinesfalls die Schuld junger Frauen, daß zu 
viele eine Ausbildung in einem sogenannten Frauen- 
beruf absolvieren, in dem sie dann nach erfolgreicher 
Ausbildung kaum Chancen auf Beschäftigung ha- 
ben. 

(Frau Hillerich [GRÜNE/Bündnis 90]: Und (D) 

den sie sich vorher auch meistens nicht ge- 
wünscht haben! Sehr richtig!) 

Modellversuche zur Förderung der Ausbildung von 
jungen Frauen in zukunftsorientierten Berufen sind 
dagegen erfolgreich verlaufen. Es ist an der Zeit, auf 
breiter Ebene die Einstellung von Frauen in diese 
Berufe und deren Übernahme nach der Ausbildung zu 
fördern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Die Bundesregierung hat bisher bei der Lösung die- 
ses Problems ihre gesamtstaatliche Verantwortung 
leider noch nicht ausreichend wahrgenommen. Hier 
ist die Einrichtung eines achten Förderschwerpunk- 
tes Mädchen und Frauen für Modellversuche der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung ein sinnvolles Instrument und 
kann die gewünschten Signale setzen. Der Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft empfiehlt diese Förde- 
rung. 

Seit die Mängel in der regionalen Verteilung und 
der Qualität eines auswahlfähigen Ausbildungsange- 
botes sichtbar wurden, hat die SPD dem Deutschen 
Bundestag Vorschläge unterbreitet, um diese Mängel 
zu beheben. Die SPD ist eingetreten für eine Verbes- 
serung der Zusammenarbeit von Schulen, Berufs- 
schulen, Ausbildungszentren, Betrieben, Kammern 
und Verwaltungen von kommunalen und regionalen 
Gebietskörperschaften, um ein qualifiziertes Ausbil- 
dungsangebot regional zu sichern und auszuweiten. 
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Dr. Eimer 

(A) Seit Jahren fordern wir eine Weiterentwicklung der 
Qualifizierung von Ausbildern und Ausbilderinnen. 
Über eine größere Zahl qualifizierter Ausbilderinnen 
sollten mehr junge Frauen und Mädchen für eine Aus- 
bildung in zukunftsorientierten gewerblich-techni- 
schen Berufen gewonnen werden. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

In der Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bil- 
dung und Wissenschaft heißt es, daß qualifizierte be- 
rufliche Bildung zugleich grundlegende Vorausset- 
zungen zur menschen- und umweltgerechten Gestal- 
tung von Arbeitsplätzen schaffen muß. 

Die Menschen gerade bei uns in den neuen Ländern 
haben ein besonderes Interesse am Erhalt und an der 
Wiederherstellung natürlicher Lebensgrundlagen. 
Wachsendes Umweltbewußtsein verlangt nach einer 
hohen Umweltweiterbildung und -bildung. 

Meine Damen und Herren, besonders schwierig ist 
die Lage der Berufsbildung zur Zeit in unseren fünf 
neuen Bundesländern» die erst der kommende Berufs- 
bildungsbericht einschätzen wird. Viele Jugendliche 
haben zum September keinen Ausbildungsplatz er- 
halten, oder ihr Ausbildungsvertrag ist widerrechtlich 
gekündigt worden. Durch den Konkurs vieler Be- 
triebe verlieren immer mehr Jugendliche ihren Ar- 
beitsplatz. Betriebsberufsschulen werden wegen der 
finanziellen Belastung geschlossen, weil die Betriebe 
um ihr Überleben kämpfen. Es fehlen überbetriebli- 
che Ausbildungsplätze, die die Ausbildung im über- 
hastet eingeführten dualen System ergänzen könn- 
ten. Berufsschullehrer und Berufsschullehrerinnen, 
Ausbilder und Ausbilderinnen müssen erst noch in die 
neuen Anforderungen des dualen Ausbildungssystem 
hineinwachsen. 

Auf die Übernahme des Berufsbildungsgesetzes» 
die durch den Beschluß der Volkskammer zum 1. Sep- 
tember erfolgte, waren und sind die Betriebe und Ein- 
richtungen der beruflichen Bildung unzureichend 
vorbereitet worden. Die Qualität der beruflichen Bil- 
dung konnte sich in der DDR — von einigen unterent- 
wickelten Bereichen abgesehen — bisher durchaus 
sehen lassen. Dies bestätigen sowohl Aussagen der 
westdeutschen Wirtschaft als auch Fachinstitute; so 
zum Beispiel der Leiter des Bundesinstituts für beruf- 
liche Bildung anläßlich eines von der SPD veranstal- 
teten Hearings zur Berufsausbildung in der Volks- 
kammer im Juli dieses Jahres. 

In diesem Zusammenhang ist auf den bei uns vor- 
handenen Bildungsweg der Berufsausbildung mit 
Abitur hinzuweisen — eine Kombination aus allge- 
meiner, zur Hochschulreife führender Bildung mit der 
Berufsausbildung. Dies ist ein Bildungsweg der uns 
dann, wenn er den neuen Anforderungen an allge- 
meine und berufliche Bildung angepaßt wird, sehr 
erhaltenswert zu sein scheint. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Die Qualifikation unserer Fachkräfte ist das eigentli- 
che Kapital im Einigungsprozeß, das es zu erhalten 
und auszubauen gilt. 


Ohne Unterstützung durch flankierende Maßnah- (C) 
men wird es jedoch keine geordnete Neugestaltung 
der beruflichen Bildung in den neuen Ländern geben. 
Auch in der alten Bundesrepublik wurde die Einfüh- 
rung des Berufsbildungsgesetzes vor 20 Jahren von 
weiteren Aktionsprogrammen begleitet. Die Men- 
schen in den neuen Ländern haben Anspruch auf ent- 
sprechende flankierende Maßnahmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 

Bündnis 90) 

Wir haben das in der Volkskammer mit Nachdruck 
gefordert, und wie Sie wissen, hat auch die SPD-Bun- 
destagsfraktion schon im August ein solches Sofort- 
programm zur Behebung der Ausbildungsnot in der 
damaligen DDR vorgeschlagen. 

Die Entwicklung der letzten Wochen macht dieses 
Programm heute noch dringlicher. Täglich können Sie 
in der Presse verfolgen, meine Damen und Herren, 
wie die Arbeitslosigkeit und die Arbeitsplatznot in 
den neuen Ländern zunehmen. Rasche Hilfe ist gefor- 
dert. 

Wie sollte dies am sinnvollsten geschehen? Solange 
in den neuen Ländern eine mit der in der alten Bun- 
desrepublik vergleichbare Ausbildungsplatz Struktur 
nicht gegeben ist, haben die ehemaligen Betriebsbe- 
rufsschulen» die jetzt als Berufsschulen in kommunale 
Trägerschaft übergegangen sind, die zentrale Bedeu- 
tung. Die Firmen als die ehemaligen Eigentümer der 
Betriebsberufsschulen weigern sich aber zum großen 
Teil, den Schulen die Werkstätten und Labors für die 
berufspraktische Ausbildung zu überlassen. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Dr. Weng [Gerlin- ( D ) 

gen] [FDP]: Das wird hoffentlich die Treu- 
hand in die Hand nehmen!) 

— Dazu werde ich gleich kommen. 

Sie nutzen sie zweckentfremdet und verpachten sie 
an andere Firmen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Unglaublich!) 

Die Berufsschulen müssen daher finanziell in die Lage 
versetzt werden, diese notwendigen Einrichtungen 
erwerben oder mindestens mieten zu können. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Deshalb ist ein Sonderprogramm notwendig, das die 
vollen laufenden Kosten, freilich zeitlich befristet, für 
die Berufsschulen übernimmt. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS) 

Die Finanzierung sollte duch den Bund oder ge- 
meinsam durch Bund und Länder erfolgen. Ein Vor- 
bild dafür könnte die Förderung der außerbetriebli- 
chen Berufsausbildung in den ehemaligen Ausbil- 
dungsstätten der Montanbetriebe in Nordrhein-West- 
falen sein. Dort gibt es, wie Sie wissen, ein Sonderpro- 
gramm, bei dem sich Bund, Länder und Betriebe die 
Ausbildungskosten teilen. Die Kosten für die Moder- 
nisierung der Berufsschulen könnten außerdem aus 
dem Modernisierungstitel des Bildungshaushaltes für 
berufliche Ausbildungsstätten finanziert werden. 

Als weitere Lösungsvorschläge möchte ich hier be- 
nennen: 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Oktober 1990 


18491 


Dr. Eimer 

(A) Erstens: Um das Verantwortungsbewußtsein der 
Betriebe für die Berufsausbildung zu stärken, sollte 
die Treuhandanstalt die Vergabe von Krediten von 
der Ausbildungsbereitschaft abhängig machen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

Außerdem müßte sie bei der Veräußerung von Betrie- 
ben die Berufsausbildung sichern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN/ 
Bündnis 90) 

In diesem Zusammenhang wäre vielleicht auch ein- 
mal zu fragen, wieviel Ausbildungsplätze — und nicht 
nur Arbeitsplätze — VW bei den großen Investitionen 
in Zwickau bereitstellen wird. 

Zweitens. Um die Ausbildungsleistung in den klei- 
nen und mittleren Betrieben zu intensivieren, könnte 
ein System der Ausbildungsprämie für zusätzlich ein- 
gerichtete Ausbildungsstellen — nach dem Vorbild 
der Bundesländer in den 70er Jahren — eingeführt 
werden. 

Drittens. Dringend erforderlich erscheint die sofor- 
tige Einrichtung von mindestens 5 000 überbetriebli- 
chen Ausbildungsplätzen. Bis zum Jahr 2000 sollte im 
Bereich der neuen Bundesländer der Bau von minde- 
stens 35 000 überbetrieblichen Ausbildungsplätzen 
für mehr als 100 000 Auszubildende in Handwerk, 
Kleinindustrie und Landwirtschaft vorgesehen wer- 
den. 

Viertens. Die Umstellung der DDR-Berufsausbil- 
, düng auf die Normen des Berufsbildungsgesetzes 
hängt von den rund 17 000 Berufsschullehrern und 
Berufsschullehrerinnen sowie den 30 000 Ausbildern 
und Ausbilderinnen ab. Ihrer Weiterqualifikation ist 
darum besonderes Augenmerk zu schenken. 

Meine Damen und Herren in diesem Hohen Haus, 
lassen Sie mich mit einer persönlichen Bemerkung 
schließen. Viele von uns aus der ehemaligen DDR sind 
im Herbst vorigen Jahres auch deshalb auf die Straße 
gegangen, weil sie verhindern wollten, daß ihre Kin- 
der über Ungarn oder auf anderen Wegen die Heimat 
verlassen. Auch meine älteste Tochter sagte mir im 
Sommer letzten Jahres: „Vater, ich werde im Dezem- 
ber 18, und so lange wie ihr warte ich nicht auf die 
Demokratisierung des Sozialismus/' Das war für mich 
der letzte Anstoß, nicht mehr nur über Reformen nach- 
zudenken, sondern zusammen mit Gleichgesinnten 
die Sozialdemokratische Partei in der Illegalität zu 
gründen. 

Es wäre für uns, die SPD, und die anderen politi- 
schen Gruppierungen des Herbstes, die die friedliche 
Revolution in der DDR zum Erfolg brachten, und si- 
cher auch für Sie, meine Damen und Herren, gera- 
dezu absurd, wenn der Preis für die errungene Frei- 
heit nun darin läge, daß die jungen Menschen jetzt 
gen Westen ziehen, weil wir es nicht schaffen, ihnen 
dort, wo sie aufgewachsen sind, Ausbildungsplätze zu 
sichern und ausreichende Lebensperspektiven zu er- 
möglichen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN/Bünd- 
nis 90 und der Gruppe der PDS sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP) 


In diesem Sinne bitte ich Sie, tätig zu werden und dem (C) 
hier vorliegenden Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der Gruppe der 
PDS) 

Vizepräsident Westphal: Nun hat der Abgeordnete 
Neuhausen das Wort zu seiner letzten Rede. 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! 

Vizepräsident Westphal: Bevor Sie überhaupt an- 
fangen zu reden, ist schon jemand da, der Sie etwas 
fragen will. Gestehen Sie Herrn Weng diese Frage 
zu? 

Neuhausen (FDP): Ja, wenn mir das auf meine Re- 
dezeit nicht angerechnet wird. 

Vizepräsident Westphal: Nein, wir stoppen das. 

Bitte schön, Herr Dr. Weng. 

Dr. Weng (Gerlingen) (FDP): 

Mit leiser Wehmut frage ich 
Neuhausens lieben Friederich, 

Ob er denn weiß, daß wir bedauern, 

Wenn er in Parlamentes Mauern 
In Zukunft wird nicht mehr erfreuen 
Uns mit Ideen, guten, neuen? 

Da als Poet er ist bekannt, 

Sei ihm als Frage noch genannt, ^ 

Ob ihm bewußt ist oder nicht, 

Daß wir erhoffen ein Gedicht. 

Jedoch wir werden auch verzeih'n 
Die Abschiedsrede ohne Reim. 

In jedem Fall, er sollte wissen: 

Wir werden ihn in Bonn vermissen! 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Neuhausen, 
ich füge das Fragezeichen noch an und frage Sie: 
Kriegen wir ein Gedicht? 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Verehrter Herr 
Kollege Weng! Leider kann ich jetzt kein Gedicht 
machen. Aber ich mache Sie bei dieser Gelegenheit 
darauf aufmerksam, daß die Buchhandlung am Bun- 
deshaus noch über einen Restbestand an preiswerten 
Büchlein verfügt, die dort wohlfeil zu erhalten sind, 
und das dient der Bildung auf dem Wege der Lang- 
fristwirkung ja viel mehr, als wenn ich jetzt hier für 
den Tag etwas machte. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Herr Präsident, im Ernst: Ich wollte gerade meine 
Befriedigung darüber zum Ausdruck bringen, daß wir 
bei den Beratungen in unserem Ausschuß zu einer 
gemeinsamen Beschlußempfehlung gekommen sind 
und, wie ich glaube, auch zu einer gemeinsamen Ein- 
schätzung der Qualität der Berufsbildungsberichte. 

Wir haben hier über zwei zu sprechen. Das dauert 
immer so lange. Ich hätte fast gesagt: Wenn jetzt das 
Universalgenie Wüppesahl noch unter uns wäre, 
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Neuhausen 

(A) würde das natürlich Ich sage das nicht; ich sage 

es nicht, nein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der CDU/ 

CSU und der SPD) 

Es handelt sich also um den Berufsbildungsbericht 
1989 und den Bericht 1990. Sie enthalten sehr gute 
und qualitativ wichtige Untersuchungen und Analy- 
sen. Sie zeigen Tendenzen und langfristige Trends, 
ihre Umbrüche und Veränderungen auf und machen 
auf Perspektiven, Notwendigkeiten und Erfolge, aber 
auch auf Defizite aufmerksam. Daß der Bericht für 
1990, der sich ja im wesentlichen auf 1989 bezieht, die 
neuen Entwicklungen in Deutschland noch nicht be- 
rücksichtigen konnte, ist ihm nicht vorzuwerfen. Aber 
ich glaube, daß er besonders deswegen wichtig ist, 
weil er für alle künftigen Überlegungen, die hier 
schon angeschnitten worden sind, eine gute Voraus- 
setzung und Grundlage bildet. Dafür möchte ich allen, 
die für diese Berichte verantwortlich sind, an dieser 
Stelle einmal ausdrücklich danken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich sagte schon, daß es 
mich auch gefreut hat, daß wir zu einer gemeinsamen 
Beschlußempfehlung gekommen sind und daß wir 
darüber hinaus — in leicht veränderter Form — dem 
Antrag der GRÜNEN zustimmen werden, der heute 
hier mitberaten wird. Für mich persönlich ist das ein 
schöner Ausklang. 

Lassen Sie mich noch kurz ein paar Dinge nennen, 
die mir — natürlich neben vielen anderen — wichtig 
geworden sind und wichtig bleiben. 

Erstens. Meines Erachtens besteht zwischen dem 
Anteil der Abbrecher einer Ausbildung und der Bera- 
tung der jungen Leute vor Ausbildungsbeginn ein 
zwar nicht ausschließlicher, aber doch wesentlicher 
Zusammenhang. Man denkt, es gebe so viele Bera- 
tungsbemühungen und so viel Informationsmaterial. 
Aber dennoch ist nicht zu verkennen, daß der Anteil 
der Abbrecher zu hoch ist. Hierüber muß nachgedacht 
werden. Ich halte Aktionen von einzelnen Firmen, wie 
sie jetzt gestartet werden und die beinhalten, daß 
junge Auszubildende und Lehrlinge selber möglichen 
Nachfolgern ihre Berufswelt vorstellen, für sinnvoll 
und ausbaufähig. 

Zweitens. Meine Damen und Herren, die Bedeu- 
tung der überbetrieblichen Ausbildungsstätten als 
Ergänzung der betrieblichen Ausbildung ist nach 
mancherlei Wehen, an die wir uns erinnern, heute 
nicht mehr umstritten. Sie nimmt zu. Ich glaube, daß 
auch im Hinblick auf die neuen Bundesländer solche 
Einrichtungen zur Verbesserung der Situation und 
auch zur Steigerung der Attraktivität der beruflichen 
Bildung beitragen können. 

(Beifall bei der FDP) 

Drittens. Die betrieblichen und die sonstigen For- 
men der beruflichen Weiterbildung spielen in diesen 
Zusammenhängen ebenfalls eine immer wichtigere 
Rolle. Darüber ist ja schon gesprochen worden. Ich 
denke dabei auch an die jungen Menschen, die in den 
Zeiten des Ausbildungsplatzmangels keine Ausbil- 
dungsstelle bekamen und der Förderung und Qualifi- 
zierung durch Weiterbildungsmaßnahmen bedürfen. 


Viertens. Das Benachteiligtenprogramm, über das (C) 
wir hier oft gesprochen haben, hat sich bewährt. Es 
muß, wie ich glaube, weiterhin so ausgestattet sein, 
daß die Träger ihre — ich wage einmal das große 
Wort — segensreiche Tätigkeit verstetigen und fort- 
schreiben können. 

Herr Präsident, dies ist nun voraussichtlich mein 
letzter Beitrag. Wer weiß, was die Tagesordnung der 
nächsten Woche bringt; man ist nicht davor geschützt, 
hier zu reden. Aber lassen Sie mich einmal ganz kurz 
auf die zehn Jahre zurückschauen, die ich, Herr Kol- 
lege Kuhlwein, in unterschiedlichen politischen Kon- 
stellationen hier verbracht habe. Wenn ich jetzt auch 
dem Ministerium danke, dann gilt das eben nicht nur 
für das heutige Ministerium; es gilt für die ganze Zeit. 

Es ist jetzt komisch: Ich danke Ihnen, der Sie damals 
Parlamentarischer Staatssekretär waren. 


(Zuruf von der CDU/CSU: Das tut ihm 
gut!) 

Ich danke sehr herzlich auch für die Zuarbeit für 
einen Abgeordneten. Manches, was wir so machen, 
könnten wir nicht tun ohne die Hilfe des Ministeriums, 
wenn es uns nicht mit seiner Formulierungskunst und 
ähnlichen Dingen zur Seite stünde. 


(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Das sagt ein 
Dichter!) 

— Frau Schulte, es ehrt mich, daß Sie das so sagen. 


(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich möchte aber vor al- 
len Dingen den Kollegen im Ausschuß danken. Ich 
glaube nämlich, daß wir es über zehn Jahre lang ge- 
schafft haben, ein Klima zu erzeugen, das zwar nicht 
eine heile Welt ist — dazu haben wir uns auch zu oft 
gestritten — , das aber dem entspricht, wofür man sich 
nicht zu schämen braucht, um auch das einmal zu 
sagen: einem Stück politischer Kultur. Wenn das näm- 
lich in der Bildungsarbeit nicht möglich ist, wo sonst 
soll es dann im politischen Bereich möglich sein? Das 
ist der Bereich, auf den junge Menschen auf ihren 
ersten Schritten in das Leben zukommen, und da ha- 
ben wir eine gewisse Funktion. Das will ich nicht 
überhöhen — wir haben alle unsere Fehler und 
Schwächen — ; aber in diesen zehn Jahren, darf ich 
sagen, ist das im Bildungsausschuß gelungen. Dafür 
danke ich. Ich ermuntere dazu, das so fortzuführen. 
Wenn Sie das nicht tun, werde ich Ihnen Briefe schrei- 
ben. 


(D) 


Vielen Dank. 


(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und den GRÜNEN/Bündnis 90) 


Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Neuhausen, 
ich fühle, daß Sie auch mir Dank gesagt haben, denn 
ich war der Berichterstatter im Haushaltsausschuß für 
den Bildungsetat. 

(Heiterkeit) 

Wir alle wünschen Ihnen auf Ihrem weiteren Weg 
alles Gute, Herr Neuhausen. 

(Beifall) 

Jetzt hat Frau Hillerich das Wort. 
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(A) Frau Hillerich (GRÜNE/Bündnis 90): Herr Präsi- 
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir schreiben 
schwarze Zahlen in der Ausbildungsstellenbilanz der 
alten Bundesrepublik. Das ist erfreulich. Ich möchte 
hinzufügen: Dies sollte baldmöglichst auch in den 
neuen Ländern selbstverständlich sein. Wir GRÜNEN 
halten ein gesetzlich garantiertes Recht auf berufli- 
che Erstausbildung hierfür für unverzichtbar. Eine 
neue deutsche Verfassung sollte dies als soziales 
Grundrecht festschreiben, und ein novelliertes Be- 
rufsbildungsgesetz sollte Regelungen für den Fall ent- 
halten, daß die ausbildende Wirtschaft in den einzel- 
nen Regionen nicht genügend Ausbildungsplätze an- 
bietet. 

Unabhängig von der demographischen Entwick- 
lung und von wirtschaftlichen Konjunkturen müssen 
in den Regionen ergänzend zum Ausbildungsstellen- 
angebot der Wirtschaft Ausbildungskapazitäten vor- 
gehalten werden. Für die Bildung in den Schulen der 
Sekundarstufe II ist dies übrigens selbstverständlich. 
„Alle, die Abitur machen wollen, haben einen Platz in 
einer Schule gefunden" — diese Tatsache wäre keine 
Meldung wert. Ich wünsche mir das gleiche für die 
berufliche Erstausbildung. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90 und 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Ausbildungsbeteili- 
gung steigt seit Jahren kontinuierlich an. Die ausbil- 
dende Wirtschaft hat sich in den 70er und 80er Jahren 
insgesamt zwar als äußerst elastisch in ihrer Aufnah- 
mefähigkeit erwiesen, dennoch hat das Lehrstellen- 
angebot trotz starker Subventionierung nicht ausge- 

( B ) reicht. Festzustellen ist aber auch, daß gerade für die 
industriellen Kernberufe im Elektro- und Metallbe- 
reich die Ausbildungskapazitäten in der Vergangen- 
heit nicht in dem Maß erhöht wurden, wie das dem 
wachsenden Bedarf an qualifizierter Facharbeit ent- 
spräche. Die Klagen über den neuen Facharbeiter- 
mangel aus diesem Bereich sind in Wirklichkeit ein 
Eingeständnis dafür, daß der Aus- und Weiterbil- 
dungsverantwortung selbst im Interesse an eigenem 
Nachwuchs äußerst unzureichend genügt wurde. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN/ 
Bündnis 90 und der SPD) 

Im Jahr 1989 wurden in der alten Bundesrepublik 
fast 584 000 Ausbildungsverträge neu abgeschlossen. 
Wir wissen, daß davon in kurzer Zeit etwa 117 000, 
also gut 20%, wieder gelöst werden oder teilweise 
schon gelöst sind. Dieser Durchschnitt wird in einigen 
Bereichen des Handwerks noch weit übertroffen. Aus 
dieser Quelle speiste sich auch etwa die Hälfte jener 
ca. 15% der Geburtsjahrgänge von 1960 bis 1969, die 
in den 80er Jahren ohne Berufsausbildung gebheben 
sind. Von seiten des Bundesinstituts für Berufsbildung 
wird die „Drop out“-Quote in der Berufsbildung sogar 
auf 17% geschätzt. Diese jungen Menschen halten 
sich heute durch ungelernte Arbeit, durch Gelegen- 
heitsjobs, durch Arbeitslosen- oder Sozialhilfe über 
Wasser. Viele von ihnen haben bereits Kinder, die 
darunter zu leiden haben. Den meisten dieser Aus- 
bildungsabbrecher/Ausbildungsabbrecherinnen hätte 
durch ausbildungsbegleitende Hilfen und intensivere 
Beratung — auch von seiten der Ausbildungsverant- 
wortlichen — dieses Schicksal erspart werden kön- 


nen. Eine Ausweitung der Zielgruppen des Benach- (C) 
teiligtenprogramms und ein Rechtsanspruch auf aus- 
bildungsbegleitende und sozialpädagogisch orien- 
tierte Förderung, was wir GRÜNEN mehrfach gefor- 
dert haben, ist die einzig vernünftige Lösung für die- 
ses Problem jetzt und in Zukunft. 

(Beifall bei den GRÜNEN/Bündnis 90) 

Was die 1,5 bis 1,7 Millionen junger Erwachsener 
ohne Ausbildung aus den 80er Jahren betrifft, finde 
ich es beschämend, wenn im jetzigen Berufsbildungs- 
bericht lediglich von Angeboten zur Nachqualifizie- 
rung die Rede ist, ohne klare Verantwortlichkeiten zu 
benennen. Auch für diese Menschen muß das Recht 
auf Ausbildung gelten; sie benötigen ein auf ihre Le- 
benssituation zugeschnittenes Förderprogramm mit 
der klaren Option auf voll qualifizierende Ausbil- 
dung, finanziert durch die öffentliche Hand und die 
Bundesanstalt für Arbeit. 

Ein weiteres Problem. Immer noch werden die 
Übernahmewünsche vieler Auszubildender nach der 
Lehre durch das Einstellungsverhalten der Ausbil- 
dungsbetriebe nicht eingelöst. Die wichtige Phase der 
beruflichen Ersterfahrung, durch die das in der Aus- 
bildung Gelernte erst wirklich gefestigt und auf die 
realen Arbeitsanforderungen bezogen werden kann, 
wird also einem Teil der Jugendlichen vorenthalten. 

Ihre Vermittelbarkeit in ihrer Ausbildung entspre- 
chende Beschäftigung sinkt mit jedem Tag, an dem 
sie ausbildungsfremd arbeiten oder arbeitslos sind. 
Dieses Schicksal trifft etwa 4% der Absolventinnen 
und Absolventen einer Ausbildung; Frauen sind auch 
hier wieder überrepräsentiert. pj 

An der zweiten Schwelle also, vor dem Berufsein- 
tritt, werden sehenden Auges die künftigen Sozial- 
fälle produziert, von denen in der jüngst erschienenen 
Studie „Armut im Wohlstand" ausführlich die Rede 
ist. Wir GRÜNEN schlagen zur Lösung des Problems 
eine Übernahmeverpflichtung für mindestens zwei 
Jahre nach der Ausbildung vor. Wenn Ausbildungs- 
betrieben dies nicht möglich ist, müssen die Kammern 
— gemeinsam mit der Arbeitsverwaltung — diese ge- 
sellschaftliche Verantwortung für die Erstbeschäfti- 
gung der Ausbildungsabsolventen übernehmen und 
geeignete Stellen finden. 

Mittelfristig würde sich dadurch auch die äußerst 
ungleiche Ausbildungsintensität der Betriebe ent- 
sprechend den tatsächlichen Beschäftigungschancen 
bzw. -bedarfen ausgleichen. 

In unserer Ausschußempfehlung sprechen wir uns 
gemeinsam dafür aus, daß qualifizierte berufliche Bil- 
dung auch Voraussetzungen zur menschen- und um- 
weltgerechten Gestaltung von Arbeitsplätzen schaf- 
fen muß. Auf dem Weg zu diesem Ziel gibt es leider 
auch ernst zu nehmende Fallstricke. 

Im Berufsbildungsbericht wird zum Thema „Um- 
weltlernen" u. a. auf Materialien zum Umweltschutz 
in der betrieblichen Ausbildungspraxis hingewiesen, 
die zusammen mit der Hoechst AG entwickelt wur- 
den. Ich habe mir diese Materiahen genauer ange- 
schaut und festgestellt: Darin geht es nicht um die 
Schaffung umweltgerechter Arbeitsplätze, sondern 
um ganzheitlich angelegte Gewöhnung an söge- 
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Frau Hillerich 

(A) nannte Sachzwänge der sondermüllvermehrenden 
großtechnischen Chemikalienproduktion. 

Was die industriellen Metallberufe r eine Branche 
mit bisher kaum abschätzbarer Umwelt- und Gesund- 
heitsgefährdung, betrifft, muß der Wahrheit halber 
angemerkt werden, daß die Erarbeitung von Erkennt- 
nissen über umweltrelevante Handlungsfelder von 
Metall-Arbeitgeberseite bis vor kurzem stark beein- 
trächtigt wurde, übrigens gegen den Willen von Be- 
trieben, die sich für derartige Untersuchungen der 
Berufsbildungsforschung zur Verfügung stellen wol- 
len. 

Wir beschließen heute erfreulicherweise auch über 
eine Beschlußempfehlung, die auf den Antrag der 
GRÜNEN zur Einrichtung eines Förderungsschwer- 
punktes „Mädchen und Frauen" für Modellversuche 
der Bund-Länder-Kommission zurückgeht. Wir freuen 
uns, daß wir bei diesem Anliegen gemeinsam mit der 
Bundesregierung an einem Strick ziehen und daß un- 
ser Antrag deshalb im Ausschuß die einstimmige Zu- 
stimmung gefunden hat und wohl auch hier finden 
wird. Allerdings müssen dem bei den künftigen Haus- 
haltsberatungen Taten folgen. 

Dies war mein Schwanengesang zur Berufsbildung 
im Deutschen Bundestag. Mir hat die Arbeit im Aus- 
schuß und im Plenum viel Spaß gemacht; natürlich 
auch in der Enquete-Kommission. Ich werde der Be- 
rufsbildungspolitik auch außerhalb dieses Hohen 
Hauses treu bleiben. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Westphal: Frau Hillerich, mich trifft 
das unvorbereitet. Aber auch Ihnen gilt mein guter 
Wunsch für Ihren weiteren Weg. 

Jetzt hat der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Lammert das Wort. 

Dr. Lammert, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Bildung und Wissenschaft; Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die geschätzten Kollegen 
aus dem Kabinettsreferat meines Ministeriums haben 
heute mittag, als der Schluß dieser Debatte auf etwa 
13 Uhr kalkuliert wurde, vorsichtig bei mir angefragt, 
ob ich meine Rede nicht vielleicht so sorgfältig formu- 
lieren könnte, daß ihnen im späteren Verlauf des 
Nachmittages umfängliche Korrekturen des Steno- 
graphischen Protokolls erspart blieben. Ich habe das 
selbstverständlich zugesagt und will deswegen jede 
Neigung zu möglichen kontroversen Punkten sorgfäl- 
tig vermeiden, um Zwischenrufe und Zwischenfra- 
gen, wenn eben möglich, auszuschließen, was viel- 
leicht um so leichter gelingen könnte, als wir eine 
Beschlußempfehlung vorliegen haben, die der Aus- 
schuß mit allen Fraktionen einstimmig verabschiedet 
hat. 

In der Tat begrüße ich für die Bundesregierung na- 
türlich ausdrücklich, daß die von uns vorgelegten bei- 
den Berufsbildungsberichte 1989 und 1990 den zu- 
ständigen Fachausschuß in die Lage versetzt haben, 
dem Bundestag eine einstimmige Beschlußempfeh- 
lung vorzulegen. 

Daß im übrigen auch die zweite Beschlußempfeh- 
lung, die wir in verbundener Beratung heute verab- 


schieden wollen, auf Initiative der Fraktion DIE GRÜ- (C) 
NEN bereits vorhandene Aktivitäten der Bundesre- 
gierung ausdrücklich unterstützt, komplettiert das 
ganz ungewöhnlich harmonische Klima der Schlußde- 
batte des heutigen Tages im Deutschen Bundestag. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Wer hat denn den 
Fehler gemacht?) 

— Verehrter Kollege Rüttgers, das könnte Gegen- 
stand einer Kontroverse werden, die zu vermeiden ich 
ausdrücklich versprochen hatte. 

Die beiden wichtigsten Nachrichten zu den Berufs- 
bildungsberichten 1989 und 1990 finden sich gleich zu 
Beginn der Beschlußempfehlung. Erstens, die Berufs- 
wahlmöglichkeiten der Jugendlichen haben sich 
deutlich verbessert; zweitens, für die Betriebe wird 
Nachwuchsmangel zunehmend zum Problem. 

In der Tat kann kein Zweifel daran bestehen, daß 
das Verhältnis von Ausbildungsplätzen zu Ausbil- 
dungsbewerbern in den letzten Jahren immer günsti- 
ger geworden ist. Verehrter Kollege Eimer, selbst die 
über viele Jahre uns sehr in Anspruch nehmenden 
Problemregionen weisen inzwischen ein Überange- 
bot an Ausbildungsstellen gegenüber Ausbildungs- 
bewerbern aus, was wir gemeinsam ausdrücklich be- 
grüßen können, weil es in der Tat für die betroffenen 
jungen Leute die Auswahlmöglichkeiten ständig ver- 
größert. 

Ich habe die letzten verfügbaren Zahlen vom Sep- 
tember dieses Jahres vorliegen. Danach ist die Zahl 
der verfügbaren Ausbildungsstellen im September 
1990 noch einmal von knapp 600 000 im September 
vergangenen Jahres — das war das Berichtsende, 
über das wir heute zu befinden haben — auf über (D) 
650 000 im September dieses Jahres gestiegen, wäh- 
rend die Zahl der Berufsausbildungsbewerber von da- 
mals 482 000 auf 465 000 zurückgegangen ist. Daher 
müssen wir in der Tat damit rechnen, daß sich die 
Verdoppelung der unbesetzten Ausbildungsstellen 
zwischen 1987 und 1989 zwischen 1989 und 1990 wie- 
derholt und wir von damals etwa 85 000 auf insgesamt 
etwa 170 000 unbesetzte Ausbildungsstellen kom- 
men. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Eimer? 

Dr. Lammert, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Bildung und Wissenschaft: Selbstverständ- 
lich, ich kann das ja nicht verweigern. 

Dr. Eimer (SPD): Ich wollte nur fragen, ob Sie solch 
positive Zahlen — mit diesem Verhältnis — auch für 
den Bereich der neuen Länder haben. 

Dr. Lammert, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Bildung und Wissenschaft: Ich will in der Tat 
im Zusammenhang mit der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ausdrücklich darauf hinweisen, daß die 
Bundesregierung den Aufforderungen, die hier auf- 
gelistet sind, gerne und mit Engagement nachkom- 
men wird und daß wir für die Empfehlungen, die unter 
Ziffer 9 formuliert sind, bereits Vollzug melden kön- 
nen-, denn unter Ziffer 9 wird die Bundesregierung zur 
Vorlage eines Programms zur Sicherung der Ausbil- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Lammert 

(A) düng auf dem Gebiet der neuen Länder unter finan- 
zieller Beteiligung des Bundes, der Länder und der 
Wirtschaft auf gefordert, das inzwischen längst be- 
schlossen und auch in Kraft gesetzt ist. 

In der Tat können wir Gott sei Dank, Herr Kollege 
Eimer, auch für den Ausbildungsplatzmarkt in den 
neuen Bundesländern heute von einer wesentlich 
günstigeren Situation berichten, als wir sie noch vor 
wenigen Montagen gemeinsam befürchten mußten. 
Von mehr als 156 000 Bewerbern sind mit Stichtag 
Ende September nur gut 3 000 nicht in Ausbildungs- 
plätzen untergebracht worden. Das heißt, das sind 
weniger als 2 %. Dies ist damit ein wesentlich günsti- 
gerer Wert, als wir ihn noch vor wenigen Jahren in den 
alten Bundesländern über einen langen Zeitraum hat- 
ten. 

Ich verbinde damit übrigens ausdrücklich nicht die 
Behauptung, hier gebe es kein Problem mehr — damit 
wir uns da nicht mißverstehen — , weil wir mit einer 
sehr dynamischen Veränderung und mit Strukturbrü- 
chen zu tun haben, die uns auch in den nächsten 
Monaten gemeinsam engagiert beschäftigen müssen. 
Dies wünscht der Fachausschuß, und dies hat die Bun- 
desregierung ausdrücklich als ihre eigene Absicht 
mehrfach zu Protokoll gegeben. 

Meine Damen und Herren, auch ich möchte zum 
Schluß gerne insbesondere den Kollegen, die heute 
zum letztenmal in einer Berufsbildungsdebatte des 
Deutschen Bundestages gesprochen haben, für die 
gute Zusammenarbeit, für das ungewöhnlich ange- 
nehme Klima, mit dem wir gelegentlich auch Kontro- 
versen ausgetragen haben, und für die besonders pro- 
duktiven Auseinandersetzungen, die in diesem Klima 
möglich waren, herzlich danken. 

Daß einer der begabtesten Dichter des Deutschen 
Bundestages 

(Nolting [FDP]: Der bekannteste!) 


das Parlament mit dem ausdrücklichen Lob der For- (C) 
mulierungskünste der Bundesregierung verläßt, dies, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ist der für 
mich nicht mehr zu überbietende Höhepunkt dieser 
Legislaturperiode. 

(Beifall im ganzen Hause) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir stimmen über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft auf Druck- 
sache 11/7904 ab. Wer für diese Beschlußempfehlung 
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei der An- 
nahme dieser Beschlußempfehlung stelle ich Einstim- 
migkeit fest. 

Jetzt folgt die Abstimmung über die Beschlußemp- 
fehlung des Ausschusses für Bildung und Wissen- 
schaft auf Drucksache 11/7918. Der Ausschuß emp- 
fiehlt, den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/5713 in der Ausschußfassung anzu- 
nehmen. Wer für diese Beschlußempfehlung stimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist auch dies ein- 
stimmig angenommen worden. 

Nun kann ich Ihnen nur noch mitteilen, daß dies der 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung ist. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- D 
destages auf Dienstag, den 30. Oktober 1990, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.34 Uhr) 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete (r) 

Fraktion 

entschuldigt b 
einschließlich 

Dr. Ahrens 

SPD 

26. 

10. 90* 

Frau Barbe 

SPD 

26. 

10. 90 

Frau Beck-Oberdorf 

GRÜNE/ 

26. 

10. 90 


Bündnis 90 



Frau Becker-Inglau 

SPD 

26. 

10. 90 

Beckmann 

FDP 

26. 

10. 90 

Dr. Biedenkopf 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Frau Birthler 

GRÜNE/ 

26. 

10. 90 


Bündnis 90 



Dr. Briefs 

fraktionslos 

26. 

10. 90 

Büchler (Hof) 

SPD 

26. 

10. 90 

Dr. von Bülow 

SPD 

26. 

10. 90 

Frau Bulmahn 

SPD 

26. 

10. 90 

Catenhusen 

SPD 

26. 

10. 90 

Dr. Daniels (Bonn) 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Ehrbar 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Dr. Ehrenberg 

SPD 

26. 

10. 90 

Eich 

GRÜNE/ 

26. 

10. 90 


Bündnis 90 



Frau Fuchs (Köln) 

SPD 

26. 

10. 90 

Frau Fuchs (Verl) 

SPD 

26. 

10. 90 

Dr. Gautier 

SPD 

26. 

10. 90 

Dr. Geißler 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Glos 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Dr. Götz 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Graf 

SPD 

26. 

10. 90 

Grünbeck 

FDP 

26. 

10. 90 

Haack (Extertal) 

SPD 

26. 

10. 90 

Dr. Häfele 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Frau Dr. Hamm-Brücher 

FDP 

26. 

10. 90 

Hauser (Krefeld) 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Dr. Haussmann 

FDP 

26. 

10. 90 

Heistermann 

SPD 

26. 

10. 90 

Hiller (Lübeck) 

SPD 

26. 

10. 90 

Graf Huyn 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Ibrügger 

SPD 

26. 

10. 90 

Jahn (Marburg) 

SPD 

26. 

10. 90 

Dr. Jahn (Münster) 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Dr. Jens 

SPD 

26. 

10. 90 

Jung (Düsseldorf) 

SPD 

26. 

10. 90 

Kastning 

SPD 

26. 

10. 90 

Dr. Kertscher 

Gruppe der 

26. 

10. 90 


PDS 



Kiechle 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Kittelmann 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Klose 

SPD 

26. 

10. 90 

Koschnick 

SPD 

26. 

10. 90 

Kossendey 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Lamers 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 

Lehment 

FDP 

26. 

10. 90 

Leidinger 

SPD 

26. 

10. 90 

Dr. Mertens (Bottrop) 

SPD 

26. 

10. 90 

Meyer 

SPD 

26. 

10. 90 

Dr.’ Meyer zu Bentrup 

CDU/CSU 

26. 

10. 90 


für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates 

für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Versamm- 
lung 


Abgeordnete (r) 

Fraktion 

entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Modrow 

Gruppe der 

26. 

10. 

90 


PDS 




Müller (Wesseling) 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Niggemeier 

SPD 

26. 

10. 

90 

Oesinghaus 

SPD 

26. 

10. 

90 

Opel 

SPD 

26. 

10. 

90 

Peter (Kassel) 

SPD 

26. 

10. 

90 

Petersen 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Platzeck 

GRÜNE/ 

26. 

10. 

90 


Bündnis 90 




Rappe (Hildesheim) 

SPD 

26. 

10. 

90 

Reschke 

SPD 

26. 

10. 

90 

Reuschenbach 

SPD 

26. 

10. 

90 

Rixe 

SPD 

26. 

10. 

90 

Roth 

SPD 

26. 

10. 

90 

Dr. Schäuble 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Schmidt (München) 

SPD 

26. 

10. 

90* 

Schmidt (Salzgitter) 

SPD 

26. 

10. 

90 

Dr. Schnell 

SPD 

26. 

10. 

90 

Schreiber 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Schröer (Mülheim) 

SPD 

26. 

10. 

90 

Frau Dr. Seifert 

Gruppe der 

26. 

10. 

90 


PDS 




Seiters 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Spilker 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Dr. Stephan 

SPD 

26. 

10. 

90 

Frau Terborg 

SPD 

26. 

10. 

90 

Toetemeyer 

SPD 

26. 

10. 

90 

Frau Trenz 

GRÜNE/ 

26. 

10. 

90 


Bündnis 90 




Unger 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Frau Unruh 

fraktionslos 

26. 

10. 

90 

Vahlberg 

SPD 

26. 

10. 

90 

Dr. Voigt (Northeim) 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Voigt (Frankfurt) 

SPD 

26. 

10. 

90** 

Frau Dr. Vollmer 

GRÜNE/ 

26. 

10. 

90 


Bündnis 90 




Dr. Vondran 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Vosen 

SPD 

26. 

10. 

90 

Dr. Waigel 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 

Dr. Walther 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90 


(Gast) 




Frau Weyel 

SPD 

26. 

10. 

90 

Frau Wieczorek-Zeul 

SPD 

26. 

10. 

90 

Wischnewski 

SPD 

26. 

10. 

90 

Wittich 

SPD 

26. 

10. 

90 

Zierer 

CDU/CSU 

26. 

10. 

90* 


Anlage 2 

Antwort 

des Bundesministers Klein auf die Fragen des 
Abgeordneten Großmann (SPD) (Drucksache 11/8162 
Fragen 16 und 17): 

Warum wird in der Kurzfassung des Gutachtens die positive 
Bewertung des Modells der Mietermodernisierung nicht 
erwähnt? 

Warum wird in der Kurzfassung des Gutachtens die negative 
Bewertung des Modells Erwerb von Belegungsbindungen nicht 
erwähnt? 
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(A) Ihre Mündlichen Fragen Nr. 16 und 17 an die Bun- 
desregierung beantworte ich wegen des Zusammen- 
hangs gemeinsam. 

In Zusammenfassungen bzw. Kurzfassungen von 
ausführlichen Gutachten können zwangsläufig nicht 
alle behandelten Zusammenhänge und Einzelforde- 
rungen wiedergegeben werden. Die Bedeutung der 
genannten Sachverhalte wird dadurch natürlich nicht 
verringert. 


Anlage 3 

Antwort 

des Bundesministers Klein auf die Fragen des Abge- 
ordneten Reschke (SPD) (Drucksache 11/8162 Fragen 
22 und 23): 

Warum wird in der Kurzfassung des Gutachtens „Wirtschaft- 
liche und soziale Perspektiven der deutschen Einheit", die das 
Bundespresseamt erstellt hat, nicht der Vorschlag der Gutachter 
erwähnt, Wohnungskündigungen wegen Eigenbedarfs zu er- 
leichtern? 

Warum heißt es in der Kurzfassung des Gutachtens „stufen- 
weise Freigabe der Mieten", während das Gutachten die Aus- 
sage trifft „Die Chancen einer angemessenen Wohnungsversor- 
gung der DDR werden stark davon abhängen, wie schnell sich 
die gegenwärtigen Mieten an tatsächliche Knappheitsmieten 
herantasten können. " ? 

Ihre Mündlichen Fragen Nr. 22 und 23 an die Bun- 
desregierung beantworte ich wie folgt: 

1. In der Zusammenfassung bzw. Kurzfassung eines 
umfassenden Gutachtens können zwangsläufig nicht 
alle Einzelheiten enthalten sein. Solche Zusammen- 
bzw. Kurzfassungen haben zudem auch den Zweck, 
zur Lektüre des ganzen Gutachtens zu ermuntern. 

2. Die beiden zitierten Aussagen aus der Broschüre 
und aus dem Gutachten widersprechen sich nicht, 
sondern sind im Gegenteil in der Sache vollständig 
deckungsgleich. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Straßmeir auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Wollenberger (DIE GRÜNEN/ 
Bündnis 90) (Drucksache 11/8162 Frage 25): 

Treffen Informationen zu, wonach dem BND ein Tonbandbe- 
richt Martin Kirchners für das ehemalige Ministerium für Staats- 
sicherheit bzw. eine Abschrift hiervon vorliegen, und wenn ja, 
seit wann und mit welchem Inhalt? 

Ihre Frage ist identisch mit der Frage Nr. 7 der Klei- 
nen Anfrage der GRÜNEN vom 2. September 1990. 
Meine Antwort heute lautet ebenso wie die 2 Wochen 
alte Antwort der Bundesregierung vom 11. Oktober 
1990 auf die Kleine Anfrage der GRÜNEN: 

Die Bundesregierung nimmt zu Inhalt und Zeit- 
punkt von Erkenntnissen des Bundesnachrichten- 
dienstes aus grundsätzlichen Erwägungen nicht öf- 
fentlich Stellung, ist jedoch bereit, den zuständigen 
parlamentarischen Gremien gegenüber zu berich- 
ten. 


Anlage 5 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Fragen 
des Abgeordneten Müntefering (SPD) (Drucksache 
11/8162 Fragen 60 und 61): 

Auf welcher Bestimmung des Einigungsvertrages beruht die 
Aussage in der Broschüre des innerdeutschen Ministeriums 
„Einhundertzwanzig Antworten, Hinweise für den Alltag in den 
neuen Bundesländern", daß Mieten bis zum 31. Dezember 1991 
nicht erhöht werden können? 

Auf welcher Bestimmung des Einigungsvertrages beruht die 
Aussage in der Broschüre des innerdeutschen Ministeriums 
„Einhundertzwanzig Antworten, Hinweise für den Alltag in den 
neuen Bundesländern", daß bis zu 11 % der Instandhaltungsko- 
sten von Wohnraum auf die Jahresmiete umgelegt werden kön- 
nen? 

Zu Frage 60: 

Die Aussage beruht auf der Bestimmung in An- 
lage II, Kapitel V, Sachgebiet A, Abschnitt III, Ziffer 1 
des Einigungs Vertrages; diese sieht die befristete 
Fortgeltung der DDR-Verordnung vom 25. Juni 1990 
über die Aufhebung bzw. Beibehaltung von Rechts- 
vorschriften auf dem Gebiet der Preise (GBl. DDR I 
Nr. 37, S. 472) u. a. im Bereich der Mieten und Pach- 
ten vor, und zwar soweit sie sich auf Wohnräume be- 
ziehen, bis 31. 12. 1991, soweit sie sich auf andere als 
Wohnräume beziehen, bis 31. 12. 1990. (BGBl. II 
Nr. 35, S. 1201) 

Nach § 2 Abs. 1 dieser DDR-VO sind unter staatli- 
chen Preisregelungen u. a. „die am 30. 6. 1990 gelten- 
den Vorschriften auf dem Gebiet der Preise für Waren 
und Leistungen . . . für Mieten und Pachten" zu ver- 
stehen. (D) 

Nach der Anlage zu der fortgeltenden DDR-VO 
bleiben für Mieten die Preisanordnung Nr. 415 — An- 
ordnung über die Forderung und Gewährung preis- 
rechtlich zulässiger Preise — vom 6. Mai 1955 (GBl. I 
Nr. 39, S. 330) in Kraft. 

Die Überleitungsbestimmungen zum Miethöhege- 
setz ermächtigen allerdings die Bundesregierung, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates den höchstzulässigen Mietzins unter Berück- 
sichtigung der Einkommensentwicklung schrittweise 
zu erhöhen. Dabei wird dem Vermieter die Möglich- 
keit gegeben, den Mietzins bis zur Höhe des nach der 
Rechtsverordnung zulässigen Betrages einseitig zu 
erhöhen, (vgl. Anlage I, Kapitel XIV, Abschnitt II, 

Ziff. 7, § 11 Abs. 3 Ziff. 1, BGBl. II Nr. 35 S. 1126). Bis- 
lang ist eine solche Rechtsverordnung durch die Bun- 
desregierung nicht erlassen worden. 

Zu Frage 61: 

Die Aussage beruht auf Anlage I, Kapitel XIV, Ab- 
schnitt II, Ziff. 7 des Einigungsvertrages (BGBl. II 
Nr. 35 S. 1126). Der Einigungsvertrag sieht hier eine 
Ergänzung des Gesetzes zur Regelung der Miethöhe 
vor; durch einen neuen § 11 Abs. 2 MHG soll sicher- 
gestellt werden, daß für den gesamten Wohnraumbe- 
stand in der ehemaligen DDR die Regelung des § 3 
MHG zur Anwendung kommt. Danach kann der Ver- 
mieter bei Durchführung der Modernisierung eine Er- 
höhung der jährlichen Miete von 11% der für die 
Wohnung aufgewendeten Modernisierungskosten 
verlangen. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Oktober 1990 


18499 


(A) Die Überleitungsbestimmungen zum Miethöhege- 
setz sehen weiterhin vor, daß durch Rechtsverord- 
nung bis 1. Januar 1996 auch Aufwendungen für In- 
standsetzungsmaßnahmen auf die Mieter überwälzt 
werden können (§11 Abs. 7 MHG). Soweit eine 
Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 7 MHG ergangen 
ist, stehen die darin geregelten Instandsetzungsmaß- 
nahmen bei der Anwendung der sonstigen Vorschrif- 
ten des Gesetzes den baulichen Maßnahmen des § 3 
MHG gleich. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Frage des 
Abgeordneten Kürschner (SPD) (Drucksache 11/8162 
Frage 62): 

Welche Zusammenarbeit ergab sich aus der früheren anwalt- 
lichen Tätigkeit des Bundesministers für besondere Aufgaben, 
Lothar de Maiziere, bei Verfahren im Rahmen der DDR-Gesetz- 
gebung hinsichtlich der Familienzusammenführung und insbe- 
sondere des politischen Strafrechts mit der jetzigen und früheren 
Bundesregierungen? 

Die jetzige Bundesregierung hat mit Rechtsanwalt 
de Maiziere „bei Verfahren im Rahmen der DDR- 
Gesetzgebung hinsichtlich der Familienzusammen- 
führung und insbesondere des politischen Straf- 
rechts" nicht zusammengearbeitet. Das gilt auch für 
die früheren Bundesregierungen. 

Gesprächspartner der Bundesregierung in diesem 
humanitären Bereich war der mit einem entsprechen- 
den Mandat seiner Regierung ausgestattete Rechts- 
anwalt Prof. Dr. Wolfgang Vogel. 


Anlage 7 


Amtliche Mitteilungen 


Der Bundesrat hat ln seiner Sitzung am 21. September 1990 be- 
schlossen, den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen 
Einspruch gemäß Artikel 77 Abs. 3 GG nicht einzulegen. 

Gesetz über die Inkraftsetzung von Vereinbarungen betreffend 
den befristeten Aufenthalt von Streitkräften der Französischen 
Republik, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland und 
der Vereinigten Staaten von Amerika in Berlin und von sowje- 
tischen Streitkräften auf dem in Artikel 3 des Einigungsvertra- 
ges genannten Gebiet nach Herstellung der Deutschen Ein- 
heit 

Viertes Agrarsoziales Ergänzungsgesetz (4. ASEG) 

Gesetz über die Statistik für das Hochschulwesen (Hochschul- 
statistikgesetz — HStatG) 

Drittes Gesetz zur Änderung des Abwasserabgabengesetzes 

Gesetz zur Verbesserung der Überwachung des Außenwirt- 
schaftsverkehrs und zum Verbot von Atomwaffen, biologischen 
und chemischen Waffen 

Gesetz zur Überleitung von Bundesrecht nach Berlin (West) 
nach Fortfall der alliierten Vorbehaltsrechte (Sechstes Überlei- 
tungsgesetz) 

Gesetz zu dem Vertrag vom 31. August 1990 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands — Eini- 
gungsvertragsgesetz — und der Vereinbarung vom 18. Septem- 
ber 1990 


Gesetz zur Fortentwicklung der Datenverarbeitung und des Da- (C) 
tenschutzes. 


Zu den beiden letztgenannten Gesetzen hat der Bundesrat folgende 
Entschließungen gefaßt: 

Zum Gesetz zu dem Vertrag vom 31. August 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokrati- 
schen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands 
— Einigungsvertragsgesetz — und der Vereinbarung vom 
18. September 1990: 

1. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 7. September 
1990, Drucksache 600/90 (Beschluß), zu Artikel 7 und Artikel 15 
dargestellt, welche Erklärungen der Bund in Verhandlungen mit 
den Ländern zu einigen bedeutsamen Fragen der Bund-Länder- 
Finanzbeziehungen abgegeben hat. 

Der Bundesrat stellt fest, daß die Bundesregierung der Darstel- 
lung dieser politischen Erklärungen und Vereinbarungen in ih- 
rer Gegenäußerung nicht widerspricht. 

Die von der Bundesregierung vorgenommenen Interpretationen 
ändern nichts am Inhalt dieser Erklärungen. Der Bundesrat geht 
deshalb davon aus, daß die als Grundlage für das Einvernehmen 
zum Einigungsvertrag abgegebenen Erklärungen des Bundes 
unverändert Gültigkeit haben. 

2. Der Bundesrat bittet, im Rahmen der Überlegungen zu Arti- 
kel 5 des Einigungsvertrages künftig auch die Rechte der natio- 
nalen Minderheiten und Volksgruppen durch besondere Her- 
vorhebung zu garantieren, so wie sie in Artikel 5 der Verfassung 
des Landes Schleswig-Holstein und für die Sorben in der Ver- 
fassung der Deutschen Demokratischen Republik verankert 
sind. 

Zum Gesetz zur Fortentwicklung der Datenverarbeitung und 
des Datenschutzes: 

1. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, 

— baldmöglich einen Gesetzentwurf vorzulegen, in dem gere- 
gelt werden die Voraussetzungen und das Verfahren zur Durch- (D) 
führung einer Sicherheitsüberprüfung, welche Umstände ein 
Sicherheitsrisiko begründen und welche Folgen für Bewerber 

und Beschäftigte beim Vorliegen eines Sicherheitsrisikos eintre- 
ten, 

— bei anstehenden Verhandlungen über die in der Bundesre- 
publik Deutschland stationierten ausländischen Streitkräfte auf 
Vereinbarungen hinzuwirken, daß ihnen übermittelte perso- 
nenbezogene Daten nur zu dem Zweck verwendet werden dür- 
fen, zu dem sie übermittelt worden sind und den zuständigen 
deutschen Stellen das Recht eingeräumt wird, Auskunft über die 
Verwendung der Daten zu erhalten, 

— zu prüfen und dem Bundesrat zu berichten, ob es insbeson- 
dere in Anbetracht der Verkürzung des Grundwehrdienstes 
zweckmäßig ist, die Zuständigkeit für die Beobachtung von Be- 
strebungen von Bundeswehrangehörigen gegen die freiheitli- 
che demokratische Grundordnung vom Müitärischen Abschirm- 
dienst auf die Verfassungsschutzbehörden zu übertragen. 

2. Der Bundesrat hält außerdem zur Gewährleistung des Daten- 
schutzes im nicht-öffentlichen Bereich über die im neuen Bun- 
desdatenschutzgesetz getroffenen Regelungen hinaus ergän- 
zende bereichsspezifische Vorschriften für dringend erforder- 
lich. Er fordert deshalb die Bundesregierung auf, umgehend 
einen Gesetzentwurf mit Regelungen über den Arbeitnehmer- 
datenschutz vorzulegen. Darüber hinaus wird die Bundesregie- 
rung aufgefordert, Gesetzentwürfe zur Gewährleistung des Da- 
tenschutzes im Versicherungswesen, im Kreditwesen sowie bei 
Auskunfteien und Detekteien vorzulegen. 


Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 8. Oktober 1990 beschlos- 
sen, den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen Antrag 
gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen. 

Zehntes Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes sowie 
zur Änderung des Parteiengesetzes 

Gesetz zu dem Vertrag vom 12. September 1990 über die ab- 
schließende Regelung in bezug auf Deutschland 
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Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. Oktober 1990 beschlos- 
sen, den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen Antrag 
gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen: 

Gesetz über die Wahl der Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland zur Parlamentarischen Versammlung des Europa- 
rates (EuRatWahlG) 

Zwölftes Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes und 
Elftes Gesetz zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 

Gesetz zur Durchführung der Richtlinie des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften über den Jahresabschluß und den kon- 
solidierten Abschluß von Banken und anderen Finanzinstituten 
(Bankbilanzrichtlinie- Gesetz) 

Vierzehntes Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes 

Viertes Gesetz zur Änderung des Binnenschiffsverkehrsgeset- 
zes 

Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung 

Gesetz zu dem Europäischen Übereinkommen vom 18. März 
1986 zum Schutz der für Versuche und andere wissenschaftliche 
Zwecke verwendeten Wirbeltiere 

Gesetz zu dem Wiener Übereinkommen vom 21. März 1986 über 
das Recht der Verträge zwischen Staaten und internationalen 
Organisationen oder zwischen internationalen Organisationen 

Gesetz zu den Zusatzprotokollen I und II zu den Genfer Rot- 
kreuz-Abkommen von 1949 

Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 160 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation vom 25. Januar 1985 über Arbeitsstatistiken 

Gesetz zu dem Abkommen vom 29. August 1989 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Ver- 
hinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen und einiger anderer Steu- 
ern 

Gesetz zu dem Beschluß der Generalversammlung des Interna- 
tionalen Ausstellungsbüros vom 31. Mai 1988 zur Änderung des 
Abkommens über Internationale Ausstellungen vom 22. No- 
vember 1928 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Neuregelung des Aus- 
länderrechts 

Gesetz über die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Ener- 
gien in das öffentliche Netz (Stromeinspeisungsgesetz) 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat folgende Ent- 
schließung gefaßt: 

Der Bundesrat begrüßt das Gesetz über die Einspeisung von 
Strom aus emeuerbaren Energien in das öffentliche Netz. 

Er bedauert jedoch, daß der Anwendungsbereich des Gesetzes 
aus Gründen eines wirksamen Klimaschutzes und der Ressour- 
censchonung nicht auch die Abnahme und die Vergütung von 
Strom aus Anlagen, die in Kraft-Wärme-Kopplung betrieben 
werden, erfaßt. 


Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher auf, in der 
nächsten Legislaturperiode auf eine entsprechende Novellie- 
rung des Gesetzes hinzuwirken. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. Oktober 1990 beschlos- 
sen, der 

Änderung der Gemeinsamen Geschäftsordnung des Bundesta- 
ges und des Bundesrates für den Ausschuß nach Artikel 77 GG 
(Vermittlungsausschuß) 

gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes zuzustimmen und den 
Ergänzenden Beschluß des Deutschen Bundestages zur Ände- 
rung der Gemeinsamen Geschäftsordnung des Bundestages 
und des Bundesrates für den Ausschuß nach Artikel 77 des 
Grundgesetzes 

zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von einer 
Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen absieht: 
Auswärtiger Ausschuß 

Drucksachen 11/7492, 11/7521, 11/7578, 11/7555 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Drucksachen 11/4329, 11/4343 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Drucksachen 11/6387, 11/6388 

Ausschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgen- 
abschätzung 
Drucksache 11/6886 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen 
bzw. von einer Beratung abgesehen hat: 

Finanzausschuß 

Drucksache 11/6423 Nr. 2.2 

Haushaltsausschuß 

Drucksache 11/7319 Nr. 2.03 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksache 11/7609 Nr. 10—14, 16—20 

Drucksache 11/7732 Nr. 6—11 

Drucksache 11/7755 Nr. 3.3-3. 7 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Drucksache 11/6017 Nr. 2.8, 2.11, 2.12 

Ausschuß für Büdung und Wissenschaft 

Drucksache 11/7115 Nr. 2.14 

Drucksache 11/7192 Nr. 2.9 

Ausschuß für wirtschafüiche Zusammenarbeit 

Drucksache 11/6629 Nr. 2.7 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Drucksache 11/4019 Nr. 2.45 
Drucksache 11/7319 Nr. 2.21 
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